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Zusammenfassung 
 
 1. Die Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) erhielt vom 

Kantonsrat den Auftrag, die Vorwürfe gegenüber der Schulzahnklinik 
zu prüfen und insbesondere zu untersuchen, ob die Aufsichtspflich-
ten durch die verschiedenen Gremien wahrgenommen worden wa-
ren. Nach 90 Sitzungen, einer zweitägigen Klausur, umfangreichs-
tem Aktenstudium und über 1249 Seiten protokollierter Befragungen 
von Zeuginnen, Zeugen und Auskunftspersonen sowie der Beratung 
eines Expertengutachtens kommt die PUK Schulzahnklinik zu fol-
gendem Schluss: 

 
 2. Die Schulzahnklinik in der heutigen Form existiert seit dem Zusam-

menschluss der damaligen kantonalen und städtischen Schulzahn-
kliniken im Jahr 1996. Sie ist eine von 25 Abteilungen des Erzie-
hungsdepartements. Weil der Betrieb der Schulzahnklinik nicht zum 
Kernauftrag des Erziehungsdepartements gehört und die Aufsicht 
besondere Fachkenntnisse erfordert, erhielt sie Freiraum. Der Status 
als WoV-Betrieb (Wirkungsorientierte Verwaltungsführung) von 1997 
bis Ende 2017 führte zu zusätzlichen planerischen und betrieblichen 
Möglichkeiten. Der Schulzahnklinik gelang es, erfolgreich zu wirt-
schaften und eine in der Regel gute Behandlungsqualität zu erzie-
len. Die Öffnungszeiten mit Schichtbetrieb und Samstagsarbeit sind 
kundenfreundlich und in der Schweiz für Schulzahnkliniken einmalig. 

 
 3. Der damalige Leiter der Schulzahnklinik, Dr. Peter Kerschot, erhielt 

2003 vom Regierungsrat die Bewilligung, parallel zu seiner Tätigkeit 
in der Schulzahnklinik eine private Praxis zu führen. Es wurde be-
fürchtet, wegen zu tiefer Löhne könne kein geeignetes Personal ge-
funden werden. Deshalb räumte man dem Leiter und den Zahnärz-
tinnen und -ärzten der Schulzahnklinik die Möglichkeit ein, zusätzli-
chen Verdienst zu erzielen und weitere berufliche Erfahrung zu 
sammeln. Die PUK kann knapp 20 Jahre später die damalige Markt-
situation auf dem Platz Schaffhausen nicht beurteilen und aner-
kennt, dass es dem Regierungsrat sowie dem Departementsvorste-
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her bei der Bewilligung der Privatpraxis darum gegangen war, die 
personelle Situation an der Schulzahnklinik zu stärken.  
Eine mögliche Interessenkollision zwischen der privaten Tätigkeit in 
der eigenen Praxis und der Tätigkeit als Leiter der kantonalen 
Schulzahnklinik wurde nicht in Betracht gezogen. Obwohl bespro-
chen worden war, die Bewilligung sei auf Erwachsene zu beschrän-
ken, wurde sie ohne jegliche Auflage erteilt. Die PUK kann diese un-
eingeschränkte Bewilligung nicht nachvollziehen, weil offensichtlich, 
war, dass eine private Tätigkeit unweit der Schulzahnklinik zu Inte-
ressenkollisionen führen musste. Insbesondere hätte der Regie-
rungsrat auch veranlassen müssen, dass regelmässig überprüft 
wird, ob keine die Schulzahnklinik konkurrenzierende Tätigkeit ein-
getreten sei. 
Der Entscheid des Regierungsrates und die fehlende Kontrolle er-
möglichten es dem Leiter der Schulzahnklinik, die Grenzen zwischen 
der Privatpraxis und der Tätigkeit in der Schulzahnklinik zunehmend 
zu verwischen. Bis 2012 führte der Leiter die Privatpraxis selber, 
dann verkaufte er sie an den Kieferorthopäden Dr. Hadi Shidiak. 
Dieser hatte seit 2006 eine Festanstellung an der Schulzahnklinik 
und begann 2007, in der Privatpraxis von Dr. Peter Kerschot zu ar-
beiten.  

 
 4. Die PUK erachtet es als erwiesen, dass Patientinnen und Patienten 

ab 2007 von der Schulzahnklinik in die Privatpraxis von Dr. Hadi 
Shidiak wechselten. Dieser hatte Patientinnen und Patienten aktiv 
aufgefordert, in die Privatpraxis zu wechseln oder sie im Unklaren 
darüber gelassen, dass die private Praxis mit der Schulzahnklinik 
nicht identisch war. Diese Wechsel verstiessen gegen die Interessen 
der Schulzahnklinik. Am augenfälligsten ist der Wechsel bei Behand-
lungen, die von der Eidgenössischen IV bezahlt wurden. Diese er-
folgten fast ausschliesslich durch Dr. Hadi Shidiak in der privaten 
Praxis. Der Schulzahnklinik sind durch die Patientenwechsel und 
Abwerbungen und insbesondere durch den erheblichen Rückgang 
der IV-Fälle ein Umsatzverlust und ein Schaden entstanden. Hierzu 
sind nur Schätzungen möglich. Für die Jahre 2009 bis 2018 bewegt 
sich die maximale Umsatzeinbusse bei IV-Fällen in der Bandbreite 
von CHF 590’000 bis CHF 1'310’000. Falls es Patientenwechsel 
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gab, die von den Eltern aus freien Stücken veranlasst wurden und 
unter völliger Transparenz erfolgten, liegen diese Zahlen tiefer. Der 
Umsatzverlust ist nicht dem Schaden gleichzusetzen, weil ein höhe-
rer Umsatz in der Regel auch höhere Kosten (Lohn, Material etc.) 
verursacht. 

 
 5. Im Jahr 2015 wurde das Produkt Myobrace® als Hilfsmittel für die 

myofunktionelle Therapie zur Beseitigung von Fehlfunktionen der 
Kau- und Gesichtsmuskulatur und falschen Schluckgewohnheiten 
eingeführt. Die Einführung erfolgte durch eine einzige Zahnärztin, 
ohne Konzept und ohne Erfolgskontrolle. Vertiefte Abklärungen über 
das Produkt Myobrace® fanden nicht statt. Gemäss Gutachten der 
Universität Zürich ist die Wirksamkeit des Produktes wissenschaft-
lich nicht erwiesen.  
Seit der regelmässigen Verwendung des Produktes Myobrace® wur-
de häufiger als vorher die Diagnose einer myofunktionellen Dysfunk-
tion gestellt. Die Zahl der Behandlungen ist im Vergleich zu den An-
gaben anderer Schulzahnkliniken wie auch den vormaligen logopä-
dischen Therapien sehr hoch. Dies führte zu einer häufigen Verwen-
dung des Produktes Myobrace®. Auffallend ist zudem, dass bei rund 
45% der Kinder die Therapie abgebrochen werden musste.  
Beim Einsatz des Produktes Myobrace® wurde bei den meisten Kin-
dern routinemässig eine Panoramaröntgenaufnahme (Orthopanto-
mogramm, OPT) angefertigt. Ein Orthopantomogramm ist gemäss 
Gutachten bei Kindern in nur sehr wenigen Fällen angezeigt. Das 
beinahe flächendeckende Röntgen mittels Orthopantomogramm bei 
der Anwendung von Myobrace® war deshalb unangebracht. Die 
PUK hat keine Hinweise, dass bei den Orthopantomogrammen die 
Strahlengrenzwerte nicht eingehalten worden wären, eine gesund-
heitliche Gefährdung der Kinder bestand somit nicht. Dennoch wur-
den diese einer unnötigen Strahlenbelastung ausgesetzt. Ein schrift-
liches Einverständnis der Eltern für die Durchführung eines Panora-
maröntgens wurde nicht eingeholt. 
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 6. Die PUK konnte die Vorwürfe betreffend unnötige Kariesbehandlun-
gen nicht bestätigen. Die Qualität der Behandlungen war in der Re-
gel gut. Bei ungenügender Qualität wurden die behandelnden Mitar-
beitenden angeleitet, diese zu verbessern. 

 
 7. Zum Vorwurf, es seien beim Einsatz von Oralscannern unrechtmäs-

sige Zahlungen an eine Drittfirma erfolgt, fand die PUK keine Hin-
weise. Hingegen stellte sich heraus, dass die Schulzahnklinik die 
Submissionsvorschriften für den Bezug von Material nicht angewen-
det hatte.  

 
 8. Die PUK musste feststellen, dass die Archivierung der Unterlagen 

aus den Reihenuntersuchungen unvollständig und erst ab April 2018 
nachvollziehbar ist. Weshalb die aus Sicht der PUK wichtigen Unter-
lagen fehlen, konnte nicht geklärt werden. Mangels Übersicht über 
die Befunde lässt sich die Anzahl Behandlungen, die nach der Rei-
henuntersuchung in der Schulzahnklinik durchgeführt wurden, nicht 
rekonstruieren. 

 
 9. In der Schulzahnklinik gab es mündliche Absprachen zwischen dem 

damaligen Leiter Dr. Peter Kerschot und einigen Mitarbeitenden, 
wonach pro Tag eine Schicht von sieben Stunden und einmal pro 
Monat an einem Samstag gearbeitet werden musste. Die restliche 
Arbeitszeit war sogenannte Verwaltungs- oder Bürozeit. Diese Büro-
zeit war zu grosszügig bemessen, so dass die gesetzliche Arbeits-
zeit von 42 Stunden nicht eingehalten wurde. Ebenso mussten auf-
grund der Befragungen auch bei anderen Mitarbeitenden erhebliche 
Abweichungen zwischen geleisteten und bezahlten Stunden festge-
stellt werden. 
Die Finanzkontrolle hat für nicht erbrachte Arbeitsleistungen zwi-
schen 2016 bis 2018 einen Betrag von CHF 1'101'000 errechnet.  

 
10. Dr. Peter Kerschot ist anzuerkennen, dass er die Schulzahnklinik mit 

grossem Einsatz zu einem qualitativ und finanziell recht erfolgrei-
chen Betrieb aufgebaut hatte. Er führte die Schulzahnklinik nicht wie 
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eine Amtsstelle, weil er der Auffassung war, sie stehe in Bezug auf 
Patientinnen und Patienten sowie Arbeitsmarkt in Konkurrenz zu an-
deren Zahnkliniken. Allerdings nutzte er den gesetzlichen Spielraum 
nicht nur, sondern überschritt ihn. Die unrechtmässigen Patienten-
wechsel in die Privatpraxis waren ihm bekannt. Er liess sie zu, ob-
wohl sie den Interessen der Schulzahnklinik zuwiderliefen. Auch die 
grosszügige Handhabung der Arbeitszeiten erfolgte in Überschrei-
tung seiner Kompetenzen. Den direkten Vorgesetzten (Dienststellen-
leiter, Departementssekretär, Vorstehende des Erziehungsdeparte-
ments) ist vorzuwerfen, dass sie die Einhaltung der gesetzlichen 
Vorgaben nicht besser kontrollierten und keine fachliche Aufsicht in-
stalliert hatten. 

 
11. Der Regierungsrat bewilligte den Leitern der Schulzahnklinik sowie 

einzelnen Kieferorthopäden seit 2002 regelmässig eine jährliche 
Marktzulage zum kantonal vorgeschriebenen Lohn. Damit sollten die 
Löhne einzelner Mitarbeitender, die einen erheblichen Umsatz er-
zielten oder eine hohe Verantwortung innehatten, den Marktbedin-
gungen in der Zahnmedizin angeglichen werden. In der Zeit von 
2002 bis 2018 betrugen diese Marktzulagen insgesamt ca. 
CHF 650'000. Die PUK kritisiert nicht die Ausrichtung der Marktzula-
gen an sich. Marktzulagen sollen aber nur vorübergehende Arbeits-
marktschwankungen ausgleichen. Wenn die Zulagen über einen 
langjährigen Zeitraum ausgerichtet werden, sind die entsprechenden 
Einreihungen anzupassen. In jenen Fällen, in denen zusätzlich die 
Arbeit in einer Privatpraxis bewilligt worden war, waren die Marktzu-
lagen ein weiteres Element der Belohnung. Es fehlte eine Gesamt-
betrachtung der gewährten Erleichterungen. 

 
12.  Die Abwerbungen von Patientinnen und Patienten in die Privatpraxis 

wurden durch die mangelnden Kontrollen begünstigt. Weder die 
Vorstehenden des Erziehungsdepartements noch die direkten Vor-
gesetzten des Leiters der Schulzahnklinik überprüften, ob eine kon-
kurrenzierende Tätigkeit ausgeübt werde. Obwohl bekannt war, dass 
Dr. Hadi Shidiak ab 2007 auch als Kieferorthopäde in der Privatpra-
xis von Dr. Peter Kerschot tätig war und die Privatpraxis 2013 über-
nahm, wurde nie hinterfragt, ob diese Tätigkeit in Konkurrenz zur 
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Schulzahnklinik stehe. Alle Vorstehenden des Erziehungsdeparte-
ments waren der Überzeugung, dies sei zu tolerieren, nachdem der 
Regierungsrat das Führen der Privatpraxis erlaubt habe. Die PUK 
kann dieses Festhalten am einst gefällten Entscheid nicht verstehen, 
zumal sich seither die gesamten Umstände verändert haben.  

 
13. Zwar gab es bald Kritik seitens der Zahnärzteschaft am Betreiben 

der Privatpraxis. Diese Kritik war aber punktuell und wurde ohne 
Nachdruck vertreten, weshalb für die Aufsichtsorgane keine Pflicht 
zum Eingreifen bestand. 2011 wurde das Betreiben der Privatpraxis 
auch innerhalb der Geschäftsprüfungskommission kritisiert. Die Ab-
klärungen, mit denen das Erziehungsdepartement den Leiter der 
Schulzahnklinik betraut hatte, brachten nichts Unrechtes zutage. 
Dieser hatte als Betreiber der Privatpraxis kein Interesse daran, sei-
ne erfolgreiche Geschäftstätigkeit infrage zu stellen. Die damalige 
GPK hinterfragte diese Abklärungen nicht und liess die Sache auf 
sich beruhen. 

 Erst 2017 kam seitens der Zahnärzteschaft deutlichere Kritik auf. 
Insbesondere die Einführung des Produktes Myobrace® führte zu 
Unruhe in ihren Reihen. Der Vorsteher des Erziehungsdeparte-
ments, Christian Amsler, hörte sich diese Kritik an und versuchte, in 
Zusammenarbeit mit der Schulzahnklinik und der Zahnärzteschaft 
Unklarheiten im Zusammenhang mit der Einführung des Produktes 
Myobrace® zu klären. Die Frage der Abwerbungen liess er ausser 
Acht, obwohl er sowohl von einzelnen Zahnärzten als auch von der 
damaligen Regierungspräsidentin aufgefordert worden war, sich der 
Problematik anzunehmen. 

 
14. Mit den Zeitungsberichten und den parlamentarischen Anfragen ab 

Ende Februar 2018 entwickelte sich eine öffentliche Dynamik. Der 
Vorsteher des Erziehungsdepartements ordnete eine umfassende 
interne Untersuchung an. Die extern beigezogene juristische Unter-
stützung wies auf den dringenden Verdacht von treuwidrigem Ver-
halten und Abwerbungen hin und empfahl eine vertiefte Abklärung. 
Trotzdem wurde an der internen Untersuchung festgehalten. Diese 
konnte den Verdacht nicht erhärten. Man schenkte den Bestreitun-
gen der beteiligten Zahnärzte mehr Glauben als den gegenteiligen 
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Aussagen von Mitarbeitenden und Eltern von Patientinnen und Pati-
enten. Eine externe Stelle hätte eine unabhängige Untersuchung 
durchführen können. Offensichtlich hatte Christian Amsler die Di-
mensionen der Interessenkollisionen nicht erkannt und liess zu, dass 
die Fragen um die Schulzahnklinik eine grosse politische Brisanz 
entwickelten. 

 
15. Die Geschäftsprüfungskommission (GPK) erhielt über Informationen 

eines Mitgliedes und durch Dokumente, in die sie Einsicht nehmen 
konnte, Kenntnis über mögliche unrechtmässige Vorgänge in der 
Schulzahnklinik. Obwohl der zuständige Vorsteher des Erziehungs-
departements bereits vorgängig eine interne Untersuchung ange-
ordnet hatte und über entsprechende aufsichtsrechtliche Interventi-
onsmöglichkeit in der Schulzahnklinik verfügte, wurde er von der 
GPK nicht mit diesen Vorwürfen und Dokumenten konfrontiert. So 
hatte er keine Möglichkeit, entsprechend zu handeln. Stattdessen in-
formierte die GPK unverzüglich die Staatsanwaltschaft, was materi-
ell einer Strafanzeige gleichkam. Damit wurde ein Verfahren in Gang 
gesetzt, ohne den Inhalt der Dokumente und die strafrechtliche Re-
levanz der Vorwürfe näher abzuklären. Entgegen den Vorschriften 
wurden weder die Sitzungen der GPK entsprechend protokolliert 
noch die Dokumente zu den Akten genommen. 

 Die PUK anerkennt, dass die GPK mit ihrem Vorgehen eine umfas-
sende Aufklärung der Vorgänge um die Schulzahnklinik in Gang ge-
setzt hat. Die Mehrheit der PUK ist der Auffassung, durch die Art 
und Weise dieses Vorgehens habe die GPK ihre Aufgaben als 
Oberaufsichtsbehörde, insbesondere durch die Nichtorientierung 
des Vorstehers des Erziehungsdepartements, die nicht näher ge-
prüfte Strafanzeige sowie die fehlende Protokollierung und Doku-
mentation, verkannt. Die Minderheit der PUK erachtet das Vorgehen 
der GPK als der Situation angemessen. Angesichts der Schwere der 
Vorwürfe und weil Christian Amsler bisher nicht eingegriffen habe, 
sei der Gang zu den Strafbehörden angezeigt gewesen. 

 
16. Die Staatsanwaltschaft leitete nach Eingang der Strafanzeige der 

GPK die nötigen polizeilichen Ermittlungen in die Wege und eröffne-
te eine Strafuntersuchung gegen drei Personen der Schulzahnklinik. 
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Diese Strafuntersuchungen sowie eine weitere Strafuntersuchung 
werden von einem ausserkantonalen ausserordentlichen Staatsan-
walt geführt. Die PUK begrüsst dieses Vorgehen, das mögliche Inte-
ressenkollisionen verhindert. Das Gerücht, die Staatsanwaltschaft 
habe von sich aus oder auf Weisung eines Regierungsrates die poli-
zeilichen Ermittlungen behindert, erwies sich als haltlos. 

 
17. Die Schulzahnklinik hat interne Veränderungen bei der Behand-

lungsmethode Myobrace® in die Wege geleitet. Sie stellt damit si-
cher, dass die Eltern umfassend informiert werden, die Kieferortho-
pädie bei der Diagnosestellung involviert ist und auf unnötiges Rönt-
gen verzichtet wird. Bezüglich der Abwerbungen und Nebenbeschäf-
tigungen liegt ein Merkblatt vor, dessen Inhalt durchzusetzen ist.  

 
18. Nachdem die Schulzahnklinik dem Finanzdepartement unterstellt 

worden war, bewilligte der Kantonsrat im November 2019 einen 
Budgetbetrag von CHF 728'000, um Betriebsstruktur, Behandlungs-
qualität, Personalführung und Beizug von externen Fachkräften zu 
überprüfen. Die PUK begrüsst dieses Vorgehen.  

 
19. Die PUK empfiehlt der Schulzahnklinik, den Einsatz des Produktes 

Myobrace® generell zu prüfen. Mit der Logopädie ist abzuklären, wie 
die Zusammenarbeit in Zukunft organisiert werden soll. Die Patien-
tendossiers müssen vollständig geführt und während der Dauer der 
gesetzlichen Fristen aufbewahrt werden. Die Schulzahnklinik hat die 
Submissionsvorschriften anzuwenden. Damit die Wettbewerbsneut-
ralität eingehalten werden kann, muss in der Schulzahnklinik eine 
Liste der im Kanton Schaffhausen praktizierenden Zahnärztinnen 
und Zahnärzte sowie der in der weiteren Umgebung von Schaffhau-
sen praktizierenden Kieferchirurginnen und -chirurgen aufgelegt 
werden. 

 
20. Dem Regierungsrat wird empfohlen abzuklären, in welcher Form 

und mit welchem Angebot er die Schulzahnklinik positionieren will. 
Ebenso ist die Departementszuteilung zu prüfen. Die Unklarheiten in 
Bezug auf die Nebenbeschäftigungen sind zu beseitigen und die 
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Subventionsvorschriften in der Verwaltung anzuwenden. Mit der Fi-
nanzkontrolle ist jährlich mindestens ein Informationsaustausch 
durchzuführen. Abklärungen innerhalb der betroffenen Dienststelle 
oder Abteilung sind nicht durch die Betroffenen selber, sondern 
durch Nichtbeteiligte vorzunehmen. Der Regierungsrat muss sicher-
stellen, dass bei schwerwiegenden Vorwürfen innerhalb eines De-
partements das Gesamtgremium regelmässig orientiert wird.  

 
21. Der Kantonsrat hat in Zusammenarbeit mit dem Regierungsrat dafür 

besorgt zu sein, dass eine niederschwellige verwaltungsunabhängi-
ge Anlauf- und Meldestelle eingerichtet wird, bei der Personen Mel-
dungen über Missstände in der kantonalen Verwaltung deponieren 
können. Kantonsrat, GPK und Kommissionen sollen das Recht ha-
ben, verwaltungsunabhängiges Fach- und Rechtswissen einzuholen, 
und werden mit den dazu nötigen finanziellen Mitteln ausgestattet. 
Dem Kantonsrat wird empfohlen, den Wissenstransfer zu Beginn ei-
ner Legislatur oder bei Neueintritt eines Mitglieds sicherzustellen 
und dafür besorgt zu sein, dass alle Mitglieder des Kantonsrates um-
fassend über die Rechte und Pflichten orientiert werden.  
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1 Auftrag und Arbeitsweise  
 
In diesem Kapitel werden die Gründe für die Einsetzung der Parlamenta-
rischen Untersuchungskommission (PUK), deren Auftrag, die Organisati-
on und die Arbeitsweise erläutert.  
 

1.1 Auftrag  

1.1.1 Gesetzliche Grundlagen 
Bei ausserordentlichen Vorkommnissen kann der Kantonsrat nach Anhö-
rung des Regierungsrates eine aus Ratsmitgliedern bestehende Untersu-
chungskommission einsetzen.1 
 

1.1.2 Chronologie bis zum Einsetzen der PUK durch 
den Kantonsrat 

1.1.2.1 Kleine Anfragen  
Am 27. Februar 2018 erschien in den Schaffhauser Nachrichten ein Arti-
kel mit dem Titel: «Bohrende Fragen zur Schulzahnklinik».2 Zeitgleich 
erhielt Kantonsrat Mariano Fioretti (SVP) ein anonymes E-Mail mit Infor-
mationen zur Schulzahnklinik. Aufgrund dieses E-Mails begann Mariano 
Fioretti mit seinen Recherchen. Am 8. März 2018 reichte er eine erste 
Kleine Anfrage mit dem Titel «Fragwürdige nicht nachvollziehbare Be-
handlungsmethoden in der Schulzahnklinik?» ein.3 Sie wurde am 12. Juni 
2018 durch den Regierungsrat beantwortet.4  
 

 
1 Art. 38 ff. Gesetz über den Kantonsrat (KRG, SHR 171.100) 
2 Artikel Schaffhauser Nachrichten (SN) vom 27. Februar 2018 
3 Kleine Anfrage Nr. 2018/12 
4 Antwort Kleine Anfrage 2018/12 
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Am 2. August 2018 reichte Mariano Fioretti eine zweite Kleine Anfrage 
mit dem Titel «Naivität oder absichtliches Ablenkungsmanöver des Regie-
rungsrates zu den Behandlungsmethoden in der Schulzahnklinik» ein5. 
Sie wurde bis heute noch nicht beantwortet.  
 

1.1.2.2 Interne Untersuchung zu den erhobenen Vorwürfen 
Am 7. März 2018 erschien in den Schaffhauser Nachrichten ein weiterer 
Artikel zur Schulzahnklinik.6 Am 8. März 2018 informierte das Erzie-
hungsdepartement, man gehe den Hinweisen nach und es werde eine 
interne Untersuchung eingeleitet.7 In der Medienmitteilung vom 
28. August 2018 teilte das Erziehungsdepartement mit, die interne Unter-
suchung sei abgeschlossen und die verwertbaren Unterlagen würden 
Patientenabwerbungen zulassen.8 
 

1.1.2.3 Einreichung einer Strafanzeige durch die Geschäfts-
prüfungskommission9 

Am 9. April 2018 wurde das Thema Schulzahnklinik in der Geschäftsprü-
fungskommission behandelt. Nach Einsicht in verschiedene Unterlagen 
beschloss die Kommission, dass Kantonsrat Marcel Montanari (FDP), 
Präsident der Geschäftsprüfungskommission, zusammen mit Mariano 
Fioretti zur Staatsanwaltschaft gehen werde.10 Die beiden reichten dort 
eine mündliche Strafanzeige ein. Am 13. April 2018 konnten sie bei der 
Polizei den Sachverhalt deponieren und am 23. Oktober 2018 wurde das 
Strafverfahren eröffnet. 
 

 
5  Kleine Anfrage Nr. 2018/25 
6  Artikel SN vom 7. März 2018 
7  Artikel SN vom 9. März 2018 
8  Medienmitteilung zur internen Untersuchung vom 28. August 2018 
9  Mitglieder GPK 2018: Marcel Montanari (FDP), Präsident; Richard Bührer (SP), Patrick 

Portmann (SP), Matthias Frick (AL), Mariano Fioretti (SVP), Rainer Schmidig (EVP), 
Thomas Stamm (SVP), Raphaël Rohner (FDP), Daniel Preisig (SVP) 

10  Protokoll der GPK-Sitzung vom 9. April 2018 
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1.1.3 Antrag der GPK an den Kantonsrat vom 22. Ok-
tober 2018 

Mit Schreiben vom 3. September 2018 forderte die GPK den internen 
Bericht zur personalrechtlichen Untersuchung beim Erziehungsdeparte-
ment ein.11 Dieser wurde der GPK in der Folge geschwärzt zugestellt. Am 
22. Oktober 2018 beantragte die GPK die Einsetzung einer Parlamentari-
schen Untersuchungskommission.12 Als Begründung wurde angeführt, 
bei der Geschäftsprüfungskommission seien Informationen eingegangen, 
die im Widerspruch zum internen Untersuchungsbericht des Erziehungs-
departements stünden. Der Bericht über die interne Untersuchung einer 
möglichen Abwerbung aus der Schulzahnklinik Schaffhausen in private 
Zahnarztpraxen kam gemäss Medienmitteilung des Kantons Schaffhau-
sens vom 28. August 2018 zu folgendem Schluss: «Die verwertbaren 
Unterlagen lassen keinen Schluss auf Patientenabwerbungen zu».13 Der 
GPK lagen hingegen Anhaltspunkte vor, die darauf hindeuteten, dass 
dies nicht den Tatsachen entsprach. Der Antrag der GPK sah eine PUK 
mit neun Mitgliedern vor, den Vorsitz sollte der GPK-Präsident einneh-
men. 

 

1.1.3.1 Kantonsratssitzung vom 5. November 2018 
Im Vorfeld der Kantonsratssitzung vom 5. November 2018 informierten 
die Mitglieder der GPK die Kantonsratsmitglieder an den jeweiligen Frak-
tionssitzungen über den anstehenden Antrag zur Einsetzung einer Par-
lamentarischen Untersuchungskommission. Dabei mussten sich die Kan-
tonsrätinnen und Kantonsräte auf die Aussagen ihrer Vertretungen in der 
GPK verlassen, da keine zusätzlichen Informationen sowohl in mündli-
cher als auch in schriftlicher Form vorhanden waren. Die GPK entschied 
sich für ein abgestuftes Verfahren: Zuerst sollten die Fraktionen informiert 
werden, und ab Mittwoch, 24. Oktober 2018, sollte GPK-Präsident Marcel 
Montanari den Medien Auskunft geben. Dieses Verfahren wurde gewählt, 

 
11  Schreiben GPK an Regierungsrat vom 3. September 2018 
12  Antrag GPK vom 22. Oktober 2018 an Kantonsrat 
13  Bericht der internen personalrechtlichen Untersuchung ED 
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weil Marcel Montanari an den folgenden zwei Tagen den Medien nicht zur 
Verfügung stehen konnte.14  
 
Am 24. Oktober 2018 erhielten die Mitglieder des Kantonsrates den An-
trag der GPK, auf Wunsch des GPK-Präsidenten Marcel Montanari vorab 
per E-Mail zugestellt.15/16 

 
Aufgrund von Rückmeldungen aus den Fraktionen änderte die GPK den 
zur Diskussion stehenden Beschluss. Der revidierte Antrag wurde den 
Ratsmitgliedern am 1. November 2018 zugestellt.17  
 
Der Kantonsrat diskutierte das Geschäft am 5. November 2018 intensiv. 
Der zuständige Regierungsrat Christian Amsler erklärte sich in dieser 
Sitzung bereit, einer Zwischenlösung in Form einer externen Untersu-
chung zuzustimmen.18  
 
In einem Ergänzungsschreiben bekräftigte der Regierungsrat am 
6. November 2018 gegenüber dem Kantonsrat seine Bereitschaft, die 
mutmasslich unzulässigen Vorgänge, soweit diese aufsichtsrechtliche 
Fragen betreffen, zusammen mit der GPK durch eine unabhängige, ex-
terne Person oder Kommission untersuchen zu lassen.19  
 

1.1.3.2 Strafverfahren betreffend Amtsgeheimnisverletzung 
Die GPK entschied am 22. Oktober 2018, 16.00 Uhr, einen Antrag auf 
Einsetzung einer PUK zu stellen. Am 23. Oktober 2018 rief der Erste 
Staatsanwalt Peter Sticher seinen Vorgesetzten, Regierungsrat Ernst 
Landolt, mitten in der Regierungsratssitzung an und berichtete ihm, er 
habe einen Anruf eines Journalisten der «Weltwoche» erhalten. Dieser 
habe nach einem Strafverfahren gefragt, welches in jenem Zeitpunkt 

 
14  Befragung Marcel Montanari, Fragen 10 ff. 
15  E-Mail Kantonsratssekretariat vom 24. Oktober 2018. In diesem E-Mail wurde durch das 

Kantonsratssekretariat auf die aufgehobene Sperrfrist hingewiesen. Der Begriff «Sperr-
frist» wurde erstmals in diesem E-Mail verwendet.  

16  Antrag GPK vom 22. Oktober 2018 
17  Antrag GPK revidiert vom 1. November 2018 an den Kantonsrat 
18  Protokoll der 16. Sitzung des Kantonsrats vom 5. November 2018, S. 799 ff. 
19  Ergänzungsschreiben RR vom 6. November 2018 
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noch gar nicht eröffnet worden sei. Christian Amsler erhielt am 23. Okto-
ber 2018, 14.19 Uhr, eine E-Mail-Anfrage eines Journalisten der «Welt-
woche». Darin wurde gefragt, ob die GPK am 22. Oktober 2018 be-
schlossen habe, eine Parlamentarische Untersuchungskommission 
(PUK) zu beantragen. Christian Amsler erklärte gegenüber der PUK, er 
sei am Montagabend, 22. Oktober 2018, anlässlich der FDP-CVP-JF-
Fraktionssitzung von Marcel Montanari erstmals über den Antrag auf 
Einsetzung einer PUK orientiert worden.20  
 
An der Kantonsratsratssitzung vom 5. November 2018 äusserte Christian 
Amsler den Verdacht, dass während der Sperrfrist Informationen aus der 
GPK an die «Weltwoche» gelangt seien. Am Tag nach dem Beschluss 
der GPK, eine PUK zu beantragen, sei ein Journalist der «Weltwoche» an 
ihn gelangt und habe ihm, unter wörtlicher Zitierung von Formulierungen 
aus dem schriftlichen Antrag der GPK, diverse Fragen zum Antrag auf 
Einsetzung einer PUK gestellt. Hier liege offenkundig eine Amtsgeheim-
nisverletzung vor.21  
 
Die Staatsanwaltschaft eröffnete von sich aus am 9. November 2018 ein 
Strafverfahren gegen unbekannt und beantragte beim Regierungsrat die 
Einsetzung eines ausserkantonalen Staatsanwalts.22  
 

1.1.3.3 Kantonsratssitzung vom 19. November 2018 
Die Beratungen zur Einsetzung einer Parlamentarischen Untersuchungs-
kommission wurden an der Kantonsratssitzung vom 19. November 2018 
weitergeführt.23 An der Sitzung wurde insbesondere auch über die Zu-
sammensetzung, die Grösse und die Besetzung des Präsidiums disku-
tiert. Intensiv und kontrovers besprochen wurde, ob Mitglieder der Ge-
schäftsprüfungskommission in der PUK Einsitz nehmen sollten.  
 
Mit 31:25 Stimmen wurde Regula Widmer (Fraktionspräsidentin GLP/EVP 
Fraktion) als Präsidentin der PUK gewählt. Mit 43:22 Stimmen wurde 

 
20  Befragung Christian Amsler, Stellungnahme S. 5 
21  Protokoll der 16. Sitzung des Kantonsrats vom 5. November 2018; S. 803 ff. 
22  Einstellungsverfügung der Staatsanwaltschaft vom 26. Februar 2020, Ziffer 4 
23  Protokoll der 17. Sitzung des Kantonsrats vom 19. November 2018; S. 845 ff. 
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beschlossen, dass die PUK aus fünf Mitgliedern bestehen soll (aus jeder 
Fraktion ein Mitglied). Mit 30:23 Stimmen wurde entschieden, dass auch 
GPK-Mitglieder in der PUK vertreten sein dürfen. 
 
Mit 41:13 Stimmen wurde folgendem Beschluss betreffend Einsetzung 
einer Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) zur Abklärung 
der mutmasslich unzulässigen Vorkommnisse in der Schulzahnklinik zu-
gestimmt: 
 
«1. Es wird eine «Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK)» 

zur Untersuchung von mutmasslich unzulässigen Vorgängen in der 
kantonalen Schulzahnklinik eingesetzt. Die PUK untersucht mut-
masslich unzulässige Kundenabwerbungen sowie allfällig medizi-
nisch nicht notwendige Behandlungen. Die PUK hat namentlich auf-
sichtsrechtliche Sachverhalte zu untersuchen. 

2.   Die Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) besteht aus 
je einer Vertretung pro Kantonsratsfraktion und somit aus 5 Mitglie-
dern. 

3.   Den Vorsitz übernimmt die Fraktionspräsidentin GLP/EVP, Kantons-
rätin Regula Widmer. Die übrigen Mitglieder werden vom Kantonsrat 
an einer der nächsten Ratssitzungen bestimmt. 

4.  Der Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) werden 
folgende Sonderbefugnisse erteilt: 
a) Befragung von Auskunftspersonen sowie Einvernahme von 

Zeuginnen und Zeugen. 
b)  Einsicht in die detaillierte Buchhaltung, Patientendossiers und 

weitere Akten und Daten der Schulzahnklinik sowie von Klini-
ken/Labors, welche mit der Schulzahnklinik zusammenarbei-
ten beziehungsweise zusammengearbeitet haben. 

c) Einsicht in Akten der Versicherungen, insbesondere Kosten-
gutsprachen (IV, Sozialhilfe, Krankenkassen, Unfallversiche-
rungen), im Zusammenhang mit Patienten der Schulzahnkli-
nik. 

d)   Beizug von Sachverständigen für Abklärungen und medizini-
sche Sachfragen. 

 Auftrag und Arbeitsweise   



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 7

5.  Die Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) erstattet 
dem Kantonsrat schriftlich Bericht, der Amtsgeheimnisse nicht 
preisgibt und die Patientenrechte (Datenschutz) gewährleistet.» 24 

 

1.1.3.4 Datenschutz  
In derselben Kantonsratssitzung vom 19. November 2018 wies Staats-
schreiber Dr. Stefan Bilger darauf hin, dass der PUK aufgrund des An-
trags der GPK Sonderbefugnisse im Zusammenhang mit Patientinnen 
und Patienten der Schulzahnklinik erteilt würden. Er habe beim Daten-
schutzbeauftragten des Kantons Schaffhausen, Rechtsanwalt Christoph 
Storrer, eine Einschätzung eingeholt. Dieser führte in seiner Antwort aus, 
bei Gesundheitsdaten und Sozialhilfedaten handle es sich um sogenannt 
besonders schützenswerte Personendaten.25 Für deren Bearbeitung wer-
de zwingend eine formell gesetzliche Grundlage vorausgesetzt, wenn 
nicht eine ausdrückliche Zustimmung der betroffenen Personen vorliege 
oder ihre Zustimmung nach den Umständen vorausgesagt werden dürfe. 
Jede Datenbearbeitung unterliege dem Grundsatz der Verhältnismässig-
keit.26  
 
Der Datenschutzbeauftragte empfahl dem Kantonsrat, folgenden Wortlaut 
in den Beschluss aufzunehmen: «Die Einsicht der PUK in Patientendaten 
steht unter Vorbehalt der vorgängig durch die Kantonale Schulzahnklinik 
einzuholenden Zustimmung der betroffenen Patientinnen und Patienten.» 
Nach eingehender Diskussion stimmte der Rat mit 32:25 Stimmen dem 
Antrag der GPK zu und liess die Empfehlung des Datenschutzbeauftrag-
ten unberücksichtigt.27  
 

 
24  Beschluss des Kantonsrates vom 19. November 2018 «Einsetzung der PUK» 
25  Stellungnahme Datenschutzbeauftragter vom 15. November 2018 
26  Art. 2 lit. d Ziff. 2 und 3, Art. 4 Abs 2, Art. 5 Gesetz über den Schutz von Personendaten 

(Kantonales Datenschutzgesetz [DSG]; SHR 174.100)  
27  vgl. Kapitel 1.1.3.3 Kantonsratssitzung vom 19. November 2018 
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1.1.3.5 Kantonsratssitzung vom 3. Dezember 2018 
An der Kantonsratssitzung vom 3. Dezember 2018 wurden die vier weite-
ren Mitglieder der PUK gewählt.28 Weil die Kandidatur von Mariano Fio-
retti umstritten war, wurde eine geheime Wahl beantragt. Insbesondere 
wurde moniert, er sei als Mitglied der GPK und somit als Verfahrensbetei-
ligter befangen. Mit 30:23 Stimmen beschloss der Kantonsrat, eine or-
dentliche Wahl durchzuführen.  
 
Gewählt wurden: 
Linda De Ventura (AL, Schaffhausen) 
Irene Gruhler Heinzer (SP, Stein am Rhein) 
Mariano Fioretti (SVP, Schaffhausen) 
Thomas Hauser (FDP, Schaffhausen) 
 

1.2 Organisation PUK 

1.2.1 Mitglieder PUK 
An der 3. Sitzung legten die PUK-Mitglieder allfällige Verbindungen zur 
Schulzahnklinik und persönliche Bindungen mit möglichen Betroffenen 
offen. Kinder von Mitgliedern weilten zu Reihenuntersuchungen in der 
Schulzahnklinik. Linda De Ventura war bei Dr. Hadi Shidiak in dessen 
privater Praxis in Behandlung. Die letzte Kontrolluntersuchung erfolgte 
am 4. Oktober 2018. Ebenso arbeitete sie zu Beginn der Kommissionsar-
beit als Sozialarbeiterin bei der Jugendanwaltschaft.  
 
Die Stellung von Mariano Fioretti wurde in der PUK diskutiert. Zudem 
äusserten Betroffene im Laufe des Verfahrens den Vorwurf, er sei befan-
gen. Dazu ist Folgendes festzuhalten: 
 
Mariano Fioretti ist seit 2013 Mitglied des Kantonsrates und seit 2017 
Mitglied der GPK. Dort ist er als Referent für das Erziehungsdepartement 
(ED) zuständig. Im Sommer 2017 wurde er vom Zahnarzt Dr. Marcel 
Cucu auf angebliche Missstände in der Schulzahnklinik angesprochen. 

 
28  Protokoll der 20. Sitzung des Kantonsrats vom 3. Dezember 2018, S. 1006 ff. 
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Die beiden trafen sich zwei Mal, die Initiative für diese Treffen sei von 
beiden ausgegangen. Bei der ersten Zusammenkunft im Büro von 
Dr. Marcel Cucu waren ein weiterer Zahnarzt und ein Zahntechniker an-
wesend.29 Nach den beiden Treffen kam es zu ein bis zwei Telefonge-
sprächen mit Mariano Fioretti. Dr. Marcel Cucu sagte, er habe ihm da-
mals angeboten, Dokumente von unzufriedenen Eltern zu überreichen, es 
sei jedoch zu keiner Übergabe gekommen. Mariano Fioretti habe aber 
Einsicht in die Dokumente nehmen können.30 Später, im Frühling 2018, 
habe er ihm die Liste der aussagewilligen Eltern gemailt.31 Diese Liste 
stellte Mariano Fioretti der PUK zu Verfügung. Dr. Marcel Cucu sagte 
weiter, er habe mit Mariano Fioretti über die Themen Myobrace®, Abwer-
bungen, Oralscanner und Weisheitszähne gesprochen.32  
 
Dr. Günter Neumann, Allgemeinzahnarzt, erklärte, er sei nach Erscheinen 
des Zeitungsartikels in den Schaffhauser Nachrichten von Mariano Fioret-
ti zwei bis drei Mal kontaktiert worden, nachdem er sich mit Dr. Marcel 
Cucu und Zeno Geisseler von den Schaffhauser Nachrichten sowie einer 
weiteren Person getroffen habe.33 
 
Im Februar 2018 erhielt Mariano Fioretti ein anonymes E-Mail mit detail-
lierten Angaben über die Schulzahnklinik. In diesem Mail, welches viele 
Fachausdrücke enthielt, wurde ebenfalls auf die Missstände hingewiesen. 
Laut Aussage von Mariano Fioretti befand sich dieses E-Mail nicht mehr 
in seinen Händen, weshalb er es der PUK nicht zugänglich machen konn-
te. In der Folge erhielt Mariano Fioretti zwei bis fünf Mal Unterlagen mit 
Angaben zu Röntgen, Myobrace®, Abwerbungen und abgeänderten 
Krankheitsgeschichten. Diese Unterlagen wurden ihm durch anonyme 
Personen zugestellt.34 Mariano Fioretti erwähnte in der PUK-Sitzung vom 
22. Januar 2019 den Inhalt dieser Unterlagen und erklärte, sie seien der 
GPK vorgelegen, befänden sich aber nicht in deren Besitz. Er könne der 
PUK aber eine Liste von Patientennummern übermitteln, was er dann 

 
29  Der Zahntechniker ist heute Verwaltungsrat mit Einzelunterschrift eines zahntechnischen 

Labors in Schaffhausen.  
30  Befragung Dr. Marcel Cucu, Fragen 122 ff.; 199 ff., 245 ff. 
31  Befragung Dr. Marcel Cucu, Frage 234; Telefongespräch der PUK-Präsidentin mit 

Dr. Marcel Cucu vom 9. September 2019 
32  Befragung Dr. Marcel Cucu, Fragen 226 ff.  
33  Befragung Dr. Günter Neumann, Fragen 61 ff. 123 
34  Protokoll 21./22. PUK-Sitzung vom 12. März 2019, S. 12 
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auch tat. Die an Mariano Fioretti übergebenen Unterlagen konnte die 
PUK weder einsehen noch an sich nehmen. Die PUK forderte anhand der 
Patientennummern die entsprechenden Akten bei der Schulzahnklinik 
an.35 
 
Mariano Fioretti sagte, er habe auch mit Eltern Kontakt aufgenommen 
und sich in vielfältiger Weise mit dem Thema auseinandergesetzt.  
 
Aufgrund seines grossen Vorwissens hatte Mariano Fioretti einen höhe-
ren Informations- und Wissensstand als die übrigen PUK-Mitglieder. Ein 
vordringliches Ziel war es daher, eine Wissenssymmetrie zu erreichen. 
Die PUK hatte weder Einsicht in die Unterlagen erhalten, die Mariano 
Fioretti zu einem früheren Zeitpunkt anonym zugestellt worden waren, 
noch Kenntnis der Unterlagen, die der GPK zur Entscheidfindung vorge-
legen hatten. Sie verfügte einzig über die Patientennummern sowie die 
Liste der aussagewilligen Eltern. Die PUK wusste daher nicht, um welche 
Art Unterlagen es sich handelte, die Mariano Fioretti und der GPK zur 
Verfügung standen, und wie umfangreich sie waren. Sie hatte lediglich 
Kenntnis davon, dass Mariano Fioretti im Besitz von Unterlagen war oder 
heute noch ist. Entsprechend verliess sich die PUK nur auf die selber 
eingeforderten und geprüften Informationen und stützte sich auf das Wis-
sen von Mariano Fioretti nur ab, soweit dieses verifiziert werden konnte.  
 
Von verschiedenen betroffenen Personen kam der Hinweis, Mariano Fio-
retti sei aufgrund seines Vorwissens als PUK-Mitglied befangen. Damit 
wurde die Rolle der PUK und ihrer Mitglieder missverstanden. Die PUK 
ist ein politisches Gremium und ein Mittel der Oberaufsicht, aber keine 
richterliche Behörde. Gegen die Erkenntnisse der PUK sind deshalb auch 
keine Rechtsmittel gegeben. Die Frage der Befangenheit stellt sich somit 
nicht.36 Im Übrigen war die Rolle von Mariano Fioretti bekannt und im 
Kantonsrat vor der Wahl der Mitglieder der PUK auch diskutiert worden. 
Dies zeigt mit aller Deutlichkeit den politischen Willen des Kantonsrates, 
dass Mariano Fioretti Mitglied der PUK sein sollte. 

 
35   Protokoll 5. PUK-Sitzung vom 22. Januar 2019, S. 41 ff. 
36  Entscheid Verwaltungsgericht des Kantons Zürich vom 2. Dezember 2015, 

VP.2015.00649, E. 3.2.2; Zentralblatt 2016, S. 305 ff.; Hauser, Kommentar zur Zürcher 
Kantonsverfassung, N 4 zu Art. 57 
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An der 3. Sitzung der PUK vom 12. Januar 2019 wurde Irene Gruhler 
Heinzer zur Vizepräsidentin gewählt.37 Während der gesamten Untersu-
chung der PUK kam es zu keiner Mutation in der Kommission. 
 

1.2.2 Mandat Veronika Michel und Markus Bischoff 
Die PUK erachtete es als sinnvoll, eine unabhängige, neutrale juristische 
und administrative Unterstützung beizuziehen. Am 7. Dezember 2018 
fand ein Telefongespräch zwischen dem Staatsschreiber Dr. Stefan Bil-
ger und der Präsidentin der PUK statt. Darin wurde die Frage der Ab-
grenzung zwischen der PUK, der Staatskanzlei und dem Sekretariat des 
Kantonsrates geklärt. Obwohl der Staatsschreiber Rechtsberater des 
Kantonsrates ist, stand ausser Frage, dass er der PUK als juristischer 
Beistand zur Verfügung stehen sollte. Um die Abgrenzung zu gewährleis-
ten, wurde entschieden, dass das Sekretariat des Kantonsrates keine 
Sekretariatsarbeiten für die PUK übernehmen sollte.38  
 
Für die juristische Unterstützung und die Protokollierung konnten Rechts-
anwalt Markus Bischoff als juristischer Sekretär und Veronika Michel als 
Protokollführerin verpflichtet werden. Markus Bischoff, der seit 2007 dem 
Kantonsrat Zürich angehört, brachte als ehemaliger Präsident der PUK 
BVK im Kanton Zürich eine grosse Erfahrung mit. Veronika Michel hatte 
sich als freie Mitarbeiterin für Protokollierungen im Kantonsrat und in kan-
tonsrätlichen Kommissionen etabliert.  
 

1.2.3 Sekretariat 
Im Geschäftsreglement der PUK wurde am 7. Januar 2019 festgehalten, 
dass die Sekretariatsarbeiten der Präsidentin übertragen werden.39 An 
der 6. PUK-Sitzung wurde ein Stundenansatz von CHF 50 für die Sekre-
tariatsarbeiten vereinbart, was dem Stundenansatz für die Teilnahme an 
einer Spezialkommissionssitzung entspricht.40 Als Adresse des PUK Sek-

 
37  Protokoll der 3. PUK-Sitzung, S. 10 ff. 
38  Telefonnotiz Dr. Stefan Bilger vom 7. Dezember 2018  
39  Geschäftsreglement der PUK vom 7. Januar 2019 
40  Protokoll der 6. PUK-Sitzung, S. 2 
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retariats diente die Anschrift des Kantonsrates, Beckenstube 7, in Schaff-
hausen. Die erste PUK-Sitzung fand im Vorzimmer des Kassenzimmers 
in der Rathauslaube statt. Weitere Sitzungen wurden im Sitzungszimmer 
des Restaurants Schützenhaus abgehalten. Die ersten Befragungen fan-
den im Kassenzimmer in der Rathauslaube, im Sitzungszimmer des 
Strassenverkehrsamtes an der Rosengasse sowie im Archivraum des 
Staatsarchivs in der Rathauslaube in Schaffhausen statt. Ab Mitte März 
2018 erhielt die PUK einen Arbeitsraum im ehemaligen Pflegezentrum in 
Schaffhausen. Für diesen Raum gab es nur sechs Schlüssel, womit ge-
währleistet war, dass keine unberechtigten Personen Zutritt hatten. Auf-
grund der ausserordentlichen Lage während der Corona-Pandemie wur-
den die Sitzungen ab April 2020 entweder im Kantonsratssaal oder im 
Sitzungszimmer der Gebäudeversicherung am Ringkengässchen durch-
geführt. Mittels Videokonferenz wurde gewährleistet, dass alle Mitglieder 
der PUK an den Sitzungen zugeschaltet werden konnten. 
 
Im Geschäftsreglement wurde festgehalten, dass die Kommission weite-
res Personal anstellen konnte. Von dieser Möglichkeit wurde einmal Ge-
brauch gemacht, als eine Dolmetscherin für eine Befragung beigezogen 
werden musste. 
 
Die umfangreichen Unterlagen wurden durch den Leiter der Materialzent-
rale des Kantons Schaffhausen, Heinz Forster, und seine Koordinatorin, 
Corinne Gysi, immer zeitnah und unbürokratisch kopiert und eingescannt.  
 

1.3 Arbeitsweise 

1.3.1 Geschäftsreglement 
Im Geschäftsreglement der PUK wurden die Arbeitsorganisation, das 
Amtsgeheimnis sowie die Information der Öffentlichkeit geregelt.41 Damit 
die Vertraulichkeit der Daten gewährleistet werden konnte, wurde durch 
das Informatikunternehmen von Kanton und Stadt Schaffhausen (KSD) 
ein Team-Space auf SecureSafe eingerichtet, auf den nur die Mitglieder 

 
41  Geschäftsreglement PUK vom 7. Januar 2019 
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der PUK sowie der juristische Sekretär Zugriff hatten. Die Administrato-
renrechte waren vollumfänglich bei der PUK. 
 

1.3.2 Konzept 
Die PUK erstellte ein Konzept, in welchem insbesondere ihr Auftrag, die 
Vorgehensweise und die Organisation geregelt wurden.42 Das Konzept 
diente dazu, den Prozess zu strukturieren, die zu untersuchenden Fragen 
zu definieren und die einzuvernehmenden Personen zu bezeichnen. 
Ebenso wurde bereits zu Beginn des Prozesses definiert, in welchem 
Rahmen die Würdigung der Beweise stattfinden würde. 
 

1.3.3 Sitzungsrhythmus und Arbeitsbelastung 
Im Geschäftsreglement wurde festgehalten, dass sich die PUK regelmäs-
sig und wenn möglich am selben Wochentag zu ihren Sitzungen trifft. Der 
Sitzungsrhythmus wurde auf mindestens eine Sitzung pro Woche festge-
legt. In der Phase der Informationsbeschaffung tagte die PUK oft drei Mal 
wöchentlich. Die Befragungsphase gestaltete sich sehr anspruchsvoll. An 
den Sitzungsdaten wurden bis zu drei Befragungen pro Sitzung durchge-
führt. In der Auswertungsphase vom Dezember 2019 bis Februar 2020 
fanden drei Sitzungen sowie eine zweitägige Retraite statt. Nach Vorlie-
gen eines ersten Entwurfes im März 2020 brauchte es für die Beratung 
und Bereinigung des Schlussberichts bis zur Verabschiedung zuhanden 
des Kantonsrates weitere 7 Sitzungen. Bis zur Verabschiedung des vor-
liegenden Berichts hatte die PUK insgesamt 90 Kommissionsitzungen 
und 45 Befragungen durchgeführt.  
 

1.3.4 Weitere Aufgaben 
Im Laufe der Untersuchung stiess die PUK auf weitere Sachverhalte, die 
teilweise durch die Kommission geprüft oder an die Verwaltung delegiert 

 
42  Konzept der PUK vom 29. Januar 2019 
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wurden. Zusätzlich wurde seitens des Sozialversicherungsamtes SVA ein 
Strafverfahren eingeleitet.  
 

1.3.5 Amtsgeheimnis 
Die Mitglieder des Regierungsrates und die Personen aus der Verwaltung 
sind generell vom Amtsgeheimnis entbunden.43 Gleiches hat aus Sicht 
der PUK für ehemalige Regierungsmitglieder und ehemalige Mitarbeiten-
de zu gelten, da ihnen die Informationen, die dem Amtsgeheimnis unter-
liegen, während ihrer Amtszeit oder während ihrer Anstellungsdauer an-
vertraut worden sind. Aktenherausgabe und Aussagen von Regierungsrä-
ten und Mitgliedern der Verwaltung können nicht mit dem Hinweis auf das 
Amtsgeheimnis verweigert werden   
 

1.3.6 Akteneinsichtsrecht der PUK 
Eine Untersuchungskommission hat alle Befugnisse einer Aufsichtskom-
mission; die Geheimhaltungspflicht kann ihr nicht entgegengehalten wer-
den.44 Gemäss Beschluss des Kantonsrates vom 19. November 2018 
wurden der PUK zusätzliche Sonderrechte erteilt.45 
 
Somit konnte die PUK die Herausgabe sämtlicher Akten der Verwaltung, 
des Regierungsrates, der Justizverwaltung und der Finanzkontrolle ver-
langen. Insbesondere konnte sie auch in die Akten von Kliniken und La-
bors, die mit der Schulzahnklinik zusammenarbeiteten, Einsicht nehmen. 
Dieses umfassende Einsichtsrecht wurde zudem auf sämtliche Versiche-
rungen ausgeweitet, die mit der Schulzahnklinik Kontakt hatten. Ausser-
dem wurde explizit der Beizug von Sachverständigen bewilligt. Für das 
ungehinderte Arbeiten einer PUK ist es wichtig, dass ihr diese Rechte 
(Einsichtsrechte, Befragungen etc.) möglichst umfassend eingeräumt und 
auch auf Personen und Institutionen ausserhalb der kantonalen Verwal-
tung ausgeweitet werden. 
 

 
43  Art. 39 Abs. 1 KRG 
44  Art. 39 Abs. 1 KRG 
45  Beschluss des Kantonsrates über die Einsetzung einer PUK vom 19. November 2018 
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Die Herausgabe von Akten wurde mit grosser Sorgfalt gehandhabt. Weil 
es sich um die erste PUK im Kanton Schaffhausen handelte, war eine 
gewisse Zurückhaltung spürbar. Obwohl alle Mitglieder der PUK der Ge-
heimhaltung unterstellt waren, bedurfte es oftmals mehrerer Gesuche, bis 
sensible Daten zugängig gemacht wurden. Diese Zurückhaltung gab es 
vor allem in den Bereichen der Sozialversicherungen, der Staatsanwalt-
schaft und des Steueramtes. Der Patienten- und Datenschutz wurde im-
mer eingehalten. Die eingeforderten Patientenunterlagen wurden der 
PUK anonymisiert zur Verfügung gestellt.  
 

1.3.7 Befragung von Auskunftspersonen 
Personen, gegen die sich die Untersuchung ganz oder vorwiegend rich-
tet, dürfen nur als Auskunftspersonen befragt werden.46 Die PUK musste 
nach Abschluss der Informationsbeschaffungsphase und vor der Befra-
gung entscheiden, ob eine zu befragende Person als Zeugin, Zeuge oder 
als Auskunftsperson zu befragen sei.  
 

1.3.8 Einvernahme von Zeuginnen und Zeugen  
Die Einvernahme von Zeuginnen und Zeugen richtete sich nach den Be-
stimmungen der Strafprozessordnung. Sie wurden auf die Wahrheits-
pflicht und die Folgen bei einem Verstoss gegen Wahrheitspflicht auf-
merksam gemacht (Art. 307 StGB).47 Die Zeuginnen und Zeugen waren 
verpflichtet, bei der Beweiserhebung mitzuwirken und wahrheitsgemäss 
auszusagen.  
 

 
46  Art. 40 Abs. 3 KRG 
47  Art. 40 Abs. 2 KRG, Art. 307 Schweizerisches Strafgesetzbuch (StGB; SR 311.000) 

 Auftrag und Arbeitsweise   



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 16

1.4 Vorgehen  

1.4.1 Aktenbeizug  
An ihrer ersten Sitzung vom 19. Dezember 2018 beschloss die PUK den 
Beizug der Unterlagen aus der «Internen personalrechtlichen Untersu-
chung» durch das Erziehungsdepartement und die Einsichtnahme in 
anonymisierte Patientendaten aus der Schulzahnklinik.48 In einem weite-
ren Schritt wurden Dossiers zu ausgewählten medizinischen Behandlun-
gen eingefordert.49 
 

1.4.1.1 Datensicherung 
Noch vor der ersten Sitzung der PUK vereinbarten die Kommissionsmit-
glieder mündlich, dass die Präsidentin einige Vorabklärungen machen 
sollte, damit bereits an der ersten Sitzung strukturiert gearbeitet werden 
konnte. Für die Mitglieder der PUK war es wichtig, auf eine sichere exter-
ne Ablage- und Speicherlösung zugreifen zu können. Auch sollte vorab 
geklärt werden, wie die Datensicherung der Patientendossiers durch die 
KSD (Informatik Kanton und Stadt Schaffhausen) praktiziert wird und 
welche Fristen allenfalls gelten. 
 
Am 17. Dezember 2018 wurde mit der KSD die Möglichkeit einer sicheren 
Ablage- und Datensicherung besprochen. Die KSD stellte anschliessend 
eine geeignete Speicherlösung zur Verfügung. Es wurde ausserdem ge-
klärt, mit welchem Programm die Daten der Schulzahnklinik gesichert, in 
welchem Zeitraum Backups durchgeführt und wie lange diese Backups 
aufbewahrt werden. Man vereinbarte, dass die vorhandenen Daten der 
Schulzahnklinik «eingefroren» und der PUK bei Bedarf anonymisiert zur 
Verfügung gestellt werden können.50  
 

 
48  Protokoll der 1. PUK-Sitzung vom 19. Dezember 2018 
49  Beschlüsse PUK betreffend Schulzahnklinik vom 7. Januar, 22. Januar, 16. April und 

29. Oktober 2019 
50  Protokoll Gespräch KSD 17. Dezember 2018 
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1.4.2 Aktenbeizug Schulzahnklinik  
Am 20. Dezember 2018 wurde eine Delegation der PUK in der Schul-
zahnklinik vorstellig und forderte die Unterlagen gemäss PUK-Beschluss 
«Einsichtnahme in Patientendossiers» vom 19. Dezember 2018 ein.51 Ihr 
Erscheinen hatte sie sicherheitshalber nicht angekündigt, damit ein voll-
ständiger Zugriff auf die Akten möglich war. Die PUK hatte im Vorfeld 
mehrere Mitarbeitende, die für das Zusammenstellen der Dossiers ange-
fragt werden sollten, nach dem Zufallsprinzip ausgewählt. Zwei davon 
waren beim Besuch der PUK anwesend. Die Delegation der PUK fragte 
diese beiden Mitarbeiterinnen in einem separaten Raum an, ob sie bereit 
wären, das Kopieren und Anonymisieren der Unterlagen zu übernehmen. 
Beide sicherten dies der PUK zu. Zeitgleich informierte der Leiter der 
Schulzahnklinik, Dr. Kurt Schnepper, den Dienststellenleiter, Thomas 
Schwarb Méroz, und Christian Amsler über den Besuch der PUK, obwohl 
man mit ihm mündlich vereinbart hatte, während der Anwesenheit der 
PUK keine Vorgesetzten zu benachrichtigen.  
 
Nach anfänglichem Zögern arbeitete Dr. Kurt Schnepper kooperativ mit 
der PUK zusammen. So wurden die weiteren Beschlüsse der PUK frist-
gerecht und in guter Qualität durch die Schulzahnklinik erledigt. Die Mit-
arbeitenden der Schulzahnklinik stellten mit einem hohen zeitlichen Auf-
wand die gewünschten Unterlagen zusammen und übergaben sie der 
PUK. Über die ausgehändigten Unterlagen wurden jeweils Übergabepro-
tokolle ausgefertigt. Die Patientendossiers enthielten nur die Patienten-
nummer und den Jahrgang. Daraus konnten keine Rückschlüsse auf die 
Patienten und Patientinnen gezogen werden. 
 

1.4.2.1 Intervention von Regierungsrat Christian Amsler am 
20. Dezember 2018 

Am 20. Dezember 2018, 14.29 Uhr, als eine Delegation der PUK in der 
Schulzahnklinik Akten einforderte, versandte Regierungsrat Christian 
Amsler ein E-Mail an den gesamten Regierungsrat, den amtierenden und 
designierten Kantonsratspräsidenten, den Ersten Staatsanwalt und den 
Datenschutzbeauftragen mit dem Titel: «Dringende Meldung an KR Prä-

 
51  Beschluss betreffend Einsichtnahme in die Patientendossiers vom 19. Dezember 2018 
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sidium, Regierungsrat und Datenschutzbeauftragter des Kantons». Darin 
machte er seinem Unmut darüber Luft, dass ein Ausschuss der PUK un-
angemeldet in der Schulzahnklinik erschienen sei, Akten eingefordert 
habe und laut seinen Informationen Mitarbeiterinnen befragen wolle. Die-
se Informationen prüfte er vorgängig nicht. Später versendete Christian 
Amsler dieses E-Mail an weitere politisch aktive Kreise.52 Die PUK erach-
tete dies als eine nicht zu tolerierende Einmischung in ihre Arbeit und lud 
deshalb den designierten Regierungspräsidenten Ernst Landolt und 
Christian Amsler zu einem klärenden Gespräch ein.  
 
Aufgrund des E-Mails von Christian Amsler ersuchte Regierungsrat Wal-
ter Vogelsanger, Vorsteher des Departements des Inneren, am 21. De-
zember 2018 den Datenschutzbeauftragten Christoph Storrer um eine 
Stellungnahme betreffend die Einsichtnahme in die Patientendossiers 
durch die PUK.53 Dieser unterstrich in seiner Antwort seine Einschätzung 
vom 15. November 2018. 54/55 
 

1.4.2.2 Aussprache mit Regierungspräsident Ernst Landolt 
und Regierungsrat Christian Amsler 

Am 7. Januar 2019 klärte die PUK in einer Aussprache mit Ernst Landolt 
und Christian Amsler die Rollen und traf eine Vereinbarung, wonach der 
Regierungsrat die Mitarbeitenden informiere, dass sie sich der PUK zur 
Verfügung halten müssten und welche Rechte und Pflichten ihnen dabei 
zustünden.56 Bei diesem Gespräch wurden auch die unbestätigten Infor-
mationen, die Christian Amsler in seinem E-Mail verbreitete, richtigge-
stellt.57  
 
Die PUK bekräftigte dabei ihr Begehren, die Schulzahnklinik während der 
Untersuchung einem anderen Departement zuzuteilen.58 Mit Schreiben 
vom 10. Januar 2019 gab der Regierungsrat bekannt, dass die Schul-

 
52  Mailverkehr Christian Amsler 
53  Mailverkehr zwischen Walter Vogelsanger und Christoph Storrer vom 14. Januar 2019 
54  Schreiben Christoph Storrer vom 8. Januar 2019  
55  Stellungnahme Datenschutzbeauftragter vom 15. November 2018 (vgl. 1.1.3.4) 
56  Schreiben Regierungsrat vom 18. Januar 2019 
57  Protokoll der 2. PUK-Sitzung vom 7. Januar 2019 
58  Schreiben vom 20. Dezember 2018 an den Regierungsrat 
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zahnklinik vorübergehend dem Finanzdepartement unterstellt und damit 
dem Wunsch der PUK entsprochen werde.59  
 

1.4.2.3 Auswertung der Akten 
Die Unterlagen, welche die PUK bei der Schulzahnklinik einforderte, wur-
den gemäss den im Beschluss des Kantonsrates definierten Bereichen in 
einem Raster erfasst. Dies ermöglichte es, die Informationen zu sam-
meln, übersichtlich darzustellen und den Interpretationsspielraum zu ver-
ringern. 
 
So wurden in einem ersten Schritt die Diagnosestellung für Myobrace®, 
die Orthopantomogramme (OPT) und die Patientenwechsel erfasst. Ge-
rade im Bereich Patientenwechsel gab es Hinweise, welche die PUK 
bewogen, beim Sozialversicherungsamt Akten zu beantragen. Auch häuf-
ten sich beim Erfassen der Myobrace®-Fälle Beobachtungen, die einen 
Aktenbeizug bei der KSD notwendig machten. 
 

1.4.3 Aktenbeizug Erziehungsdepartement  
Die Unterlagen, die für die interne personalrechtliche Untersuchung durch 
Thomas Schwarb Méroz erstellt wurden, konnte die PUK am 
22. Dezember 2018 in Empfang nehmen. Diese Unterlagen dienten der 
PUK als Grundlage für ihre Untersuchung im aufsichtsrechtlichen Be-
reich. Es handelte sich dabei um dieselben Unterlagen, die dem Erzie-
hungsdepartement und seinem Vorsteher für die interne Untersuchung 
zur Verfügung gestanden waren. 
 

 
59  Schreiben des Regierungsrates vom 10. Januar 2019 an PUK  
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1.4.4 Aktenbeizug Sozialversicherungsamt / IV-Stelle 
(SVA Schaffhausen) 

Die PUK war sich bewusst, dass es sich bei den Akten, die sie beim So-
zialversicherungsamt beantragte, um speziell schützenswerte Unterlagen 
handelte. Auch das Sozialversicherungsamt reagierte sehr zurückhaltend 
auf den Aktenbeizug der PUK. Nach diversen internen Abklärungen er-
hielt diese die gewünschten Unterlagen. 
 

1.4.5 Aktenbeizug Informatik Kanton und Stadt 
Schaffhausen (KSD) 

Bei der Erfassung der Myobrace-Fälle fiel auf, dass häufig dieselben 
Formulierungen mit denselben Schreibfehlern vermerkt waren. Die PUK 
beantragte daher mit Schreiben vom 15. April 2019, 24. April 2019 und 
10. Juli 2019 die Herausgabe der rekonstruierten, anonymisierten Daten 
von 130 Patientinnen und Patienten aus zwei verschiedenen Speicherun-
gen bei der KSD. Diese Daten wurden der PUK elektronisch zur Verfü-
gung gestellt.  
 

1.4.6 Weiterer Aktenbeizug 
Neben den vorgehend erwähnten Unterlagen zog die PUK Akten von 
folgenden Verwaltungseinheiten und Behörden bei: Finanzdepartement, 
Finanzkontrolle, Gesundheitsamt, Geschäftsprüfungskommission, Perso-
nalamt, Regierungsrat, diverse Schulzahnkliniken aus der Schweiz und 
Schweizerische Zahnärztegesellschaft Schaffhausen (SSO). 
 

1.4.7 Anonymes Mail vom 2. März 2020 
Am 2. März 2020 ging bei der SSO und bei Dr. Kurt Schnepper ein ano-
nymes E-Mail ein. Darin stand, dass eine Person, die in der Schweiz in 
einer Abteilung für Kieferorthopädie angestellt sei und in Schaffhausen 
arbeite, in Deutschland die Zulassung zum Zahnmediziner oder zur 
Zahnmedizinerin erschlichen habe. Die PUK leitete das E-Mail an die für 
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die Bewilligung zuständige Person des Gesundheitsamtes und ans Fi-
nanzdepartement weiter. Das Gesundheitsamt teilte hierauf allen Emp-
fängern des Mails mit, die Anfrage könne nicht bearbeitet werden, die 
Vorwürfe seien anonym. Sowohl der Absender als auch die Person, die 
angeblich Dokumente gefälscht habe, seien unbekannt. Die PUK, die mit 
dem ganzen Mailverkehr bedient worden war, hatte dem nichts beizufü-
gen und nahm zur Kenntnis, dass es sich um ein anonymes E-Mail mit 
vagen Anschuldigungen gegen Unbekannte gehandelt hatte.  
 

1.4.8 Einbezug von Sachverständigen 

1.4.8.1 Gutachten Zentrum für Zahnmedizin der Universität 
Zürich 

Am Zentrum für Zahnmedizin der Universität Zürich, Klinik für Kieferor-
thopädie und Kinderzahnmedizin (KO/KZM), wurde bei Prof. Dr. Theodo-
re Eliades ein Gutachten über die Anwendung von Myobrace® in Auftrag 
gegeben.60 Am 7. August 2019 erhielt die PUK das Gutachten von 
Prof. Dr. Theodore Eliades zugestellt.61 Am 25. Februar 2020 stellte die 
PUK Prof. Dr. Theodore Eliades ergänzende Fragen, die am 29. April 
2020 beantwortet wurden.62/63 
 

1.4.8.2 Gutachten Dr. Wanda Gnoinski 
Weiter wurde bei Dr. Wanda Gnoinski, Zürich, ein Gutachten in Auftrag 
gegeben. 64 Sie hatte zu klären, ob Dr. Hadi Shidiak bei einer Behandlung 
den Anspruch auf IV-Leistungen zu Unrecht verneint hatte. Am 18. No-
vember 2019 stellte Dr. Wanda Gnoinski der PUK ihre Antwort zu.65 
 

 
60  Vereinbarung mit Prof. Dr. Theodore Eliades vom 10. Mai 2019 
61  Gutachten zu Myobrace® von Prof. Dr. Theodore Eliades  
62  Schreiben an Prof. Dr. Theodore Eliades vom 25. Februar 2020 
63  Mailantwort Prof. Dr. Theodore Eliades vom 29. April 2020 
64  Schreiben an Dr. Wanda Gnoinski vom 12. November 2019  
65  Antwortschreiben Gutachten Dr. Wanda Gnoinski vom 18. November 2019 
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1.4.9 Befragungen  
Die PUK befragte im Zeitraum vom 12. Februar bis 20. Dezember 2019 
45 Personen.66 Dabei wurde zwischen Auskunftspersonen und Zeugen 
unterschieden. 
 
Es wurden 14 Zeuginnen und Zeugen und 31 Auskunftspersonen befragt. 
11 Auskunftspersonen wurden zudem als betroffene Personen bezeich-
net. 
 

1.4.9.1 Protokollierung der Befragungen und Einvernahmen 
Die Aussagen der Zeugen sowie der Auskunftspersonen wurden jeweils 
auf einen Tonträger aufgenommen. Im Anschluss an die Einvernahme 
wurde ein Wortprotokoll erstellt. Die einvernommenen Personen konnten 
gegebenenfalls handschriftliche Korrekturen anbringen. Danach hatten 
sie das Protokoll zu unterzeichnen. 
 

1.4.9.2 Entschädigung von Zeuginnen, Zeugen und Aus-
kunftspersonen 

Für die Entschädigung von Zeuginnen, Zeugen und Auskunftspersonen 
fand die Entschädigungsverordnung sinngemäss Anwendung 67. 
 

1.4.9.3 Beteiligung von Betroffenen im Verfahren 
Für Betroffene im Verfahren der PUK gelten besondere Regeln.68 Sind 
Mitglieder des Regierungsrates, Personen aus der Verwaltung und Dritte 
durch die Untersuchung in ihren Interessen unmittelbar betroffen, haben 
sie das Recht, den Befragungen von Personen beizuwohnen und Ergän-
zungsfragen zu stellen sowie in die herausgegebenen Akten, Gutachten 

 
66  Übersicht Befragungen vom 20. Dezember 2019 
67  Verordnung des Obergerichtes über Entschädigungen im Gerichtsverfahren (Entschädi-

gungsverordnung; SHR 173.122) 
68  Art. 40 KRG 
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und Einvernahmeprotokolle der PUK Einsicht zu nehmen. Ist eine unmit-
telbare Betroffenheit anzunehmen, kann die PUK die Anwesenheit von 
Betroffenen verweigern, wenn die Interessen der laufenden Untersu-
chung dies gebieten.69 
 
Wird die Anwesenheit oder die Akteneinsicht verweigert, kann auf die 
betreffenden Beweismittel nur dann abgestellt werden, wenn deren we-
sentlicher Inhalt den betroffenen Personen eröffnet und ihnen Gelegen-
heit geboten wurde, Stellung zu nehmen und Gegenbeweismittel zu be-
zeichnen. Dem Regierungsrat stehen die gleichen Rechte zu. 
 
Vor der Veröffentlichung des Schlussberichts ist denjenigen Personen, 
denen gegenüber Vorwürfe erhoben werden, eine Frist zu setzen, innert 
derer sie sich zu den Vorwürfen schriftlich äussern können. 
 

1.4.9.4 Rechtsvertretungen 
Der Regierungsrat hatte mit Beschluss vom 2. Juli 2019 einen Rechtsan-
walt gegenüber der PUK mit der Wahrung sämtlicher dem Regierungsrat 
zukommender Rechte bevollmächtigt.70 Christian Amsler, Roland Moser, 
Dr. Peter Kerschot, Dr. Hadi Shidiak und Catherine Witt wählten einen 
Rechtsbeistand, den sie gegenüber der PUK mit der Wahrung sämtlicher 
ihnen zukommender Rechte bevollmächtigten.71 
 
Die Rechtsvertretungen wurden jeweils über die anstehenden Befragun-
gen informiert. Die Einvernahme- und Befragungsprotokolle wurden den 
Rechtsbeiständen auf deren Verlangen zur Einsichtnahme zugestellt. 
 

1.4.9.5 Erste Einvernahmen  
Im Rahmen der Informationsbeschaffung fanden zwischen dem 12. Feb-
ruar und dem 6. September 2019 zwanzig Befragungen statt. Dabei wur-

 
69  Art. 40 Abs. 3 KRG 
70  Regierungsratsbeschluss (RRB) vom 2. Juli 2019  
71  Vollmachten  
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den vor allem Mitarbeitende der Verwaltung und der Schulzahnklinik als 
Auskunftspersonen befragt.  
  

1.4.9.6 Bezeichnung der betroffenen Personen  
Aufgrund des damaligen Wissenstandes bezeichnete die PUK am 
18. Juni 2019 folgende Personen als durch die Untersuchung in ihren 
Interessen unmittelbar betroffen:72/73 
 
− alt Regierungsrat Heinz Albicker, Vorsteher des Erziehungsdepar-

tements bis 2004   
 
− alt Regierungsrätin Rosmarie Widmer Gysel, Vorsteherin des Er-

ziehungsdepartements von 2005 bis 31. März 2010 
 
− Regierungsrat Christian Amsler, Vorsteher des Erziehungsdepar-

tements ab 1. April 2010 
 
− Dr. Raphaël Rohner, ehemaliger Departementssekretär Erzie-

hungsdepartement von 1999 bis 31. Dezember 2012 
 
− Roland Moser, Departementssekretär Erziehungsdepartement ab 

2013 
 
− Jakob Geier, ehemaliger Leiter Dienststelle Primar- und Sekundar-

stufe l bis 28. Februar 2009 
 
− Heinz Keller, ehemaliger Leiter Dienststelle Primar- und Sekundar-

stufe l vom 1. Januar 2009 bis 31. Dezember 2016 
 
− Thomas Schwarb Méroz, Leiter Dienststelle Primar- und Sekun-

darstufe l vom 1. Dezember 2016 bis 30. September 2018 
 
− Dr. Peter Kerschot, Leiter Schulzahnklinik bis 30. September 2018 
 

 
72  Beschluss PUK vom 18. Juni 2019 
73  Protokoll der 39. PUK-Sitzung vom 18. Juni 2019, S. 7 ff. 
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− Dr. Hadi Shidiak, Kieferorthopäde Schulzahnklinik bis 31.Oktober 
2018 

 

− Catherine Witt, Zahnärztin Schulzahnklinik seit 1. Februar 2014 
 
Den unmittelbar betroffenen Personen sowie dem Regierungsrat wurde 
dieser Beschluss mitgeteilt. Sie wurden über ihre Rechte im Verfahren 
der PUK informiert. Weiter wurde ihnen eine Liste der geplanten Befra-
gungen und Einvernahmen mit Datum und Sitzungsort zugestellt.  
 
Die PUK machte von der Möglichkeit der Einschränkung der Verfahrens-
rechte der Betroffenen Gebrauch74, indem sie den besonders betroffenen 
Personen die Anwesenheit an den Befragungen der Staatsanwälte Peter 
Sticher, Adrian Ettwein, Roland Flüeler und der Departementssekretärin 
Nathalie Greh sowie die Einsicht in die Akten der Polizei, der Staatsan-
waltschaft und des Finanzdepartements verweigerte. 
 

1.4.9.7 Einvernahmen der Zeuginnen, Zeugen und Aus-
kunftspersonen 

Für die Sachverhaltsermittlung und die Beweiserhebung wurden die Ein-
vernahmen der Zeuginnen und Zeugen sowie der Auskunftspersonen 
zwischen August und Dezember 2019 durchgeführt. Die Fragen, die den 
Einzuvernehmenden gestellt werden sollten, wurden jeweils durch die 
PUK-Präsidentin und den juristischen Sekretär vorbereitet und vor den 
Befragungen den PUK-Mitgliedern über SecureSafe zugänglich gemacht. 
Die Einvernahmen wurden durch die PUK-Präsidentin geführt. Zu Beginn 
wurden die Einzuvernehmenden auf ihre Rechte und Pflichten hingewie-
sen. Die PUK-Mitglieder und der juristische Sekretär der PUK erhielten 
jeweils nach Abschluss der vorbereiteten Fragen Gelegenheit, Ergän-
zungsfragen zu stellen. An einzelnen Befragungen nahmen zum Teil be-
sonders betroffene Personen oder deren Rechtsvertreter teil. Dabei hat-
ten sie ebenfalls Gelegenheit, Ergänzungsfragen zu stellen. 
 

 
74  Art. 40 KRG 
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Der Rechtsvertreter von Dr. Peter Kerschot teilte an der Befragung durch 
die PUK mit, dass er seinem Mandanten geraten habe, die Auskunft zu 
verweigern, weil aus seiner Sicht Mariano Fioretti befangen sei. Dr. Peter 
Kerschot machte von diesem Recht Gebrauch, beantwortete keine Fra-
gen der PUK und verlas stattdessen ein vorbereites Statement.75 
 
Die PUK beschloss, in der Sachverhaltsermittlung- und Beweiserhe-
bungsphase 13 Zeugen, davon sieben Elternteile, zu befragen. Aus 
Gründen des Persönlichkeitsschutzes entschied sie, die Namen der be-
fragten Eltern sowie der Mitarbeitenden der Schulzahnklinik nicht zu ver-
öffentlichen.  
 
Als Zeugen wurden in chronologischer Reihenfolge befragt: 
 
-  Esther Cambensy, Logopädin bis Sommer 2017 
-  Dr. Günther Neumann, Zahnarzt Schaffhausen 
-  Mutter 1  
-  Dr. Kurt Schnepper, Klinikleiter ab 1. November 2018 
-  Thomas Sulzberger, Personalamt  
-  Vater 1 
-  Mutter 2 
-  Mutter 3 
-  Vater 2 
-  Mutter 4 
-  Vater 3 
-  Dr. Cristiano Persi, Zahnarzt 
-  Mutter 5 
-  Patrick Spahn, Departementssekretär Baudepartement 
 
Als Auskunftspersonen wurden in chronologischer Reihenfolge befragt: 
 
-  Roland Moser, Departementssekretär (zwei Befragungen)  
-  Dr. Rainer Feddern, Präsident SSO Schaffhausen  
-  Marcel Montanari, GPK-Präsident 2018  
-  Bruno Bischof, Leiter SVA 
-  Dr. Martin Lüthi, Zahnarzt Schulzahnklinik 

 
75  Befragung Dr. Peter Kerschot  

 Auftrag und Arbeitsweise   



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 27

-  Mitarbeiterin 1 Schulzahnklinik 
-  Astrid Makowski, Leiterin Personalamt 
-  Dr. Birgit Kreuziger, Zahnärztin Schulzahnklinik 
-  Mitarbeiterin 2 Schulzahnklinik 
-  Dr. Richard Göttle, Kieferorthopäde Schulzahnklinik 
-  Mitarbeiterin 3 Schulzahnklinik 
-  Mitarbeiterin 4 Schulzahnklinik 
-  Mitarbeiterin 5 Schulzahnklinik 
-  Dr. Patrick Eichkorn, Leiter FiKo Schaffhausen 
-  Dr. Marcel Cucu, Kieferorthopäde Schaffhausen 
-  Olga Possemeyer, Zahnärztin Schulzahnklinik 
-  X.Y., Eigentümer Kieferorthopädisches Labor  
 
Am 15. Januar 2020 fand zudem eine Besprechung einer Delegation der 
PUK mit dem ao. Staatsanwalt Adrian Ettwein statt. Dabei tauschte man 
sich, soweit dies gebotenen war, über den Stand der Verfahren aus. 
 

1.4.9.8 Akteneinsicht der besonders betroffenen Personen 
Nach Abschluss der Sachverhaltsermittlung und der Beweiserhebung 
beschloss die PUK an ihrer Sitzung vom 17. Januar 2020, sämtliche Un-
tersuchungsakten, die zulasten der Betroffenen verwendet werden könn-
ten, zu öffnen und den betroffenen Personen Gelegenheit zur Einsicht-
nahme sowie zur schriftlichen Stellungnahme und zur schriftlichen Be-
zeichnung von Gegenbeweisen zu geben.76 
 
Von ihrem Recht machten Christian Amsler, Dr. Peter Kerschot, Catheri-
ne Witt und Thomas Schwarb Méroz Gebrauch. Anfang April 2020 erfolg-
te eine zweite Aktenöffnung. Den Betroffenen wurden wiederum die Par-
teirechte eingeräumt.77 Christian Amsler und Catherine Witt nahmen Stel-
lung zu den Unterlagen. 
 
Die PUK berücksichtigte diese Stellungnahmen bei der Beweiswürdigung. 
 

 
76  PUK-Beschluss Aktenöffnung 1 vom 17. Januar 2020 
77  PUK-Beschluss Aktenöffnung 2 vom 3. April 2020  
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1.4.9.9 Beweiswürdigung 
Die Beweislast für allfällige Amtspflichtverletzungen liegt bei der PUK. 
Diese hatte im Rahmen des Beweisverfahrens abzuklären, ob Pflichtver-
letzungen nachgewiesen werden können. Wenn dieser Beweis nicht er-
bracht werden kann, ist dies so zu akzeptieren. An den Beweis sind hohe 
Anforderungen zu stellen. Bestehen objektive Zweifel, ist der Beweis 
nicht erbracht, und im Zweifel ist zugunsten der Betroffenen zu entschei-
den. Verdachtsmomente oder Mutmassungen müssen sich aufgrund des 
Beweisverfahrens erhärten. Wenn der Beweis nicht erbracht wird, sind 
Verdachtsmomente und Mutmassungen unbeachtlich. Die PUK kann die 
erhobenen Beweise frei würdigen, und es besteht ein breiter Spielraum 
des Ermessens.78 Die PUK beleuchtete bei ihren Untersuchungen den 
Sachverhalt von allen Seiten. Insbesondere untersuchte und berücksich-
tigte sie auch die entlastenden Umstände. Bei ihren politischen Wertun-
gen und Vorschlägen war die PUK frei. 
 

1.4.10 Besprechung vorläufiges Beweisergebnis 
Anlässlich einer zweitägigen Retraite am 22. und 23. Januar 2020 in der 
Kartause Ittingen (Warth, Thurgau) beriet die PUK ihre Feststellungen 
und Schlussfolgerungen aus der durchgeführten Untersuchung und fass-
te die Stichworte für den Inhalt des Schlussberichtes zusammen. In den 
folgenden acht Wochen war es die Aufgabe der PUK-Präsidentin und des 
juristischen Sekretärs der PUK, einen ersten Entwurf zu erarbeiten. Mitte 
März wurde der Entwurf den PUK-Mitgliedern zugestellt. Am 2. und 3. 
April 2020 beriet die PUK den Entwurf und beschloss Änderungen und 
Ergänzungen. Danach wurde der Entwurf von der PUK-Präsidentin und 
dem juristischen Sekretär entsprechend überarbeitet, bevor er von der 
PUK ein weiteres Mal beraten und vorläufig genehmigt wurde. 
 

 
78  «Freie Beweiswürdigung bedeutet nicht Willkür, sondern Pflicht zu gewissenhafter 

Schlussfolgerung aufgrund des Beweisergebnisses» (Guyan, Basler Kommentar zur 
ZPO, N 3 zu Art. 157) 
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1.4.10.1 Stellungnahmen 
Nach Abschluss der Untersuchung und vor der Berichterstattung an den 
Kantonsrat ist dem Regierungsrat sowie den Personen, denen gegenüber 
Vorwürfe erhoben werden, Gelegenheit zu geben, sich dazu gegenüber 
der Untersuchungskommission zu äussern.79 In diesem Sinne wurde der 
von der PUK vorläufig genehmigte Bericht dem Regierungsrat und den 
Betroffenen (siehe 1.4.9.6) am 4. Mai 2020 zur schriftlichen Stellungnah-
me zugestellt. Folgende Personen erhielten nur einen sie betreffenden 
Auszug zur Gewährung des rechtlichen Gehörs: Finanzkontrolle des Kan-
tons Schaffhausen, Dr. Kurt Schnepper, Leiter Schulzahnklinik, Ge-
schäftsprüfungskommission des Kantons Schaffhausen. 
 

1.4.10.2 Schlussbericht der PUK 
Vom Recht auf Gegenbemerkungen machten der Regierungsrat, Heinz 
Albicker, Christian Amsler, Dr. Raphaël Rohner, Dr. Peter Kerschot, Cat-
herine Witt, die Finanzkontrolle, Dr. Kurt Schnepper und die GPK Ge-
brauch. Heinz Keller teilte der PUK mit, dass er aus gesundheitlichen 
Gründen im Moment keine Stellungnahme verfassen könne. Die PUK 
beriet die Stellungnahmen eingehend und passte, wo nötig, den vorläufi-
gen Bericht an. Sämtliche Stellungnahmen werden am Schluss des Be-
richtes im Sinne der Transparenz integral veröffentlicht. 
 
Nach der Überarbeitung des Berichts führte die PUK am 12. Juni 2020 
die Schlussabstimmung durch.80 Der Schlussbericht wurde mit 5:0 Stim-
men zuhanden des Kantonsrats genehmigt. Die PUK war sich bei der 
Bewertung der Rolle der GPK uneins, weshalb im Bericht die Mehrheits- 
und Minderheitsmeinungen aufgeführt sind. Der Regierungsrat beabsich-
tigt, von seinem Recht Gebrauch zu machen und dem Kantonsrat einen 
Bericht zu den Schlussergebnissen vorzulegen. 81  
 

 
79  Art. 41 KRG 
80  Protokoll der 90. PUK-Sitzung vom 12. Juni 2020 
81  Schreiben Regierungsrat vom 26. Mai 2020 
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1.4.11 Kosten 
Nachdem die PUK am 19. November 2018 vom Kantonsrat eingesetzt 
worden war, teilte der Staatschreiber Dr. Stefan Bilger mit, dass formal 
kein Kredit beantragt werden müsse, da eine Kommission immer Kosten 
nach sich ziehe.82   
 
Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung über den Bericht am 12. Juni 
2020 der PUK beliefen sich die Kosten auf CHF 428’000. 
 
Voraussichtlich fallen bis zum Abschluss der PUK noch Kosten von rund 
CHF 40’000 an. Insgesamt werden die Kosten somit etwa CHF 470'000 
betragen. 
 

1.4.12 Nichtöffnung der Akten 
Die PUK besass umfassende Einsichtsrechte in die Akten der Verwaltung 
und der Regierung. Sie war zudem mit Sonderbefugnissen ausgestattet 
und konnte u.a. auch aussenstehende Personen einvernehmen und Ak-
ten von Versicherungen beiziehen. Das Amtsgeheimnis konnte ihr nicht 
entgegenhalten werden. Bei ihrem Bericht hat die PUK ihrerseits das 
Amtsgeheimnis zu wahren (Art. 41 Abs. 1 KRG). Die Akten und die Be-
fragungsprotokolle enthalten neben Amtsgeheimnissen viele Informatio-
nen, welche die Persönlichkeit von Personen betreffen. Nach Rückspra-
che mit dem Staatsschreiber hat die PUK am 12. Juni 2020 beschlossen, 
sämtliche Akten (beigezogenen Akten, Befragungsprotokolle, Protokolle 
der Sitzungen der PUK) als nicht öffentlich zu erklären, soweit sie nicht im 
Bericht der PUK veröffentlicht werden.83 
 

1.5 Bemerkungen zur Arbeit der PUK 
Der Kantonsrat entschied sich an seiner Sitzung vom 18. November 2018 
dagegen, die PUK den politischen Kräften entsprechend zusammenzu-

 
82  Telefonnotiz Dr. Stefan Bilger vom 7. Dezember 2018 
83  PUK-Beschluss vom 12. Juni 2020 
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setzen, und stimmte einer politisch nicht repräsentativen Fünferkommis-
sion zu. Die Grösse der Gruppe hat sich bewährt. Alle konnten in die 
Arbeit miteinbezogen werden und fühlten sich verantwortlich, so konnte 
ein grosses Arbeitspensum erledigt werden. Die Diskussionen und Unter-
suchungshandlungen in der praktischen Arbeit waren stets sachlich und 
nicht politisch motiviert. Die Arbeitsbelastung war überdurchschnittlich 
hoch. Nur dank der zeitlichen Flexibilität der PUK-Mitglieder und des Ein-
satzes auch während der Ratsferien war es möglich, die grosse Arbeits-
last in einem vernünftigen Zeitraum zu bewältigen.  
 
Die PUK stiess zu Beginn auf Widerstand seitens eines Mitglieds der 
Regierung und eines Mitarbeitenden der Verwaltung. Die Intervention von 
Christian Amsler am 20. Dezember 2018 zeigte, dass er die Rolle der 
PUK im damaligen Zeitpunkt nicht anerkannt hatte. Während der Unter-
suchung war ein zögerliches Verhalten gegenüber der PUK zu spüren. 
So liessen sich einzelne Mitglieder der Verwaltung für die Einvernahmen 
explizit vom Regierungsrat vom Amtsgeheimnis entbinden, obwohl dies 
gesetzlich geregelt ist. Auch die Aktenherausgabe erfolgte teilweise zu-
rückhaltend, und ein geeigneter Raum für die PUK konnte erst nach einer 
längeren Odyssee durch verschiedene Amtsräume gefunden werden. 
Offensichtlich mussten sich Regierungsrat und Verwaltung erst an die 
umfassenden Kompetenzen einer PUK gewöhnen.  
 
Zu Auftrag, Einsetzung und Verfahren einer Parlamentarischen Untersu-
chungskommission finden sich im Kantonsratsgesetz nur wenige Best-
immungen.84 Das Verfahren ist rudimentär geregelt. Einzig bezüglich der 
Zeugnispflicht und des Zeugnisverweigerungsrechts wird auf die sinnge-
mässe Anwendung der schweizerischen StPO verwiesen. Nach welchem 
Verfahren – schweizerische Strafprozessordnung oder Verwaltungs-
rechtspflegesetz85 – das Verfahren und die Einvernahmen der PUK statt-
finden, dazu äussert sich das Gesetz nicht. Hier wäre eine detaillierte 
Regelung des Verfahrens sicher hilfreich. 
 
  

 
84  Art. 38 ff. KRG 
85  Schweizerische Strafprozessordnung (StPO, SR 312.0); Gesetz über den Rechtsschutz 

in Verwaltungssachen (Verwaltungsrechtspflegegesetz; SHR 172.200) 
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2 Schulzahnklinik  
 
In diesem Kapitel werden die historische Entwicklung, die gesetzlichen 
Grundlagen, die personelle und finanzielle Situation der Schulzahnklinik 
aufgezeigt.  

2.1 Historischer Abriss86 
1916  Es wird erstmals die Errichtung einer Schulzahnklinik in der 

Stadt Schaffhausen angeregt. 1917/18 folgen entsprechende 
Anträge auf politischer Ebene. Zu Beginn gibt man den Schü-
lerinnen und Schülern Gutscheine für unentgeltliche Untersu-
chungen bei privaten Zahnärzten ab.  

1922 Die Stadt Schaffhausen kauft die Liegenschaft «Zum Gold-
stein» als Kliniklokal und wählt Dr. Max Bendel als ersten 
Schulzahnarzt der Stadt Schaffhausen in die städtische 
Schulzahnklinik.  

1924  Am 7. Juni 1924 wird das erste Reglement betreffend kanto-
nale Schulzahnkliniken verabschiedet. Damit wird die regel-
mässige Untersuchung – mindestens einmal pro Jahr – und 
Behandlung aller Schulkinder in den Landgemeinden, in Stein 
am Rhein und in Neunkirch angeboten. Die Untersuchungen 
sind in den zehn Schulzahnkliniken obligatorisch, für die Be-
handlungen gilt die Wahlfreiheit. Bereits 1924 untersteht die 
kantonale Schulzahnklinik dem «Erziehungs-Departement».  

1979  Es werden einheitliche Richtlinien für die kantonalen Schul-
zahnkliniken formuliert. In Zusammenarbeit mit Spezialisten 
für Kieferorthopädie wird das entsprechende Reglement für 
den schulzahnärztlichen Dienst ergänzt. 

 Bei den kantonalen Kliniken handelt es sich meistens um 
Schulzimmer, die umgenutzt werden. Die Behandlungsstühle 
sind alt, die Infrastruktur ist einfach und muss immer wieder 
überholt werden. Zudem wird ein mobiler Klinikwagen einge-
setzt. Als Leiter der Kliniken oder Aussenstationen wird 

 
86  Unterlagen Stadt- oder Staatsarchiv Schaffhausen 

 Schulzahnklinik 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 33

Dr. Horst Grossholz verpflichtet. Er arbeitet in der Schulzahn-
klinik in Thayngen. 

1980  Im gesamten Kanton werden in den diversen Kliniken 5062 
Kinder untersucht, 2517 Patienten werden anschliessend be-
handelt. 

1990  Der Nutzen der Schulzahnkliniken mit ihrem Prophylaxe-
Auftrag ist unbestritten. Der Erfolg zeigt sich darin, dass sich 
der Anteil an den kariesfreien Gebissen auf 76% erhöht hat. 

1991  In den kantonalen Schulzahnkliniken gibt es viele Wechsel 
beim Personal. Ein Grund dafür ist die Ankündigung einer all-
fälligen Zusammenführung der Schulzahnkliniken von Kanton 
und Stadt. Weitere Gründe mögen die teilweise rudimentäre 
Ausrüstung der Kliniken und der nicht konkurrenzfähige Lohn 
gewesen sein. 

1992 Die zunehmenden Behandlungen im Bereich Orthodontie, die 
Behandlung angeborener Gebissanomalien durch kieferortho-
pädische Massnahmen, führen zu Behandlungsengpässen in 
den kantonalen Schulzahnkliniken. Ein Reglement besagt, 
dass zuerst alle «normalen Behandlungen mit Pendenzen» 
abgebaut werden müssen. 

1993  In einer Volksabstimmung wird beschlossen, dass die Kliniken 
neu organisiert werden sollen, wobei der Kanton die Schlies-
sung von bestimmten Kliniken anordnen kann und kieferor-
thopädische Behandlungen angeboten bzw. subventioniert 
werden müssen. Die daraufhin eingesetzte Arbeitsgruppe mit 
Vertretern der städtischen und kantonalen Schulzahnklinik 
und der Privatzahnärzten kommt zum Schluss, die beste Lö-
sung sei eine zentrale Schulzahnklinik. Es wird beschlossen, 
die städtische Schulzahnklinik an der Rheinstrasse räumlich 
zu erweitern.  

1994  Die technische Infrastruktur der verschiedenen kantonalen 
Schulzahnkliniken wird als nicht mehr zeitgemäss kritisiert und 
weist grosse Mängel auf. In den Kliniken Stein am Rhein und 
Neunkirch können nur noch Reihenuntersuchungen durchge-
führt werden. 

 Die Vernehmlassung betreffend «eine Klinik für den ganzen 
Kanton» wird durchgeführt, verschiedene Gemeinden sehen 
dieser Absicht mit Skepsis entgegen. 
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1995  Dr. Peter Kerschot wird als Klinikleiter für die städtische 
Schulzahnklinik und die kantonale Schulzahnklinik auf den 1. 
Januar 1995 zu je einem 50% Pensum gewählt. Zusätzlich 
sind drei Zahnärzte angestellt. Am 1. Juni 1995 wird ein Kie-
ferorthopäde angestellt.  

 Auf politischer Ebene wird die Zusammenführung der kanto-
nalen und der städtischen Schulzahnklinik geplant. Die erste 
grosse Aufgabe für Dr. Peter Kerschot ist die Zusammenfüh-
rung der beiden Kliniken und die Neuorganisation einer einzi-
gen kantonalen Schulzahnklinik.  

1997  Der Zusammenschluss zu einer kantonalen Schulzahnklinik 
wird zu Beginn des Schuljahres 1997/98 am Standort der 
städtischen Schulzahnklinik realisiert. Die Aussenstationen 
werden geschlossen. Neu wird der Schichtbetrieb eingeführt 
und sechs Zahnarztstühle können maximal genutzt werden. 
Für die Reihenuntersuchungen in den Landgemeinden wird 
der Klinikwagen weiterhin eingesetzt. 

 Die neue kantonale Schulzahnklink wird als eine von sechs 
kantonalen Dienststellen für den WoV-Versuchsbetrieb (Wir-
kungsorientierte Verwaltungsführung) vorgesehen.   

2013 Die Stimmberechtigten lehnen mit einem Nein-Anteil von 58% 
eine Vorlage ab, welche die Subventionen für die kieferortho-
pädischen Behandlungen in der Schulzahnklinik jährlich um 
CHF 70'000 kürzen will.  

 

2.2 Gesetzliche Grundlage und Aufgabe  
Die gesetzlichen Grundlagen betreffend Schulzahnklinik Schaffhausen 
sind in der «Verordnung über den Betrieb und das Behandlungsangebot 
der Schulzahnklinik»87 geregelt. Die Zähne aller Schülerinnen und Schü-
lern des Kindergartens, der Primarschule, der Orientierungsschule, der 
Sonderklassen und der Sonderschulen sind jährlich mindestens einmal 
zu untersuchen und, sofern es die Eltern wünschen, zu behandeln. Die 
Untersuchung ist für alle Schülerinnen und Schüler obligatorisch. In der 

 
87  Verordnung über den Betrieb und das Behandlungsangebot der Schulzahnklinik (Ver-

ordnung, SHR 410.621) 
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Schulzahnklinik können auch die Schülerinnen und Schüler der untersten 
Klasse der Kantonsschule untersucht und behandelt werden, sofern sie 
sich freiwillig melden.88 
 
Auftrag der Schulzahnklinik ist es, Kinder und Jugendliche durch Prophy-
laxe und Behandlung bei der Pflege ihrer Zähne zu unterstützen. Die 
Schulzahnklinik hat kieferorthopädische Behandlungen durchzuführen, 
soweit es die fachlichen Voraussetzungen des ärztlichen Personals und 
die betrieblichen Möglichkeiten erlauben.89 
 
Im «Dekret über die Ausrichtung von Kantonsbeiträgen an die Behand-
lungskosten der Schulzahnklinik» ist die Höhe der Beiträge geregelt.90 
Die Höhe der Beiträge des Kantons gilt auch dann, wenn die Schulzahn-
klinik aus organisatorischen oder anderen zwingenden Gründen Behand-
lungen durch private Zahnärztinnen und Zahnärzte oder Spezialistinnen 
und Spezialisten zum jeweils gültigen Schulzahnpflegetarif der Schweize-
rischen Zahnärztegesellschaft ausführen lässt.91  
 
Ergänzende Vorschriften über den Betrieb und das Behandlungsangebot 
der Schulzahnklinik kann der Regierungsrat auf dem Verordnungsweg 
erlassen.92 Von diesem Recht hat er nicht Gebrauch gemacht. 
 

2.3 Einbettung in die kantonale Verwaltung 

2.3.1 Zuordnung in das Erziehungsdepartement 
Die städtische Schulzahnklinik wurde bei ihrer Gründung 1924 dem Bil-
dungswesen unterstellt. Dies wurde bis 2019 so beibehalten. Erst für die 
Dauer der parlamentarischen Untersuchung wurde die Schulzahnklinik 
vorübergehend dem Finanzdepartement zugeteilt. 
 

 
88  §2, § 4 Verordnung 
89  § 6 Abs. 2 Verordnung 
90  § 1 f. Dekret über die Ausrichtung von Kantonsbeiträgen an die Behandlungskosten der 

Schulzahnklinik (Dekret, SHR 410.620) 
91  § 3 Dekret 
92  § 4 Dekret 
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Mit der Unterstellung der Schulzahnklinik unter das Erziehungsdeparte-
ment ist der Kanton Schaffhausen kein Einzelfall. Folgende Übersicht 
zeigt dies auf: 
 
Stadt Zürich Schul- und Sportdepartement 
Stadt St. Gallen Schule und Bildung   
Stadt Bern Direktion für Bildung, Soziales und Sport 
Stadt Winterthur Schule, Sport, Kultur 
Stadt Chur Bildung, Gesellschaft, Kultur 
 

2.3.2 WoV-Betrieb 
Seit der Zusammenführung der städtischen und kantonalen Schulzahn-
kliniken zur Schulzahnklinik Schaffhausen wurde diese bis Ende 2017 als 
WoV-Betrieb geführt. Die entsprechenden Vorgaben wurden in der WoV-
Verordnung geregelt.93 Per 1. Januar 2018 wurden die WoV-Dienststellen 
wieder in die Verwaltung integriert. Laut Aussage von Christian Amsler 
war die Umsetzung der Reintegration der Schulzahnklinik auf das Jahr 
2018 nicht geplant, sondern sollte erst 2019 angepackt werden.94  
 

2.4 Entwicklung ab der Zusammenführung von 
1997 

2.4.1 Organisatorisches 
Dr. Peter Kerschot führte bereits 1997 bei der Zusammenführung der 
verschiedenen Schulzahnkliniken einen Schichtbetrieb ein. Diese Schich-
ten dauern von 07.00 Uhr - 14.00 Uhr und von 12.00 Uhr - 19.00 Uhr. 
Auch am Samstag ist die Schulzahnklinik von 08.00 - 11.00 Uhr geöffnet. 
Soweit ersichtlich, ist sie die einzige Schulzahnklinik, die einen Zwei-
schichtbetrieb mit derart langen Öffnungszeiten führt und ihre Leistungen 
auch am Samstagmorgen anbietet.  

 
93 WoV-Verordnung (SHR 172.105) 
94 Befragung Christian Amsler, Frage 237 
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2.4.2 Personelle Entwicklung  
Bei der Zusammenführung der städtischen und kantonalen Schulzahnkli-
nik im Jahr 1997 betrug der Stellenetat, inklusive der Prophylaxe-Pensen, 
15,66 Stellen, aufgeteilt in eine Vollzeitstelle und 20 Teilzeitstellen.  
 
Auf das Jahr 2001 wurde mit dem Budget eine zusätzliche Stelle bewilligt 
und im Jahr 2002 eine zweite Person in einem Vollpensum angestellt. 
Weitere Aufstockungen erfolgten ab den Jahren 2010 um 0,60 und 2011 
um 0,2 Stellen auf insgesamt 17,46 bewilligte Stellen. Im Jahr 2014 wa-
ren es 5 Vollzeit- und 17 Teilzeitmitarbeitende.95 Bis 2014 wurde im Stel-
lenplan immer ausgewiesen, um wie viele Teil- und Vollzeitstellen es sich 
handelt. Seit 2015 ist diese Differenzierung aufgehoben. 
 
Per Ende September 2018 trat Dr. Peter Kerschot nach 26 Dienstjahren 
als Leiter der Schulzahnklinik zurück. Dr. Kurt Schnepper trat sein neues 
Amt am 1. November 2018 an. Davor leiteten Catherine Witt und Volker 
Fuhrmann vorübergehend die Klinik. Das Arbeitsverhältnis mit Dr. Kurt 
Schnepper wird auf Ende Oktober 2020 in gegenseitigem Einvernehmen, 
innerhalb der ordentlichen Kündigungsfrist und im Rahmen des Perso-
nalgesetzes aufgelöst. Dr. Martin Lüthi leitet zurzeit die Klinik interimis-
tisch. 
 

2.4.3 Finanzielle Entwicklung  
Aus den WoV-Berichten «Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen» 
ergeben sich folgende Kennzahlen: 2007 bis 2010 wurde der Kostende-
ckungsgrad in die Bereiche Behandlungen und Prophylaxe aufgeschlüs-
selt. Bei den Behandlungen wurde 2008 mit 103,8% und 2010 mit 
102,1% ein positiver Kostendeckungsgrad erreicht. Die Prophylaxe er-
reichte 2010 einen Kostendeckungsgrad von 2,7%. Gesamthaft wurde ein 
Kostendeckungsgrad von 87,1% erreicht. Ein separater Kostende-
ckungsgrad für die kieferorthopädischen Behandlungen wurde nicht er-
rechnet.  
 

 
95 Stellenpläne 1997 bis 2018 
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Ab 2011 wurde diese Aufschlüsselung in Behandlung und Prophylaxe 
nicht mehr ausgewiesen, sondern nur noch der allgemeine Deckungsgrad 
aufgeführt.96 In den Jahren 2011 bis 2017 bewegte sich der allgemeine 
Kostendeckungsgrad zwischen minimal 80,2% im Jahr 2012 und maximal 
91,4% im Jahr 2016. Die Anzahl der untersuchten Kinder schwankte zwi-
schen 7301 und 8478 Patienten pro Jahr. In den WoV-Berichten wurde 
erwähnt, dass sich der Anteil der untersuchten Kinder und Jugendlichen 
mit Behandlungsort Schulzahnklinik immer im Bereich zwischen 68% bis 
71% bewegte. Etwa 80% der Kinder wiesen kariesfreie Gebisse auf.  
 
Kieferorthopädische Behandlungen sind in der Verordnung über den Be-
trieb und das Behandlungsangebot vorgesehen.97 Die Entwicklung in der 
Kieferorthopädie (KFO) wies bei den Taxpunkten Schwankungen auf. 
Begründet wurde dies jeweils mit personellen Ausfällen. Der Anteil der 
KFO-Behandlungen beträgt im Durchschnitt 60%, derjenige der allgemei-
nen Behandlungen 40%. Die Zahlen aus den WoV-Berichten blieben über 
die Jahre stabil, es sind keine markanten Ausreisser zu beobachten.  
 
Auch wenn sich der Kostendeckungsgrad für kieferorthopädische Be-
handlungen nicht genau eruieren lässt, ist die PUK überzeugt, dass er 
deutlich über 100% liegen muss. Die von den Kieferorthopäden und Kie-
ferorthopädinnen erwirtschafteten Umsatzzahlen waren wesentlich höher 
als jene der Allgemeinzahnärztinnen und -zahnärzte.98 Dagegen waren 
die Stellenprozente in der Kieferorthopädie tiefer als jene in der Allge-
meinzahnmedizin. In den Jahren 2016 - 2018 umfassten die Pensen der 
Kieferorthopäden und Kieferorthopädinnen durchschnittlich 312 Stellen-
prozente.99 Der Beschäftigungsgrad der Allgemeinzahnmedizinerinnen 
und -mediziner umfasste ein Pensum von 346 Stellenprozenten. Der Aus-
lastungsgrad unter den Kieferorthopädinnen und -orthopäden war zudem 
sehr unterschiedlich. Einige hatten einen sehr hohen Auslastungsgrad, 
andere waren eher unterbeschäftigt.  
 

 
96  WoV-Berichte 2008 - 2017 
97  § 6 Verordnung 
98  vgl. verschiedene Personaldossiers 
99  Unterlagen Personalamt und Stellenpläne ED 
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Aus der nachfolgenden Übersicht der Umsatzzahlen ist ersichtlich, dass 
die Kieferorthopädie ein wichtiges Standbein in der Schulzahnklinik ist:100 
 

Jahr 
Umsatz  
Allgemeinzahn- 
medizin 

% Umsatz  
Kieferorthopädie % 

2010  CHF 556’287 26%  CHF 1'602’153 74% 
2011  CHF 481’244 21%  CHF 1'759’705 79% 
2012  CHF 444’371 23%  CHF 1'524’946 77% 
2013  CHF 484’362 21%  CHF 1'805’338 79% 
2014  CHF 528’601 22%  CHF 1'847’981 78% 
2015  CHF 549’993 25%  CHF 1'617’156 75% 
2016  CHF 673’022 25%  CHF 1'985’560 75% 
2017  CHF 713’201 29%  CHF 1'722’424 71% 
2018  CHF 547’223 25%  CHF 1'618’292 75% 
2019  CHF 579’638 31%  CHF 1'283’096 69% 
 
Die Subventionsbeiträge an die KFO-Behandlungen durch den Kanton 
Schaffhausen bewegten sich zwischen CHF 72'115 und CHF 109'674 pro 
Jahr. 
 
Im Bericht der Firma bolz+partner vom 4. Juli 2017 «Überprüfung des 
Schulmedizinischen Dienstes der Stadt Bern (SDMZ) zuhanden der Di-
rektion Soziales, Bildung und Sport der Stadt Bern» wird die Schulzahn-
klinik Schaffhausen betreffend Agenda-Gestaltung, Ausnützung der Stüh-
le und erwirtschaftete Umsatzahlen gesamtschweizerisch als vorbildlich 
bewertet. Der Umsatz pro Stuhl sei in der Schulzahnklinik Schaffhausen 
rund zweieinhalbmal so gross wie jener in Bern.101 
 
Nach dem Weggang dreier Kieferorthopäden und der Nichtwiederbeset-
zung der Stellen zeigte sich bereits 2019, dass die Umsatzzahlen nicht 
gehalten werden konnten. 

 
100  Übersicht Umsatzzahlen Schulzahnklinik 2010 - 2018 
101  Bericht der Firma bolz+partner vom 4. Juli 2017 «Überprüfung des Schulmedizinischen 

Dienstes der Stadt Bern (SDMZ) zu Handen der Direktion Soziales, Bildung und Sport 
der Stadt Bern», S. 42 f. 
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2.5 Parlamentarische Vorstösse 
Seit 2006 wurden fünf Vorstösse zur Schulzahnklinik eingereicht: 
 
− Interpellation Nr. 2006/04 von Thomas Hurter (SVP) «Anpassung 

des obligatorischen schulzahnärztlichen Untersuches» (zuständige 
Regierungsrätin Rosmarie Widmer Gysel). 

− Kleine Anfrage Nr. 2010/20 von Heinz Rether (ÖBS) «Doppelunter-
suchungen der Schulzahnklinik vermeiden» (zuständiger Regie-
rungsrat Christian Amsler). 

− Motion Nr. 2010/09 umgewandelt in Postulat Nr. 2011/01 von Heinz 
Rether (ÖBS) / Thomas Hurter (SVP) «Keine unnötigen Doppelun-
tersuchungen durch Schulzahnklinik» (zuständiger Regierungsrat 
Christian Amsler). 

− Kleine Anfrage Nr. 2018/12 von Mariano Fioretti (SVP) «Fragwürdige 
nicht nachvollziehbare Behandlungsmethoden in der Schulzahnkli-
nik?» (zuständiger Regierungsrat Christian Amsler). 

− Kleine Anfrage Nr. 2018/25 von Mariano Fioretti (SVP) «Naivität 
oder absichtliches Ablenkungsmanöver des Regierungsrates zu den 
Behandlungsmethoden in der Schulzahnklinik» (zuständiger Regie-
rungsrat Christian Amsler). 

 

2.6 Aktuelle Situation 

2.6.1 Interne Situation 
In der Schulzahnklinik gab es schon seit längerer Zeit Spannungen zwi-
schen verschiedenen Mitarbeitenden. Nachdem das Thema Schulzahn-
klinik im März 2018 in der Politik und in den Medien aktuell geworden 
war, brachen diese Differenzen auf. So gab es eine Gruppe, welche die 
Themen, die Mariano Fioretti aufgeworfen hatte, bestätigte. Eine andere 
Gruppe bezeichnete die offenen Fragen als haltlose Unterstellungen. 
Eine dritte Gruppe hatte sich, wenn immer möglich, aus der Diskussion 
herausgehalten und blieb neutral. Die Anfeindungen gingen so weit, dass 
gegen einige Mitarbeitende Mobbingvorwürfe erhoben wurden, die sich in 
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der Bearbeitung und unter Beizug einer Fachperson als haltlos heraus-
stellten.  
 
Durch die Kündigung von Dr. Peter Kerschot verschärfte sich die Situati-
on. Dr. Kurt Schnepper hatte die Spannungen im Team wahrgenommen, 
es wurde eine entsprechende Intervention mit einer externen Fachperson 
durchgeführt. Die tiefliegenden Spannungen konnten jedoch nicht besei-
tigt werden.  
 

2.6.2 Externe Überprüfung 
Das Finanzdepartement leitete eine Überprüfung der Schulzahnklinik ein. 
Mit dem Budget 2020 bewilligte der Kantonsrat den Betrag von CHF 
728'000. Dieser sollte unter anderem für den geplanten Beizug von 
Fachexperten für die Personalführung, den Aufbau von Strukturen und 
eine Betriebs- und Qualitätskontrolle verwendet werden. Dieser Prozess 
ist aktuell noch nicht abgeschlossen. 
 

2.7 Würdigung durch die PUK 
Die PUK anerkennt, dass die Schulzahnklinik bezüglich der Öffnungszei-
ten sehr kundenfreundlich funktioniert. Weil viele Randzeiten abgedeckt 
sind und die Klinik auch am Samstagmorgen geöffnet ist, ermöglicht dies 
den Eltern, die Kinder auch ausserhalb der üblichen Arbeitszeiten in die 
Schulzahnklinik zu begleiten. Auch in finanzieller Hinsicht wirtschaftete 
die Schulzahnklinik erfolgreich. 
 
Die PUK erachtet es als sinnvoll, dass die Schulzahnklinik für die Dauer 
der Untersuchung dem Finanzdepartement unterstellt wurde. Mit der ein-
geleiteten Überprüfung, die erhebliche Mittel beansprucht, kann die Posi-
tion der Schulzahnklinik geklärt und der Betrieb gestärkt werden. Die 
Wirkungen dieser Überprüfung sind später zu prüfen.  
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Damit die Schulzahnklinik zur Ruhe kommt und die schwelenden internen 
Konflikte gelöst werden können, ist es wichtig, dass die Mitarbeitenden 
mit interner oder externer Unterstützung begleitet werden. 
 
Nicht erklären kann sich die PUK, weshalb die Beendigung des WoV-
Betriebes per Ende 2017 und die damit verbundenen Anpassungsmass-
nahmen nicht rechtzeitig durchgeführt worden sind. 
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3 Behandlung mit Myobrace®  
 
Die PUK hatte die Vorwürfe abzuklären, die Behandlungen mit My-
obrace® seien nicht immer medizinisch indiziert gewesen und es sei eine 
übermässig hohe Anzahl Behandlungen durchgeführt worden. Zudem 
stand der Vorwurf im Raum, die Kinder würden unnötigen Röntgenauf-
nahmen ausgesetzt, und es seien nachträglich die Patientendossiers 
abgeändert worden. Nebst der Abklärung dieser Vorwürfe wird in diesem 
Kapitel aufgezeigt, was myofunktionelle Therapie ist und wie diese The-
rapien angewendet wurden. Es wird zudem die Art und Weise der Einfüh-
rung von Myobrace® in der Schulzahnklinik und die Durchführung der 
Behandlung samt Röntgenaufnahmen dargestellt.  
 

3.1 Myofunktionelle Therapie 

3.1.1 Allgemeines 
Die myofunktionelle Therapie (MFT) (griechisch: mys = Muskel) hat das 
Ziel, vor allem im Kindesalter Fehlfunktionen der Kau- und Gesichtsmus-
kulatur zu verbessern und falsche Schluckgewohnheiten zu beseitigen. 
Häufige Erscheinungsbilder einer myofunktionellen Störung sind eine 
falsche Zungenruhelage, Aussprachestörungen, ständige Mundatmung 
und dadurch erhöhte Anfälligkeit für Atemwegsinfektionen, Fehlstellungen 
der Zähne, Fehlbildungen des Kieferknochens und Kiefergelenksbe-
schwerden.102 
 
Myobrace® ist ein Hilfsmittel, welches in der myofunktionellen Therapie 
eingesetzt werden kann, und gehört zur grossen Gruppe von «Präfabri-
zierten Myofunktionellen Apparaturen» (PMA) mit vielen verschiedenen, 
kommerziell erhältlichen Produkten.103 Bei Myobrace® handelt es sich um 
eine weltweite Marke, die Dr. Chris Farrell (BDS Sydney) 1989 eintragen 
liess. Die Myobrace®-Trainer sind im Internet frei erhältlich.  
 

 
102  Erfahrungsmedizinisches Register Homepage emr.ch,© 2020 Eskamed AG, zuletzt 

besucht am 6. März 2020 
103  Gutachten Prof. Dr. Theodore Eliades, S. 1 
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3.1.2 Myofunktionelle Therapie in der Schulzahnklinik 
bis 2015/16 

Laut Aussage der Logopädin und ausgebildeten Therapeutin für myofunk-
tionelle Dysfunktionen, Esther Cambensy, wurden in der Schulzahnklinik 
bis 2015/16 alle Patientinnen und Patienten mit der Diagnose myofunkti-
onelle Dysfunktion durch die Kieferorthopäden abgeklärt und anschlies-
send an sie überwiesen. Das Therapie-Konzept habe verschiedenste 
logopädische Übungen umfasst und ungefähr ein Jahr gedauert. Bei Be-
ginn der Therapie seien die Kinder etwa acht bis neun Jahre alt gewesen. 
Jüngere Kinder seien nicht mit einer myofunktionellen Therapie behandelt 
wurden, weil sie mehr Mühe hätten, Veränderungen in der Atmung und 
im Schluckmuster neu zu lernen. Die besten Erfahrungen habe sie mit 
Kindern ab zehn Jahren gemacht. Die Bereitschaft der Kinder, die Übun-
gen zu Hause regelmässig zu wiederholen, müsse vorhanden sein, damit 
die Behandlung erfolgreich sei. 104 Pro Jahr habe sie ungefähr 20 Kinder 
mit einer myofunktionellen Dysfunktion therapiert. Es habe immer eine 
Warteliste mit mindestens 20 Kindern bestanden. 40 Kinder hätten also 
pro Jahr dieser Therapie bedurft. Die Erfolgsquote habe ungefähr 80% 
betragen und Abbrüche seien selten vorgekommen.105 In Ausnahmefällen 
sei ein «Position Trainer» eingesetzt worden, ein Vorgängermodell von 
Myobrace®, und zwar immer in Verbindung mit einer logopädischen The-
rapie. Dies sei in zehn Jahren etwa fünf Mal vorgekommen. Die Therapie 
mit einem «Position Trainer» dauere ebenfalls ungefähr ein Jahr. In die-
ser Zeit sei es möglich, die Fehlhaltungen zu korrigieren.106 
 

3.1.3 Myofunktionelle Therapie mit Myobrace®  
Myobrace® ist ein Hilfsmittel in der myofunktionellen Therapie. Die Be-
handlung ist dreistufig aufgebaut: Auf der ersten Stufe sollen die schlech-
ten Angewohnheiten geändert werden. Das Ziel der zweiten Stufe ist es, 
die neuen Angewohnheiten zu verbessern. Und in der dritten Stufe soll 
das Kieferwachstum gesteuert werden. Alle drei Stufen beinhalten einen 
neuen Trainer. 

 
104  Befragung Esther Cambensy, Fragen 72 ff. 
105  Befragung Esther Cambensy, Fragen 49 und 57 
106  Befragung Esther Cambensy, Fragen 50 und 3 ff. 
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In der Schulzahnklinik wurden die Behandlungen in der «Myobrace®-
Ecke» durchgeführt. Diese war im oberen Stockwerk durch Mitarbeitende 
der Firma Myobrace Research eingerichtet worden. Die Kinder konnten 
dort auf einem Bildschirm die Myobrace®-DVD anschauen. Zudem hatten 
sie und die Eltern Zugriff auf eine App mit kindergerechten Übungen.107 
 
Die Herstellerfirma von Myobrace® beschreibt auf ihrer Homepage das 
Produkt wie folgt: «Das Myobrace®-System ist eine präventive kieferor-
thopädische Frühbehandlung, die sich vor allem den eigentlichen Ursa-
chen schiefer Zähne zuwendet und so ein natürliches Wachstum und 
eine natürliche Entwicklung ermöglicht. Häufig kann dabei auf Brackets108 
und Zahnextraktionen verzichtet werden. Die Behandlung ist am besten 
auf Kinder im Alter von 3 bis 15 Jahren abgestimmt und besteht in einer 
Reihe herausnehmbarer Intraoralschienen, welche tagsüber ein bis zwei 
Stunden und nachts beim Schlafen getragen werden.»  
 
Myobrace® soll diese falschen myofunktionellen Habits (Angewohnheiten 
im Mundbereich) korrigieren, indem es den Kindern beibringt, durch die 
Nase zu atmen, die Zunge in der richtigen Ruheposition am Gaumen zu 
halten, korrekt zu schlucken und so dafür zu sorgen, dass der Kiefer sei-
ne vollständige vorgesehene Grösse erreicht.109 
 

3.1.4 Finanzierung der Behandlung durch My-
obrace® / Logopädische Therapie  

Die myofunktionelle Therapie als Bestandteil der Logopädie wurde durch 
den Kanton finanziert. Wenn ein «Position Trainer» verwendet wurde, so 
war dieser durch die Eltern zu bezahlen. Bei der myofunktionellen Thera-
pie mit Myobrace® bezahlen die Eltern die Behandlung selber. Liegt eine 
Subventionsberechtigung vor, wird der entsprechende Beitrag durch den 
Kanton vergütet. Die Kosten für eine Myobrace-Behandlung belaufen sich 
für die Patientinnen und Patienten aus dem Kanton Schaffhausen auf 

 
107  Befragung Catherine Witt, Fragen 90 ff. 
108  Brackets sind Befestigungselemente bei festsitzenden Apparaturen (vgl. Zahnspange), 

https://de.wikipedia.org/wiki/Brackets, zuletzt besucht am 12. März 2020 
109  Homepage Myobrace.com, überprüft am 26. Februar 2020 
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CHF 1'100, bei ausserkantonalen Behandlungen auf CHF 1'290. Der 
Unterschied ist mit den unterschiedlichen Taxpunkten zu erklären.110 
 

3.1.4.1 Myobrace® Behandlungen in der Schweiz 
Aktuell sind fünf Zahnarztpraxen aus der Schweiz als Myobrace-
Anwender auf der Homepage vermerkt.  
 
Es gibt drei Hierarchiestufen von Myobrace-Anwenderinnen und Anwen-
dern, indem zwischen Myobrace®-Centern, Myobrace®-Anbietern (Certifi-
ed Providern) und Myobrace®-Mitgliedern unterschieden wird. My-
obrace®-Centers werden als unternehmenseigene Zentren von Myofunc-
tional Research Co. gegründet und geführt.111 Zertifizierte Myobrace®-
Anbieter (Myobrace® Certified Providers) sind Zahnärztinnen und -ärzte 
und Kieferorthopädinnen und -orthopäden, die an Schulungen mit dem 
Myobrace®-System teilgenommen haben und die hohen Qualitätsanfor-
derungen erfüllen.112 Die eigene Myobrace®-Ecke in der Praxis ist den 
Vorgaben entsprechend eingerichtet. Myobrace®-Mitglieder sind Zahnärz-
tinnen und -ärzte und Kieferorthopädinnen und -orthopäden, welche die 
Grundvoraussetzungen erfüllen, um die Myobrace®-Produktreihe zu-
sammen mit den korrekten Informationen weiterzugeben. 
 
Die Schulzahnklinik war als Myobrace® Certified Provider auf der Home-
page von Myobrace aufgeführt und machte damit Werbung für das Pro-
dukt.113 Für diesen Eintrag bezahlte die Schulzahnklinik CHF 500 pro 
Jahr.114  
 
Dr. Kurt Schnepper wies im Anschluss an die Befragung durch die PUK 
Catherine Witt an, den Eintrag bei Myobrace.com zu löschen. In der Fol-
ge wurde dies veranlasst, weshalb die Schulzahnklinik Schaffhausen 
nicht mehr auf der Seite von Myobrace.com aufgeführt ist.115  

 
110  Befragung Catherine Witt, Frage 159  
111  Homepage Myobrace.com, überprüft am 26. Februar 2020 
112  Homepage Myobrace.com, überprüft am 15. September 2019 
113  Homepage Myobrace.com, überprüft am 15. September 2019 
114  Befragung Catherine Witt; Frage 44, S. 13 
115  Befragung Catherine Witt, Fragen 46 ff. 
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3.1.5 Übergang von logopädischer myofunktionellen 
Therapie zur Behandlung mit Myobrace® 

Die PUK stellte fest, dass bereits 2015 bei den Reihenuntersuchungen 
die Diagnose myofunktionelle Dysfunktion gestellt und die ersten Behand-
lungen mit Myobrace® durchgeführt wurden.116 Gemäss Aussagen von 
Esther Cambensy wurde ihr am 6. März 2016 in einem Gespräch mit 
Dr. Peter Kerschot und Catherine Witt die Einführung der Behandlung mit 
Myobrace® mitgeteilt. Weil sie beabsichtigt habe, 2018 in Pension zu ge-
hen, sei über die Zukunft der myofunktionellen Therapie und über eine 
allfällige Nachfolgeregelung gesprochen worden. Catherine Witt habe 
dann gesagt, sie habe Weiterbildungen mit Myobrace®, dem Nachfolge-
modell vom «Position Trainer», gemacht und biete ab sofort Therapien 
an.117  
 

3.1.6 Planung und Einführung Myobrace® 

3.1.6.1 Planung 
Im Oktober 2013 nahm Catherine Witt ihre Tätigkeit als Kinderzahnärztin 
in der Schulzahnklinik in Schaffhausen auf. Sie hatte bereits vorgängig, 
im Jahr 2012, eine Weiterbildung zur Anwendung von Myobrace® be-
sucht.118 Catherine Witt sagte, ihr sei bei den Reihenuntersuchungen 
aufgefallen, dass auf dem Formular für die Reihenuntersuchung keine 
Indikation für die myofunktionellen Dysfunktionen und Fehlstellungen 
vorgesehen war. Zuerst habe sie gedacht, man müsse das richtige Alter 
abwarten, doch nach einer Weile sei sie zum Schluss gekommen, nein, 
es stimme nicht, dass man nichts machen könne, es gebe ja eine Metho-
de, mit der das schon früher behandelt werden könne. Sie habe das Ge-
spräch mit Dr. Peter Kerschot gesucht und ihm die Behandlung mit My-
obrace® erklärt. Er habe sich daraufhin im Internet weiter informiert, an 
einer Informationsveranstaltung in Zürich teilgenommen und schliesslich 

 
116  anonymisierte Patientenunterlagen 
117  Befragung Esther Cambensy, Fragen 10 ff. 
118  Unterlagen Personalamt  
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entschieden, dass Myobrace® eine gute Sache für die Schulzahnklinik 
sei.119 
 
2015 erläuterte Catherine Witt zwei Kieferorthopäden der Schulzahnklinik 
die Behandlungsmethode mit Myobrace® in groben Zügen.120 Anschlies-
send begann sie die Behandlungen mit Myobrace®. Die Zahnärztinnen 
und -ärzte wurden von Dr. Peter Kerschot informiert, worauf sie bei den 
Reihenuntersuchungen achten müssen. Das Untersuchungsformular 
wurde mit myofunktioneller Dysfunktion ergänzt.121 Eine eigentliche Pla-
nung samt Einbezug der Mitarbeitenden fand nicht statt.122 Auch Esther 
Cambensy – in der Schulzahnklinik bis anhin die Therapeutin für Patien-
tinnen und Patienten mit der Diagnose myofunktionelle Dysfunktion – 
wurde weder bei der Planung noch beim Entscheid für Myobrace® einbe-
zogen.123 
 
Aufgrund der frühzeitigen Pensionierung von Esther Cambensy im Som-
mer 2017 und der ungeklärten Nachfolge waren die Kieferorthopädinnen 
und -orthopäden der Schulzahnklinik einstweilen froh zu wissen, an wen 
sie Patientinnen und Patienten mit myofunktionellen Dysfunktionen über-
weisen konnten.124 Die Behandlungen von myofunktionellen Dysfunktio-
nen erfolgten immer mit Myobrace® und wurden nur durch Catherine Witt 
angeboten und durchgeführt.  
 
2016 wurde ein Merkblatt für die Dentalassistentinnen erstellt, worin die 
Ablaufschritte erläutert wurden.125  
Zu Beginn der Behandlungen mit Myobrace® im Jahr 2015 gab es bezüg-
lich Zielerreichung und Auswertung keine Vorgaben. Auf Ersuchen von 
Dr. Peter Kerschot wurde nach der Einführung eine interne Arbeitsgruppe 

 
119  Befragung Catherine Witt, Frage 12 ff. 
120  Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 175  
121  Befragung Catherine Witt, Frage 33 
122  Befragung Catherine Witt, Fragen 18 ff.; Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 175: «Die 

Wahrnehmungen waren immer unterschiedlich und es wurde auch immer ein bisschen 
hinten herum darüber geredet, von Kieferorthopäden und Zahnärzten: Ja, das ist viel, 
das ist richtig, das ist falsch. Also, es gab immer verschiedene Wahrnehmungen. »  

123  vgl. 2.2.3; Befragung Esther Cambensy, Fragen 16 ff. 
124  Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt. 
125  Merkblatt Myobrace  
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(Dr. Richard Göttle, Dr. Helen Wilkendorf und Catherine Witt) eingesetzt, 
die den Auftrag hatte, einen Leitfaden zu erstellen und nach eineinhalb 
bis zwei Jahren eine Auswertung zu machen.126 Der Leitfaden wurde am 
19. April 2017, mithin zwei Jahre nach Einführung von Myobrace®, vorge-
stellt.127 Eine Auswertung hat bis heute nicht stattgefunden. Catherine 
Witt führt seit 2015 eine Übersicht über die Patientinnen und Patienten in 
Behandlung und die abgelegten Fälle.128 Eine Erhebung, die über die 
Anzahl Diagnosen einer myofunktionellen Dysfunktion und die nachfol-
genden Behandlungen mit Myobrace® eine Aussage machen würde, gibt 
es in der Schulzahnklinik nicht. 
 

3.1.6.2 Einführung Myobrace® 
Im ersten Flyer zu den Myobrace®-Behandlungen wurden sowohl das 
Logo von Myobrace® als auch das Kantonslogo verwendet.129 Dieser 
Flyer wurde im Oktober 2015 gedruckt. Im selben Jahr wurden in den 
Reihenuntersuchungen die ersten Diagnosen für myofunktionelle Dys-
funktion gestellt.130 
 
Am 19. und 22. September 2016 führte ein Vertreter der Firma My-
obrace® in der Schulzahnklinik zwei Informationsveranstaltungen zur 
Behandlung mit Myobrace® durch. Ziel dieser Veranstaltungen war, die 
Mitarbeitenden über das Behandlungsangebot zu informieren und sie 
dahingehend zu befähigen, über das Angebot Auskunft erteilen zu kön-
nen.131 
 
In den Räumlichkeiten des Berufsbildungszentrums (BBZ) Schaffhausen 
fand am 10. September 2018 eine Weiterbildungsveranstaltung mit dem 
Thema «Myofunctional Orthodontics in 2018» statt, die durch die Schul-

 
126  Befragung Catherine Witt, Fragen 183 ff. 
127  Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 
128  Myobrace®-Übersicht von Catherine Witt 
129  Der Flyer Myobrace® ist als Anhang 1 dem Bericht beigefügt 
130  Reihenuntersuch Schulzahnklinik 2015 - 2018 
131  Befragung Catherine Witt, Fragen 14 ff. 
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zahnklinik organisiert worden war.132 An dieser Weiterbildung konnten 
auch interessierte Privatzahnärztinnen und -ärzte teilnehmen. 
 
Catherine Witt erklärte, bis November 2018 sei die Zustimmung zur Be-
handlung bei den Eltern mündlich eingeholt worden. Ab diesem Zeitpunkt 
werde ein Formular verwendet, das die Eltern zu unterschreiben ha-
ben.133 Bei Eltern, die aktuell noch Kinder bei Catherine Witt in Behand-
lung haben, wurde die schriftliche Einwilligung bis drei Jahre rückwirkend 
eingeholt.134 Bei Eltern, deren Kinder nicht mehr in Behandlung sind, 
wurde darauf verzichtet.  
 
Gemäss Aussage eines Zahnarztes der Schulzahnklinik gab es bei der 
Einführung von Myobrace® Schwierigkeiten. Myobrace® sei ohne Kon-
zept, ohne interne Absprachen, ohne Einbezug der Kieferorthopädinnen 
und -orthopäden und ohne genaue Kenntnis der Methode eingeführt und 
zu schnell und zu oft verschrieben worden.135 
 

3.1.7 Würdigung durch die PUK 
Die PUK anerkennt, dass sich die Schulzahnklinik weiterentwickeln und 
gegenüber neuen Produkten und Methoden offen sein muss. Die Art und 
Weise, wie Myobrace® geplant, eingeführt und überprüft wurde, erachtet 
die PUK aber als schlecht vorbereitet und mangelhaft. Die Einführung 
erfolgte ohne Plan und Konzept. Es wurden keine Zielvorgaben gemacht 
und keine Erfolgskontrollen vereinbart. Eine Projektplanung, geschweige 
denn ein eigentliches Projektmanagement, fehlte gänzlich. Die Einfüh-
rung war ein Entscheid von Dr. Peter Kerschot, den dieser auf Empfeh-
lung von Catherine Witt getroffen hatte, ohne die anderen Mitarbeitenden 
rechtzeitig in die Anwendung der Behandlungsmethode einzubeziehen. 
Die nötigen Massnahmen (Einbezug der Mitarbeitenden, Informations-
veranstaltungen, Erstellen eines Leitfadens, Erfolgskontrolle etc.) wurden 
erst im Nachhinein getroffen, auf Druck der Mitarbeitenden und verspätet. 

 
132  Unterlagen ED S. 44 
133  Befragung Catherine Witt, Fragen 84 ff. 
134  Einverständniserklärung myofunktionelle Therapie 
135  Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 
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Die PUK erachtet es als falsch, wenn über ein neues Behandlungsange-
bot ohne Diskussion und ohne Abstützung im Team entschieden wird. 
Mindestens die betroffenen Zahnärztinnen und -ärzte hätten in einen 
solchen Entscheid einbezogen werden müssen. Eine Folge dieses feh-
lenden Einbezuges war, dass einzig Catherine Witt das nötige Wissen 
besass, um das Produkt anzuwenden. Es zeugt von einem nicht nachhal-
tigen Behandlungsaufbau, wenn keine Stellvertretungslösung vorhanden 
ist und nicht wenigstens zwei Fachpersonen die Behandlungen an der 
Schulzahnklinik durchführen können. Eine Konstanz im Behandlungsan-
gebot ist so nicht gewährleistet. Das führte zu Unsicherheiten im Team, 
weil niemand genau wusste, wie die Behandlung aufgebaut war. Zudem 
war keine klare Kommunikation erkennbar, denn die Indikationsstellung 
wurde erst ein Jahr nach der Einführung anlässlich einer Weiterbildung 
diskutiert.136 
 
Es erfolgte keine Abklärung der Wirksamkeit der neuen Behandlungsme-
thode. Zwar hatte sich Dr. Peter Kerschot auf Anregung von Catherine 
Witt zum Thema informiert. Ob es sich bei Myobrace® um eine evidenz-
basierte Methode handle, welche an den schweizerischen Universitäten 
gelehrt wird, wurde aber nicht abgeklärt. Die Tatsache, dass die schwei-
zerischen Universitäten diese Methode als nicht evidenzbasiert beurteilen 
und ihr kritisch gegenüberstehen, hätte bei der Einführung zu entspre-
chender Vorsicht führen müssen. 
 
Myofunktionelle Dysfunktionen erfordern eine auf die Indikation zuge-
schnittene Behandlung. Weil Myobrace® nur eine von verschiedenen 
Therapieformen bei myofunktionellen Dysfunktionen ist, hätten Überle-
gungen, wann welche Methode anzuwenden ist, in ein Konzept einflies-
sen müssen. Entscheidungsgrundlagen, welche Behandlungsform bei 
welcher myofunktionellen Dysfunktion eingesetzt wird, fehlen. Für die 
PUK ist die Bevorzugung eines einzelnen Trainer-Fabrikates problema-
tisch, insbesondere, weil die verschiedenen präfabrizierten myofunktio-
nellen Apparaturen weder verglichen noch situationsbezogen eingesetzt 
wurden. Die PUK erachtet es als nicht opportun, wenn eine kantonale 
Stelle ein einzelnes Produkt aktiv bewirbt. 
 

 
136  Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 
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Das fehlende Konzept zeigte sich auch in den internen Richtlinien. Ein 
Myobrace®-Leitfaden wurde erst im April 2017 erstellt. Darin sind lediglich 
die Ausgangslage, die Anspruchsgruppe, weitere Informationen zum My-
obrace®-Training und die Möglichkeit einer myofunktionellen Therapie 
unabhängig von Myobrace® aufgelistet.137  
 
Der Leiter der Schulzahnklinik besass das notwendige Fachwissen und 
es lag in seiner Kompetenz, diese Behandlungsmethode ohne Rückspra-
che mit dem vorgesetzten Dienststellenleiter einzuführen. Im Sinne der 
Transparenz wäre eine zeitgleiche Information der vorgesetzten Dienst-
stelle aber sicher richtig gewesen. 
 

3.2 Myobrace®-Behandlung 

3.2.1 Diagnosestellung  
Die Diagnosestellung erfolgte während der Reihenuntersuchung und 
veränderte sich dahingehend, dass die myofunktionellen Dysfunktionen 
durch die untersuchenden Zahnärztinnen und -ärzte festgestellt wurden. 
Die Patientinnen und Patienten wurden Catherine Witt zugewiesen, ohne 
dass ein Kieferorthopäde sie vorgängig untersuchte und die Diagnose 
bestätigte. Als die Logopädin die myofunktionellen Therapien durchge-
führt hatte, wurde die Patientin oder der Patient durch einen Kieferortho-
päden überwiesen. Hier fand ohne Ankündigung ein Wechsel des Be-
handlungsablaufs und der Behandlungsmethode statt. 
 
2015 wurde in den Reihenuntersuchungen bei 386 von 4666 untersuch-
ten Kindern vom 1. Kindergarten bis zur 4. Klasse die Diagnose einer 
myofunktionellen Dysfunktion gestellt. Das entspricht 8,3% der untersuch-
ten Kinder. 2016 waren es 617 von 3634 untersuchten Kindern, bei de-
nen eine myofunktionelle Dysfunktion diagnostiziert wurde (17,0%). In 
den beiden darauffolgenden Jahren verschoben sich die Diagnosen leicht 
nach unten. 2018 wurde bei 451 Kindern diese Diagnose gestellt. Zwi-

 
137  Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 

 Myobrace 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 53

schen 2015 und 2018 erhielten insgesamt 1771 Kinder, also 11,6%, die 
Diagnose einer myofunktionellen Dysfunktion.138 
 
Die PUK forderte von der Schulzahnklinik alle anonymisierten Patienten-
dossiers von Catherine Witt ein. Sie wertete 500 Dossiers nach dem Zu-
fallsprinzip aus, 490 davon betrafen Myobrace-Behandlungen.139 Bei 438 
Patientinnen und Patienten wurde mit einer Myobrace®-Behandlung be-
gonnen, bei 52 Kindern wurde aus verschiedenen Gründen darauf ver-
zichtet. In der Übersicht von Catherine Witt sind 814 Patientinnen und 
Patienten mit einer Myobrace®-Behandlung erfasst. Die PUK hat dem-
nach die Dossiers von über 50% der Patientinnen und Patienten mit einer 
Myobrace®-Behandlung ausgewertet.  
 

3.2.1.1 Behandlungsablauf mit Myobrace® 
Laut Catherine Witt erfolgt die Myobrace®-Behandlung in drei Stufen: 
Wenn in der Reihenuntersuchung eine Dysfunktion diagnostiziert werde, 
führe sie eine Beratung durch. Sie erläutere den Erziehungsberechtigten, 
was Myobrace® sei und wie die Behandlung durchgeführt würde.140 Dabei 
werde den Eltern die Informationsbroschüren der Schulzahnklinik zu My-
obrace® und zum Röntgen abgegeben. Den Eltern stehe es frei, sich für 
oder gegen eine solche Behandlung zu entscheiden.141 
 
Beim ersten Behandlungstermin würden Fotos von den Zähnen und vom 
Gesicht gemacht. Die Behandlung werde vertieft erläutert und den Kin-
dern die ersten Übungen gezeigt. Myobrace® solle tagsüber während 
einer Stunde sowie während der ganzen Nacht getragen werden. Für die 
Zeit bis zum nächsten Termin müssten die Eltern eine Art Tagebuch füh-
ren, in welchem Übungen vermerkt seien. Beim zweiten Behandlungs-
termin würden der weitere Verlauf sowie Verbesserungsvorschläge be-
sprochen. Zu diesem Zeitpunkt seien den Kindern die ersten richtigen 
Übungen (Atem-, Zungen-, Gesichtsmuskel- und Körperhaltungsübun-
gen) gezeigt worden. Der dritte Behandlungstermin finde bei einer Den-

 
138  Reihenuntersuche Schulzahnklinik 2015 bis 2018  
139  anonymisierte Patientendossiers 
140  Befragung Catherine Witt, Fragen 89 ff. 
141  Flyer Myobrace® und Röntgen der Schulzahnklinik Schaffhausen 
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talassistentin statt. Diese zeige den Kindern die Übungen.142 Der vierte 
Behandlungstermin finde wiederum bei ihr statt. Sie überprüfe, wie es mit 
der Atemübung geklappt habe. Nach sechs Monaten könne festgestellt 
werden, ob es zu einer Nasenatmung gekommen sei. Wenn dies der Fall 
sei, dann bekämen die Kinder den nächsten Trainer und die Behand-
lungsabstände würden auf acht Wochen ausgedehnt. Anhand des Tage-
buches sehe sie, wie die Kinder die Übungen zu Hause umsetzten. Nach 
einem Jahr müsse eine deutliche Verbesserung sichtbar sein. Wenn die-
se Verbesserung eingetroffen sei, wechsle man zum dritten Trainer. Die-
ser halte alles stabil, damit das Knochenwachstum unterstützt werden 
könne.  
 
Die Behandlung dauere je nach Mitarbeit des Kindes zwischen eineinhalb 
und zwei Jahren.143 
 

3.2.1.2 Behandlung von ausserkantonalen Patientinnen und 
Patienten 

Catherine Witt erklärte, sie behandle auch Patientinnen und Patienten mit 
Myobrace®, die aus Zürich, Zug, St. Gallen sowie aus der Grenzregion zu 
Frankreich kämen, weil dort keine Myobrace®-Behandlungen durchge-
führt würden.144/145  
 

3.2.1.3 Abbrüche 
Die PUK überprüfte bei der Auswertung die Erfolgsquote der Behandlun-
gen mit Myobrace®. Von den 438 begonnenen Myobrace-Behandlungen 
wurde bei mehr als 190 Kindern die Behandlung abgebrochen, dabei 
handelt es sich um eine Quote von 45%. Bei 61 Patientinnen und Patien-
ten (14% aller Behandlungen) war der Abschluss dokumentiert, bei sechs 
Patientinnen oder Patienten folgte eine kieferorthopädische Behandlung. 
In Behandlung waren noch ca. 140 Kinder. Bei etwas mehr als 30 Patien-

 
142  Befragung Catherine Witt, Fragen 92 ff. 
143  Befragung Catherine Witt, Fragen 89 ff. 
144  Fragen FiKo an Schulzahnklinik vom 20. November 2019 
145  Befragung Catherine Witt, Frage 47 
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tinnen und Patienten war der Behandlungsstatus unklar oder sie benötig-
ten eine Pause von der Behandlung mit Myobrace®  
 
Nach Ansicht von Catherine Witt erfolgten die Abbrüche aus verschiede-
nen Gründen: Wenn die Mitarbeit des Kindes fehle, könne die Behand-
lung keinen Erfolg haben. Manchmal träten Veränderungen nicht so 
schnell ein, wie die Eltern es erwarten. Es gebe aber auch Fälle, bei de-
nen sie denke, das Kind bräuchte mehr Dehnung oder sonst etwas Wich-
tigeres. Dann schicke sie es zur weiteren Behandlung zu den Kieferor-
thopädinnen und -orthopäden der Schulzahnklinik.146  
 

3.2.2 Röntgen  
Nach Angaben der Herstellerfirma von Myobrace® benötigen die Behan-
delnden Studienmodelle, Fotos, Röntgenbilder und eventuell Videos von 
Zähnen, Gesicht und Körperhaltung, um das Kind richtig beurteilen zu 
können.147  
 
Vom einfachen Einzelzahnröntgenbild bis zu computerunterstützten drei-
dimensionalen Schichtaufnahmen der Zähne und des Kiefers gibt es eine 
Vielzahl unterschiedlicher Aufnahmetechniken.148  
 
In der Zahnmedizin wird zwischen folgenden Röntgenarten unterschie-
den: 
− Einzelzahnröntgen für eine Wurzelbehandlung 
− Bissflügelaufnahme für die Diagnose von Karies 
− Panoramaschichtaufnahme OPT - Orthopantomogramm 
− Fernröntgenbild  
− DVT (Digitale Volumentomographie) bei Kieferdefekten149 
 
Das Orthopantomogramm (OPT) ist als konventionelle Tomographie ein 
wichtiges Übersichtsröntgen für die zahnmedizinische Befunderhebung 

 
146  Befragung Catherine Witt, Frage 108 
147  Homepage Myobrace® «erste Schritte» https://myobrace.com/de/what-is-

myobrace/getting-started 
148  Patienteninformationsbroschüre SSO, Röntgen in der Zahnarztpraxis 
149  Patienteninformationsbroschüre SSO, Röntgen in der Zahnarztpraxis  
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und Diagnostik. Es ist die momentan einzige radiologische Untersu-
chungsmethode, die sowohl die Zähne als auch die Kiefer und ihre be-
nachbarten Strukturen darstellen kann. Ein Kind ist bei einem OPT rund 
14 Sekunden, bei einer Einzelaufnahme ungefähr 0,14 oder 0,15 Sekun-
den der Strahlenbelastung ausgesetzt.150  
 
Während den Befragungen erhielt die PUK mehrere Hinweise, wonach 
Personal, welches nicht autorisiert gewesen sei, Röntgenbehandlungen 
durchgeführt habe.151 Eine Regelung, wie Röntgenbehandlungen in der 
Schulzahnklinik durchzuführen sind, fehlt im Handbuch. Der Leiter der 
Schulzahnklinik, Dr. Kurt Schnepper, versicherte der PUK, das Problem 
sei erkannt und behoben worden. Es müsse mindestens eine Fachperson 
dabei sein und die Einstellungen vornehmen.152 
 
Dr. Kurt Schnepper sagte weiter, die seit dem 1. Januar 2018 gültige 
Strahlenschutzverordnung153 sei strenger als die bis anhin geltende Ver-
ordnung. Sämtliche Anwendenden müssten sich alle fünf Jahre weiterbil-
den, und neu bräuchten diejenigen, die OPT und Fernröntgen machen, 
zusätzlich eine gesonderte Ausbildung.154  
 
Das aktuell für die Schulzahnklinik zuständige Finanzdepartement über-
prüfte die Weiterbildungspflicht in der seit dem 1. Januar 2018 gültigen 
Strahlenschutzverordnung und leitete die erforderlichen Schritte ein. 
 

3.2.2.1 Strahlenbelastung 
Bei einem Röntgenbild werden die Patientinnen und Patienten einer 
Strahlendosis ausgesetzt.155 Die Schulzahnklinik hat einen Flyer mit In-

 
150  Befragung Dr. Rainer Feddern, Zusatzfragen S. 11 
151  Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes verzichtet die PUK darauf, aus den Protokol-

len der Mitarbeitenden zu zitieren. 
152  Befragungen Dr. Kurt Schnepper, Frage 165 
153  Strahlenschutzverordnung vom 26. April 2017; in Kraft seit 1. Januar 2018 (StSV; SR 

814.501) 
154  Befragung Dr. Kurt Schnepper, Frage 166; Art. 175 Abs. 2 StSV 
155  Die Masseinheit, das Sievert, ist nach dem schwedischen Mediziner und Physiker Rolf 

Sievert benannt. Es dient zur Bestimmung der Strahlenbelastung biologischer Organis-
men und wird bei der Analyse des Strahlenrisikos verwendet. 

 Myobrace 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 57

formationen zur Strahlenbelastung bei der Röntgenuntersuchung er-
stellt:156  
 
Ein Vergleich der Strahlenbelastung in Mikrosievert 
Durchschnittliche Jahresdosis in der Schweiz 4'400 μSv 
Tagesdosis 12 μSv 
 
Strahlenbelastung bei Zahnröntgenbildern 
Röntgenbild Einzelzahn 0.5 - 2 μSv 
Röntgenbild Bissflügel 0.5 - 1 μSv 
Fern-/Profilröntgenbild («FRS»)  <6 μSv 
Panorama Röntgenbild (OPT) 10 - 20 μSv 
Digitale 3D-Volumentomografie («DVT»)  157 μSv 
 
Strahlenbelastung bei anderen Röntgenaufnahmen 
Röntgenbild Hand oder Fuss 5 μSv 
Mammographie 400 μSv 
Computertomographie Lunge 7'000 μSv 
 
Strahlenbelastung bei Flugreisen, Hin- und Rückflug 
Flug Zürich – Gran Canaria, 2x 4 1/2 Stunden  28 μSv 
Flug Zürich – New York, 2x 9 Stunden  112 μSv 
Flug Zürich – San Francisco, 2x 12 Stunden  162 μSv 
 
Aus der Zusammenstellung ist ersichtlich, dass, abhängig vom Röntgen-
verfahren, ein Unterschied in der Strahlenbelastung besteht. 
 

3.2.2.2 Röntgen / Orthopantomogramme (OPT) 
Bei den Privatzahnärztinnen und -ärzten in Schaffhausen meldeten sich 
vermehrt Eltern, die mit den Behandlungen in der Schulzahnklinik nicht 
einverstanden waren. Als diese «Reklamationen» sich häuften, nahmen 
die Kieferorthopäden untereinander Kontakt auf und entschieden, das 
Gespräch mit der Schulzahnklinik zu suchen. Es wurde vereinbart, dass 
Dr. Peter Kerschot an der ausserordentlichen Mitgliederversammlung der 

 
156  Flyer Schulzahnklinik Röntgen von 2019 
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SSO am 29. August 2017 zu den Fragen Stellung bezieht. Ebenso wurde 
Dr. Peter Kerschot gebeten, die Behandlungsmethode Myobrace® vorzu-
stellen und insbesondere Erläuterungen betreffend die Notwendigkeit von 
Röntgenuntersuchungen vor Behandlungsbeginn im jungen Kindesalter 
zu machen. An dieser Versammlung erklärte Dr. Peter Kerschot, die 
Schulzahnklinik habe die Myofunktionelle Therapie ab 2016 angeboten 
und begonnen, mit der Methode Myobrace® Kinder zu behandeln. Bei 
jeder Myobrace-Behandlung würde – neben Modellen und Fotos – immer 
auch ein Orthopantomogramm angefertigt.157 
 
Die PUK hat 490 Dossiers ausgewertet. Bei 73% der Kinder war ein OPT 
im Patientendossier vermerkt. Von den 52 Kindern mit einer myofunktio-
nellen Dysfunktions-Diagnose, bei denen keine Behandlung durchgeführt 
wurde, war bei mehr als einem Drittel ein OPT gemacht worden, bevor 
von den Eltern die Zustimmung zur Behandlung eingeholt worden war.158  
 
Ebenso hat die PUK 245 Dossiers von Patientinnen und Patienten mit 
Jahrgang 2010 und jünger ausgewertet. Bei mehr als 160 Patientinnen 
und Patienten war ein OPT erstellt worden. Dabei handelte es sich um 
Kinder zwischen ca. vier und acht Jahren. 77% dieser Patientinnen und 
Patienten waren sechs Jahre alt oder jünger. Gemäss Übersicht von Cat-
herine Witt war bei drei Kleinkindern im Alter zwischen 4 Jahren und 6 
Monaten und 4 Jahren und 11 Monaten ein OPT gemacht worden.159 
 
Die Zahnmediziner Dr. Rainer Feddern, Dr. Günther Neumann, 
Dr. Marcel Cucu und Dr. Kurt Schnepper machten zur Frage, ob sie bei 
myofunktionellen Dysfunktionsdiagnosen standardmässig ein OPT erstel-
len würden, dieselben Aussagen wie der Gutachter Prof. Dr. Theodore 
Eliades:  
 
Dr. Rainer Feddern erklärte, in der Phase bis zum sechsten oder siebten 
Altersjahr sage ein Röntgenbild einfach nichts aus. Die alleinige myofunk-
tionelle Therapie, welche die Muskulatur beeinflussen soll, sei ein ganz 
anderes Konzept. Er bezweifle, dass es dafür ein OPT brauche.160 

 
157  Vorstandsprotokoll SSO vom 29. August 2017, S. 2 ff. 
158  Übersicht Myobrace® anonymisiert 
159  Myobrace Übersicht Catherine Witt 
160  Befragung Dr. Rainer Feddern, Zusatzfragen S. 11 ff. 
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Dr. Kurt Schnepper meinte, ihm sei relativ früh aufgefallen, dass Rönt-
genbilder gemacht wurden, ohne die klinische Relevanz zu hinterfragen. 
Ein Röntgenbild solle dann gemacht werden, wenn mehr Informationen 
ersichtlich seien und sich dies auf die Behandlung direkt auswirke. Sei 
dies nicht der Fall, verzichte er auf ein Röntgenbild.161 Seiner Meinung 
nach sei ein OPT für eine Myobrace-Behandlung nicht notwendig gewe-
sen. Er gehe davon aus, dass die Durchführung der OPT jedoch korrekt 
gewesen sei.162 Auf die Frage, ob die klinische Relevanz für ein OPT bei 
Myobrace® fehle, antwortete Dr. Schnepper, es habe keine klinische Re-
levanz, wenn bei einem sechsjährigen Kind ein OPT gemacht werde.163 
 
Dr. Marcel Cucu sagte aus, die Kieferorthopäden von Schaffhausen hät-
ten das OPT, das bei vier- bis fünfjährigen Kindern gemacht worden war, 
beanstandet. Ein solches sei völlig unnötig, weil es keine Informationen 
liefere, die es zu jenem Zeitpunkt brauche. Panoramaröntgen sei erst ab 
dem Alter von sieben, acht Jahren sinnvoll und notwendig, wenn man 
tatsächlich Informationen brauche.164 
 
Dr. Günther Neumann erklärte, Dr. Peter Kerschot habe gesagt – und er 
habe dann darauf bestanden, dass es im Protokoll festgehalten werde – 
dass bei jeder Myobrace®-Therapie ein Orthopantomogramm angefertigt 
werde.165 Ein Röntgenbild brauche immer eine rechtfertigende Indikation. 
Man könne sich immer etwas zurechtbiegen, weshalb das jetzt in jedem 
Fall gebraucht würde. Aber standardmässig bei jedem Kind ein Röntgen-
bild zu machen, finde er nicht korrekt.166 
 
In den Patientenunterlagen finden sich wenige Einträge betreffend Einwil-
ligung der Eltern zum Röntgen. Gemäss Aussage von Catherine Witt, 
seien diese Einwilligungen mündlich eingeholt worden.167 Im Handbuch 
der Schulzahnklinik ist keine Regelung vermerkt, wie die Einwilligung für 
Röntgenbilder eingeholt und in der Patientenakte vermerkt sein muss.168 

 
161  Befragung Dr. Kurt Schnepper, Frage 22  
162  Befragung Dr. Kurt Schnepper, Fragen 154 ff. 
163  Befragung Dr. Kurt Schnepper, Frage 63 
164  Befragung Dr. Marcel Cucu, Frage 78  
165  Protokoll der ausserordentlichen Mitgliederversammlung der SSO vom 29. August 2017 
166  Befragung Dr. Günther Neumann, Fragen 44 ff. 
167  Befragung Catherine Witt; Frage 85  
168  Handbuch der Schulzahnklinik 
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Ein Mitglied der PUK beantragte die Einvernahme von weiteren Eltern, 
damit überprüft werden könne, ob die Einwilligung zur OPT mündlich 
eingeholt worden war. Die Mehrheit der PUK erachtete eine Rekonstruk-
tion der Aussagen von Erziehungsberechtigten auf drei Jahre zurück als 
äusserst aufwendig und wenig aussagekräftig, weil das Erinnerungsver-
mögen für solche Sachverhalte erfahrungsgemäss nicht sehr gross ist. 
Zudem ist davon auszugehen, dass die Eltern, die bei diesen Behandlun-
gen zu Beginn anwesend waren, zumindest stillschweigend die Zustim-
mung zu diesen Röntgenaufnahmen gegeben hatten.  
 

3.2.3 Gutachten Zahnmedizinisches Institut der Uni-
versität Zürich 

Am Zentrum für Zahnmedizin Universität Zürich, Klinik für Kieferorthopä-
die und Kinderzahnmedizin (KO / KZM), wurde beim Direktor, Prof. Dr. 
Theodore Eliades, ein Gutachten in Auftrag gegeben, um folgende Fra-
gen zu klären: 169  
 
a)  Ist die myofunktionelle Therapie mit Myobrace® eine evidenzbasier-

te, effektive Option zur Behandlung von Malokklusionen? 
b) Welcher Ausbildung (Kieferorthopädie, allgemeine Zahnmedizin etc.) 

bedarf die Durchführung der myofunktionellen Therapie mit My-
obrace®? 

c) Ist es sinnvoll, die myofunktionelle Therapie mit Myobrace® als Stan-
dardmethode in einer Schulzahnklinik-Umgebung zu verwenden? 

d) Sind zusätzliche röntgenologische Untersuchungen im Rahmen ei-
ner myofunktionellen Behandlung von Malokklusionen mit My-
obrace® notwendig? 

e) Wenn Ja, welche Röntgenaufnahmen sind notwendig und wann? 
f) Gibt es diesfalls eine Altersgrenze für Röntgenaufnahmen? 
 
Im Gutachten wird zusammengefasst folgendes festgehalten:170  
 

 
169  Vereinbarung vom 10. Mai 2019 mit Prof. Dr. Theodore Eliades 
170  Das Gutachten und das Ergänzungsgutachten sind als Anhang 2 dem Bericht beigefügt  
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Für die Frühbehandlung mit der präfabrizierten myofunktionellen Appara-
tur (PMA) Myobrace® gebe es nur eine wissenschaftliche Studie und da-
her sei die Evidenz limitiert .171 
  
Myobrace® gehöre zur grossen Gruppe von PMA mit vielen verschiede-
nen kommerziell erhältlichen Produkten. Bezüglich der Frühbehandlung 
mit PMA im Allgemeinen gebe es vier Studien, das bedeute wenig Evi-
denz. Die PMA seien signifikant weniger effektiv in der Behandlung von 
vorstehenden Oberkiefer-Frontzähnen als individuell hergestellte kieferor-
thopädische Apparaturen. Obwohl PMA oder Myobrace® im Speziellen 
vielleicht einen gewissen finanziellen Vorteil böten, könnten diese nicht 
auf evidenzbasierter Art zur regelmässigen Behandlung von frühen Fehl-
stellungen empfohlen werden und seien den individuell hergestellten 
Apparaturen nicht ebenbürtig. Letztendlich seien viele Behauptungen der 
Hersteller von PMA über deren klinischen Effekt durch hochwertige, wis-
senschaftliche Evidenz widerlegt.  
 
Der Hersteller von Myobrace® empfehle die Abgabe von Myobrace® nicht 
nur durch Fachzahnärztinnen und -ärzte für Kieferorthopädie. Es müsse 
dabei beachtet werden, dass Ausbildungsvoraussetzungen zur Korrektur 
von Fehlstellungen, im Speziellen von Gesichts- und Kiefer-Anomalitäten, 
nicht von Herstellerempfehlungen bestimmt werden können. Die Herstel-
ler hätten zudem einen Interessenkonflikt, weil sie durch die verbreitete 
Anwendung der Apparatur zusätzlich profitieren würden.172 
 
Für spezifische Röntgenbilder bestünden keine Richtlinien zu einem be-
stimmten Alter. Ein Orthopantomogramm werde nur in Fällen veranlasst, 
in denen es Anzeichen für einen problematischen oder fehlenden Zahn-
durchbruch gebe, um eine mögliche Durchbruchsbehinderung oder 
Nichtanlagen173 auszuschliessen. Dies schränke die Anwendung auf Pa-
tientinnen und Patienten ab sechs Jahren ein. 
  
  

 
171  Definition Evidenz nach Duden: auf der Basis empirisch zusammengetragener und 

bewerteter wissenschaftlicher Erkenntnisse erfolgend  
172  Gutachten Myobrace von Prof. Dr. Theodore Eliades, S. 1 ff. 
173  Eine Nichtanlage bedeutet das Fehlen eines oder mehrerer der bleibenden 32 Zähne 
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Mit Schreiben vom 26. Februar 2020 wünschte die PUK Präzisierungen 
zu den Ausführungen zum Röntgen und stellte folgende Fragen: 
 
− Ab welchem Alter sind Durchbruchsstörungen auf einem OPT sicht-

bar? 
− Welche Indikationen müssten gestellt sein, damit ein OPT vertretbar 

wäre? 
− Wie häufig werden OPT bei Kleinkindern bis 6 Jahre gemacht?174  

 
Prof. Dr. Theodore Eliades meinte, Durchbruchstörungen seien in der 
Milchdentition sehr selten, weshalb die Anfertigung eines OPT nur selten 
indiziert sei. Die Anwendung von Röntgenaufnahmen bei Kindern solle 
nur unter kritischer Indikationsstellungen (Verdacht auf pathologische 
Veränderung der unterliegenden Gewebe, Verdacht einer traumatischen 
Beschädigung des dentalen / sketalen Gewebes etc.) erfolgen. In einzel-
nen Fällen sei die Anfertigung von OPT bei Kleinkindern bis sechs Jahren 
nach einer ersten Konsultation, der Aufnahme der Anamnese und der 
Durchführung einer klinischen Untersuchung angezeigt.175 
   

3.2.3.1 Vergleich mit anderen Schulzahnkliniken in der 
Schweiz  

Die PUK stellte mit Schreiben vom 8. Mai 2019 verschiedenen Schul-
zahnkliniken diverse Fragen, unter anderem auch zu Myobrace®. Antwor-
ten gingen aus den Schulzahnklinken Basel, Chur, St. Gallen, Winterthur 
und Zürich ein. Aus Uster erging eine mündliche Auskunft. 
 
Eine Schulzahnklinik antwortete, bei ca. 20 bis 30% aller kieferorthopädi-
schen Patientinnen und Patienten werde die Diagnose myofunktionelle 
Dysfunktion gestellt. Bei myofunktionellen Dysfunktionen würden logopä-
dische myofunktionelle Übungen empfohlen, und es würde mit funktions-
kieferorthopädischen Geräten gearbeitet. Obwohl ein Einführungskurs 
zum Myobrace®-System durchgeführt worden sei, arbeite man aktuell 
nicht mit dem System. Einige Kliniken gaben an, sie führten selten myo-

 
174  Zusatzfragen zum Gutachten von Prof. Dr. Theodore Eliades vom 26. Februar 2020 
175  E-Mail von Prof. Dr. Theodore Eliades vom 29. April 2020 
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funktionelle Therapien durch und wendeten verschiedene Behandlungs-
methoden an, Myobrace® sei eine unter vielen. Eine Schulzahnklinik ant-
wortete, die wissenschaftliche Evidenz für Myobrace® sei nicht gegeben 
und werde darum nicht eingesetzt. Eine andere Schulzahnklinik erklärte, 
sie biete Behandlungen unter anderem auch mit Myobrace® an. 
 
Keine Schulzahnklinik schlägt bei myofunktionellen Dysfunktionen stan-
dardmässig ein OPT vor. Generell wurde die Aussage gemacht, es werde 
zurückhaltend geröntgt. Die Indikation sei in Relation zu der zu erhalten-
den Information und explizit restriktiv zu stellen. Eine Klinik erklärte, ein 
Orthopantomogramm werde nur gemacht, wenn es der kieferorthopädi-
sche Befund oder die chirurgische Behandlung erfordere. Eine andere 
Klinik hielt fest, dass frühestens ab dem siebten Lebensjahr für kieferor-
thopädische Behandlungen geröntgt werde. Die Einwilligung der Eltern 
werde stets schriftlich eingeholt.176  
 

3.2.3.2 Aktuelle Situation der Behandlung mit Myobrace® 
Die Diagnosestellung hat sich seit dem Amtsantritt von Dr. Kurt Schnep-
per verändert. Gemäss seiner Aussage wurden einerseits die Behand-
lungsindikationen strenger geregelt. Andererseits würden die in der Rei-
henuntersuchung festgestellten myofunktionellen Dysfunktionen durch 
einen Kieferorthopäden geprüft. Dieser entscheide abschliessend, ob es 
sich um einen Myobrace®-Fall handle oder nicht. Das sei am Anfang nicht 
konsequent eingehalten worden.177 Nach Auskunft des Interimsleiters, Dr. 
Martin Lüthi, wird diese Regelung nun gut eingehalten.178 Allgemein wür-
den weniger und bei der Anwendung von Myobrace® gar keine OPT mehr 
gemacht.179 Für die Behandlung mit Myobrace® werde aktuell eine schrift-
liche Einverständniserklärung eingeholt.180  
 

 
176  Antworten der angefragten Schulzahnklinken 
177  Protokoll Befragung Dr. Kurt Schnepper, Frage 49 
178  Aktennotiz Telefongespräch Dr. Martin Lüthi, 13. Februar 2020 
179  Befragung Dr. Kurt Schnepper, Fragen 62 ff. 
180  Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 
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3.2.4 Würdigung durch die PUK  
Die PUK erachtet die Anzahl der Diagnosestellungen für den Einsatz von 
Myobrace® wie auch der Behandlungen als sehr hoch im Vergleich zu 
den Angaben der befragten Schulzahnkliniken und den vormaligen logo-
pädischen Therapien. Keine andere Schulzahnklinik verwendet nur eine 
Behandlungsmethode bei myofunktionellen Dysfunktionen. In der Regel 
werden myofunktionelle Dysfunktionen in diesem Alterssegment mit Lo-
gopädie, zum Teil unterstützt durch funktionskieferorthopädische Geräte, 
behandelt.181  
 
Gemäss dem Gutachten, das durch die Aussagen der befragten Zahnärz-
te gestützt wird, ist ein OPT für den Einsatz von Myobrace® nicht indiziert. 
Das flächendecke Röntgen mittels OPT bei der Anwendung von My-
obrace® war deshalb unangebracht, die Kinder wurden einer unnötigen 
Strahlenbelastung ausgesetzt. Bei den Röntgenaufnahmen wurden die 
Vorgaben der Strahlenschutzverordnung korrekt eingehalten, so dass von 
keiner unmittelbaren Gesundheitsschädigung der Kinder ausgegangen 
werden muss.  
 
Eine generelle Übersicht über die Anzahl der OPT fehlt. Besonders stos-
send erachtet es die PUK, dass bereits Kleinkinder vor dem sechsten 
Altersjahr geröntgt wurden. Das Gebiss von Kleinkindern in diesem Alter 
ist noch nicht derart entwickelt, dass Röntgenaufnahmen nötig sind, denn 
das Fehlen eines oder mehrerer der bleibenden 32 Zähne ist im Alter von 
sechs Jahren und jünger noch nicht sichtbar. 
 
Bis Ende 2018 war das Einverständnis der Eltern für die Behandlung mit 
Myobrace® sowie für Röntgenaufnahmen nicht vorgängig schriftlich ein-
geholt worden. Dieser Missstand ist heute behoben. Im Aufklärungsge-
spräch und mit Merkblättern muss über die Therapie und allfälligen Risi-
ken beim Röntgen orientiert werden. Dieses Gespräch ist im Patienten-
dossier zu vermerken. 
 
Das Strafverfahren, das aufgrund der Strafanzeige der GPK betreffend 
das Röntgen eröffnet wurde, ist noch nicht abgeschlossen, dazu äussert 
sich die PUK deshalb nicht.  

 
181  Aussagen diverser Schulzahnkliniken  

 Myobrace 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 65

Die auffallend hohe Zahl an Abbrüchen hätte die verantwortliche Behand-
lerin und den ehemaligen Leiter der Schulzahnklinik veranlassen müssen, 
das Behandlungskonzept zu überprüfen. Nach Meinung der PUK ist die 
Mitarbeit der Patientinnen und Patienten, eine der Grundvoraussetzungen 
für eine erfolgreiche Therapie, bei Kleinkindern nur in einzelnen Fällen 
gegeben.  
 
Offenbar stellt Myobrace® für etliche Eltern eine wünschenswerte Be-
handlungsmethode dar, weshalb sich auch ausserhalb des Kantons 
wohnhafte Patientinnen und Patienten in der Schulzahnklinik Schaffhau-
sen behandeln lassen. Die PUK erachtet es nicht als deren Aufgabe, 
ausserhalb des gesetzlichen Auftrags Patientinnen und Patienten aus der 
gesamten Schweiz zu behandeln.  
 

3.3 Veränderung von Patientendossiers 
Beim Erfassen der Myobrace®-Unterlagen ergaben sich Hinweise, dass 
die Patientendossiers nachträglich verändert worden waren, was einen 
Aktenbeizug bei der KSD notwendig machte. Auf Ersuchen der PUK wur-
den Patientendossiers aus einer früheren Datensicherung durch die KSD 
«eingefroren».182 Die PUK beantragte den Aktenbeizug von 130 Dossiers 
aus zwei verschiedenen Datenspeicherungen und wertete die Daten aus. 
Sie stellte fest, dass bei 74 Dossiers nachträgliche Anpassungen vorge-
nommen worden waren. Dabei handelte es sich um fünf Einträge, die 
nachträglich gelöscht worden waren, und um 69 ergänzte Einträge. Er-
gänzt wurden vor allem die Einwilligungen und die medizinische Indikati-
on der OPT sowie bei 28 Einträgen die medizinische Behandlung und das 
OPT.  
 
Die PUK überprüfte, wann diese Veränderungen vorgenommen worden 
war und erkannte, dass dies strukturiert und planmässig zwischen Okto-
ber 2018 und April 2019 geschehen war. Catherine Witt sagte, sie habe 
dies auf Anordnung des Dienststellenleiters, Thomas Schwarb Méroz, in 
aller Öffentlichkeit gemacht.183  

 
182 vgl. Kapitel 1.4.5 
183 Befragung Catherine Witt, Fragen 126 ff. 
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Thomas Schwarb Méroz teilte der PUK mit, er habe diese Anweisung nie 
gegeben, hier müsse ein grosses Missverständnis vorliegen. Als Dr. Pe-
ter Kerschot im Juli 2018 sein Arbeitsverhältnis beendet und noch Restfe-
rien bezogen hatte, habe er Catherine Witt und Dr. Volker Fuhrmann als 
Interims-Co-Leitung eingesetzt. Er habe während dieser Zeit und insbe-
sondere, als im November 2018 der neue Leiter, Dr. Kurt Schnepper, 
seine Arbeit aufgenommen habe, viele Informationen über die Funktions-
weise der Schulzahnklinik direkt von den Mitarbeitenden erhalten und 
einen tieferen Einblick als vorher in die Organisation gewonnen. Nach-
dem Dr. Peter Kerschot ihm vorher versichert habe, es seien nur wenige 
Kinder, die Myobracetrainer benützten, mit OPT geröntgt worden, habe er 
nun von Catherine Witt wissen wollen, wie viele Röntgenaufnahmen es 
exakt gewesen seien und wie dies dokumentiert worden sei. Er habe ihr 
den Auftrag erteilt, eine entsprechende Statistik mit der medizinischen 
Indikation zu erstellen. Erst da habe er erfahren, dass die Einwilligung der 
Eltern bisher nur mündlich eingeholt worden sei. Zusammen mit der Inte-
rimsleitung und dem neuen Klinikleiter habe er im November 2018 ent-
schieden, dass fortan für Röntgenaufnahmen die Einwilligung der Eltern 
schriftlich zu dokumentieren sei. Zu Catherine Witt habe er gesagt, dass 
sie für sich und zu ihrer eigenen Absicherung diejenigen Fälle dokumen-
tieren solle, in denen sie in der Vergangenheit die mündliche Einwilligung 
erhalten habe. Er habe aber sicher keine Anweisung gegeben, die Kran-
kengeschichten zu verändern.184  
 

3.3.1 Würdigung durch die PUK   
Die PUK konnte nicht nachprüfen, ob die Aussagen von Catherine Witt 
oder von Thomas Schwarb Méroz zutrafen oder ob Catherine Witt die 
Anweisungen von Thomas Schwarb Méroz allenfalls missverstanden 
hatte. Die nachträglichen Änderungen der Patientendossiers durch Cat-
herine Witt erfolgten nicht heimlich, sondern für alle einsehbar. Sie begab 
sich teilweise auch samstags während der Öffnungszeiten in die Klinik, 
um diese Änderungen vorzunehmen.185/186  

 
184 Stellungnahme Aktenöffnung Thomas Schwarb Méroz, 17. Februar 2020  
185 Befragung Catherine Witt, Fragen 173 ff.; Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes 

werden die befragten Mitarbeitenden der Schulzahnklinik nicht genannt. «Dann ist Frau 
Witt häufig am Computer gesessen.... und hat tagelang das gemacht»......., Frage 50: 
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Nachträgliche Anpassungen in den Patientenunterlagen müssen zwin-
gend deklariert werden. Weiter muss das System so eingestellt sein, dass 
sich nachvollziehen lässt, wer wann was eingetragen oder gelöscht hat. 
Werden Unterlagen nachträglich angepasst, müssen die Anpassung als 
solche sowie das Datum der Anpassung vermerkt sein. Das Führen der 
Patientendaten muss nachvollziehbar, transparent und unveränderbar 
sein.  
  

 
«Aber an einem Samstag, das war am 17. November 2018, da war meine Schicht und 
dann kam ich und Frau Witt sass in Zivilkleidern vor dem Computer mit ihrer Liste, My-
obrace-Patienten. Und Orthopantomogramm stand in der Klammer. Und dann war sie 
systematisch diese Liste am Abarbeiten und wir wussten schon, dass da was läuft. Und 
dann war natürlich das Interesse da, das war ja öffentlich.» 

186 Erfassung alle Unterlagen KSD 
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4 Abwerbungen  
 
Die PUK hatte den Vorwurf abzuklären, ob es zu unzulässigen Kunden-
abwerbungen aus der Schulzahnklinik, namentlich in die Privatpraxis von 
Dr. Hadi Shidiak, gekommen war. Zu diesem Zweck wertete die PUK vor 
allem Patientendossiers und die Akten der IV-Fälle aus. Ausserdem be-
fragte die PUK Mitarbeitende und betroffene Eltern. Zusätzlich wurde 
abgeklärt, ob es bei den Überweisungen von Weisheitszahnextraktionen 
zu einer unzulässigen Bevorteilung gekommen war. 
 

4.1 Patientenwechsel / Abwerbungen 

4.1.1 Allgemeines  
Die kieferorthopädischen Behandlungen haben in den letzten Jahrzehn-
ten erheblich zugenommen und die Kieferorthopädie hat sich zu einem 
Fachgebiet der Zahnmedizin entwickelt. Gemäss dem Präsidenten der 
SSO Schaffhausen, Dr. Rainer Feddern, ist nur ein Teil der kieferortho-
pädischen Behandlungen (KFO) medizinisch wirklich notwendig. Dabei 
handle es sich um extreme Abweichungen in der Zahnstellung. Wenn 
keine KFO-Behandlungen durchgeführt würden, hätte man in den meis-
ten Fällen kosmetische Einschränkungen oder leichte Störungen der 
Kaufunktion zu erwarten. Die Kritik gegenüber der Schulzahnklinik kam 
im Wesentlichen von den Kieferorthopäden Schaffhausen. Die Schul-
zahnklinik sei im Bereich Kieferorthopädie als Konkurrenz empfunden 
worden.187 Laut Aussage von Dr. Hadi Shidiak rechnet man für die Ver-
sorgung von 40'000 Einwohnerinnen und Einwohnern mit einem 100%-
Pensum in Kieferorthopädie.188  
 
In der Schulzahnklinik gibt es eine klare Trennung zwischen den Aufga-
benbereichen. Die Allgemeinzahnärztinnen und -ärzte führen konservie-
rende Behandlungen durch, die Kieferorthopäden behandeln die Zahn-
stellungsproblematiken.  

 
187 Befragung Dr. Rainer Feddern, Fragen 5 und 12 
188 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 157 
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Bei den Reihenuntersuchungen werden pro Jahr durchschnittlich etwa 
8000 Kinder untersucht.189 Sowohl für die Allgemeinzahnmedizin wie 
auch für die Kieferorthopädie wird erfasst, bei wie vielen Schülerinnen 
und Schülern ein Befund notiert wird und ob die Patientin oder der Patient 
in der Schulzahnklinik oder von einer privaten Zahnärztin oder einem 
privaten Zahnarzt behandelt wird. Die Archivierung der Unterlagen aus 
den Reihenuntersuchungen ist unvollständig und erst ab April 2018 nach-
vollziehbar.190 Weshalb diese Unterlagen nicht vorhanden sind, konnte 
nicht geklärt werden. Aufgrund der fehlenden Übersicht über die Befunde 
lässt sich die Zahl der Behandlungen, die nach den Reihenuntersuchun-
gen in der Schulzahnklinik durchgeführt wurden, nicht rekonstruieren. Die 
fehlenden Unterlagen müssen in der Vergangenheit aber vorgelegen 
haben, da ohne sie die Berichterstattung über die Schulzahnklinik zuhan-
den des Kantonsrates nicht möglich gewesen wäre.  
 
Patientenwechsel sind nicht unüblich. Gemäss Aussagen von Mitarbeite-
rinnen der Schulzahnklinik kommt es immer wieder vor, dass Eltern ihre 
Kinder bei einer Privatzahnärztin oder einem Privatzahnarzt oder im Aus-
land behandeln lassen. Es habe immer auch Überweisungen durch die 
Schulzahnklinik an spezialisierte Ärztinnen und Ärzte, Kieferchirurginnen 
und -chirurgen oder auch Hals-Nasen-Ohren-Ärztinnen und -Ärzte gege-
ben.  
 

4.1.2 Dr. Hadi Shidiak 
Ab März 2006 arbeitete Dr. Hadi Shidiak in einem 100% Pensum an der 
Schulzahnklinik und ab Juni 2007 teilweise als Kieferorthopäde in der 
privaten Praxis von Dr. Peter Kerschot. Er reduzierte sein Pensum per 
1. Januar 2009 auf 90% und per 1. Juli 2010 auf 70%. Per 1. Januar 2013 
erwarb er die private Praxis von Dr. Peter Kerschot an der Grabenstrasse 
in Schaffhausen und reduzierte sein Arbeitspensum in der Schulzahnkli-
nik per 1. Januar 2015 auf 40%.191 Seit 2010 arbeitet Dr. Hadi Shidiak mit 
einem Beschäftigungsgrad von etwa 40% in einer Zahnarztpraxis in Wal-
lisellen, an der er mitbeteiligt ist. In der Schulzahnklinik hatte er zuletzt 

 
189 WoV-Berichte 2010 - 2017 
190 E-Mail Interimsleiter Schulzahnklinik Dr. Martin Lüthi, 27. Februar 2020  
191 Personaldossier Dr. Hadi Shidiak 
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noch am Dienstag in der Spätschicht und am Mittwoch in der Frühschicht 
gearbeitet. An den Mittwochnachmittagen war er seit 2008/2009 nicht 
mehr in der Schulzahnklinik, sondern in der privaten Praxis tätig.192 
 

4.1.3 Auswertung Patientendossiers 
Die PUK stellt zu Patientenwechseln und Kundenabwerbungen Folgen-
des fest:193 Insgesamt wurden 815 anonymisierte Dossiers von Dr. Hadi 
Shidiak überprüft. Es handelte sich dabei um 420 allgemeine Dossiers, 
die alle Behandlungsarten beinhalteten, 265 Dossiers von Zweitgesprä-
chen, die vor einer kieferorthopädischen Behandlung durchgeführt wor-
den waren, und 130 Dossiers, deren Nummern Mariano Fioretti der PUK 
zur Verfügung gestellt hatte.194  
 
Aus den 420 allgemeinen Dossiers ohne speziellen Fokus ging hervor, 
dass es bei mehr als 70 Patientinnen und Patienten, also bei etwa 18%, 
zu einem Praxiswechsel gekommen war. Etwas mehr als 40% dieser 
Patientinnen und Patienten wechselten in die private Praxis von Dr. Hadi 
Shidiak an die Grabenstrasse in Schaffhausen, 20% wechselten in ande-
re Kliniken in Schaffhausen, Winterthur und Wallisellen und kamen teil-
weise wieder zurück. Bei den restlichen Patientinnen und Patienten war 
unklar, wo die anschliessenden Behandlungen durchgeführt worden wa-
ren.195 
 
Laut den 265 Patientendossiers betreffend Zweitgespräche war die Be-
handlung bei der Hälfte der Patientinnen und Patienten in der Schulzahn-
klinik weitergeführt worden. Von jenen, welche die Klinik wechselten, 
hatten zwei Drittel die Praxis von Dr. Hadi Shidiak gewählt.196  
 

 
192 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Fragen 69 ff. 
193 Kantonsratsbeschluss vom 19. November 2018 
194 Die Dossiers betreffend Zweitgespräche sind besonders aussagekräftig, weil nach einem 

Zweitgespräch in der Regel eine kieferorthopädische Behandlung stattgefunden hat. Die 
allgemeinen Dossiers wurden der PUK nach dem Zufallsprinzip ausgehändigt, wobei die 
PUK teilweise beim Ausdrucken der Dossiers anwesend war. 

195 Schulzahnklinik allgemeine Unterlagen anonymisiert vom 17. Januar 2020 
196 Zusammenzug vom 17. Januar 2020; Dr. Hadi Shidiak Zweitgespräch Übersicht anony-

misiert  

 Abwerbungen 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 71

Die PUK prüfte die Dossiers der 130 Patientinnen und Patienten, von 
denen Mariano Fioretti die Nummern erhalten hatte. Weil diese Patien-
tennummern gezielt und mit einem speziellen Fokus ausgewählt worden 
waren, hatten sie nur bedingt repräsentativen Charakter für eine Gesamt-
übersicht über die Patientenwechsel. Von diesen 130 Patientinnen und 
Patienten wechselten über 90% in die private Praxis von Dr. Hadi Shidi-
ak.197 
 
Hinsichtlich der Dokumentierung der Patientenwechsel war nur bei einem 
sehr kleinen Teil bei der Übergabe der Unterlagen eine Empfangsbestäti-
gung ausgestellt und unterzeichnet worden. Es handelte sich dabei vor 
allem um Übertritte in weitere private Praxen. Bei Wechseln in die private 
Praxis von Dr. Hadi Shidiak waren keine Empfangsbestätigungen in den 
Patientenunterlagen vermerkt.198 Weiter zeigte sich, dass es keine Pati-
entenwechsel bei kariösen Läsionen, Verdacht auf kariöse Läsionen oder 
für Prophylaxe-Sitzungen (Zahnstein/ Zahnbelag) gab. Wechsel fanden 
vor allem bei kieferorthopädischen, kieferchirurgischen und IV-
Behandlungen statt. Es handelte sich dabei um Behandlungen, die ein 
grosses Honorarvolumen auslösten. 
 
Die hohe Zahl von Wechseln von Patientinnen und Patienten in die pri-
vate Praxis von Dr. Hadi Shidiak an die Grabenstrasse war offensicht-
lich.199 
 

4.1.4 Befragung Eltern und Mitarbeitende 
Das Bild, das die PUK aufgrund der Prüfung der Patientenunterlagen von 
den Wechseln von der Schulzahnklinik in die Praxis von Dr. Hadi Shidiak 
gewonnen hatte, wurde durch die Befragung von Eltern und Mitarbeiten-
den vollumfänglich gestützt. 
 
Die PUK befragte sieben Elternteile, die sich bei der internen Untersu-
chung beim Erziehungsdepartement gemeldet hatten. Mit einem davon 

 
197 Zusammenzug vom 17. Januar 2020; Dr. Hadi Shidiak separate Liste PUK anonymisiert. 
198 Anonymisierte Patientendossiers 
199  Anonymisierte Patientendossiers 
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hatte Mariano Fioretti vor Beginn der PUK-Untersuchung von sich aus 
Kontakt aufgenommen.200  
  
Mutter 1 sagte aus, dass sie sich bei Dr. Hadi Shidiak wohl gefühlt habe. 
Der richtige Zeitpunkt für die Spange sei immer wieder überprüft worden, 
und als dieser 2017 gekommen sei, habe Dr. Hadi Shidiak gesagt: Ja, 
jetzt wäre es dann soweit mit der Spange. Er habe ihr die Visitenkarte 
seiner Praxis gegeben und gesagt, das wäre auch noch eine Variante, er 
habe an der Grabenstrasse eine Praxis. Sie habe dann zuerst gedacht: 
«Okay… ist das jetzt normal? Vielleicht haben sie ja in der Schulzahnkli-
nik zu viel zu tun?» Sie habe das gar nicht hinterfragt, sondern einfach 
gedacht: «Ja, gut.» Dr. Hadi Shidiak habe ihr aber freigestellt, dort anzu-
rufen, also, das hätte er schon gesagt. Sie sei natürlich nicht gezwungen 
worden. Er habe gesagt: «Das wäre eine Variante, Sie dürfen mich auch 
jederzeit da anrufen.» Da habe er auch noch Kapazitäten. Sie habe dann 
gesagt: Ja, sie überlege sich das mal.201  
 
Vater 1 sagte aus, seine Tochter sei ein IV-Fall gewesen und in der 
Schulzahnklinik von Dr. Hadi Shidiak behandelt worden. 2011 habe die 
Tochter plötzlich den Behandlungstermin an der Grabenstrasse gehabt. 
Er habe das im Moment gar nicht realisiert, nichts davon gewusst und 
dann in der Schulzahnklinik nachgefragt, warum das so sei. Er wisse 
davon nichts und sei damit auch nicht einverstanden. In der Schulzahn-
klinik sei er abgewimmelt worden. Die Person habe, wenn er sich recht 
erinnere, Rücksprache gehalten, und ihm sei mitgeteilt worden, das sei 
jetzt einfach so. Es handle sich ja um den gleichen Zahnarzt und spiele 
eigentlich keine Rolle.202 
 
Mutter 2 erklärte, sie sei von Dr. Hadi Shidiak ständig auf die Möglichkeit 
hingewiesen worden, zu ihm in die private Praxis zu wechseln. Er habe 
sie darauf angesprochen, ob sie nicht wechseln möchte, und sie habe 
dies als aktives Abwerben empfunden. Es sei nicht im Verborgenen pas-
siert, sondern ganz öffentlich in der Schulzahnklinik, und sei im Beisein 
von Angestellten angesprochen worden. Dr. Hadi Shidiak habe ihr mitge-
teilt, dass er terminlich in der privaten Praxis flexibler sei. 2017 habe sie 

 
200 Ordner ED Personalrechtliche Untersuchung Index 6 
201 Befragung Mutter 1, Fragen 8 ff. 
202 Befragung Vater 1, Fragen 35 und 37 
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gewechselt und sei etwa ein halbes Jahr in der Praxis an der Gra-
benstrasse gewesen. Danach habe sie zu einem anderen Privatzahnarzt 
gewechselt, weil die versprochene Flexibilität nicht vorhanden gewesen 
sei.203 
 
Der Sohn von Vater 2 ist ein IV-Patient. Der Vater berichtete, Dr. Hadi 
Shidiak habe schon beim ersten Kontakt 2015 gemeint, dass die Folge-
behandlungen doch bei ihm gemacht werden sollen; dies vor allem mit 
dem Argument, es könnten einfacher und flexibler Termine vereinbart 
werden. Der Termin sei dann gleich von der privaten Praxis geschickt 
worden. Er hätte schon die Wahl gehabt, in der Schulzahnklinik zu blei-
ben, aber Dr. Hadi Shidiak habe gemeint, bei ihm in der privaten Praxis 
sei es flexibler und einfacher, und an beiden Orten wäre es derselbe be-
handelnde Arzt.204 
 
Mutter 3 hatte zwei Kinder in der Schulzahnklinik, die bei Dr. Richard 
Göttle behandelt wurden. Als bei der Tochter 2013 ein allfälliges Ge-
burtsgebrechen vermutet worden sei, sei klar die Aussage gemacht wor-
den, man müsse zu Herrn Shidiak wechseln, da er die IV-Abklärungen 
vornehme. Die IV-Abklärung sei dann in der Schulzahnklinik durch 
Dr. Hadi Shidiak gemacht worden. Nachher habe Dr. Hadi Shidiak klar 
kommuniziert, dass die Patientin für die weitere Behandlung an die Gra-
benstrasse wechseln müsse. Er mache die IV-Fälle und diese würden an 
der Grabenstrasse weitergeführt. In der Schulzahnklinik zu bleiben, sei 
nicht zur Diskussion gestanden. 205 Die Behandlung sei in der privaten 
Praxis von Dr. Hadi Shidiak begonnen worden. Nach einiger Zeit habe sie 
sich bei der IV-Stelle erkundigt, ob nur Dr. Hadi Shidiak IV-Fälle behan-
deln dürfe, und ihr sei mitgeteilt worden, dass sie selbstverständlich freie 
Arztwahl habe. Darüber sei sie sehr erstaunt gewesen, denn das habe 
man ihr so nicht kommuniziert.206  
 
Vater 3 berichtete, bei seinem Sohn habe man bereits im Alter von fünf 
oder sechs Jahren den Verdacht gehabt, es könne sich bei seiner gravie-
renden Fehlstellung um ein Geburtsgebrechen handeln. Als 2017 der 

 
203 Befragung Mutter 2, Fragen 9 ff. 
204 Befragung Vater 2, Fragen 9 ff. 
205 Befragung Mutter 3, Fragen 6 ff. und 15 ff. 
206 Befragung Mutter 3, Frage 19 
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Zeitpunkt der definitiven Abklärung gekommen war, sei ihnen, den Eltern, 
mitgeteilt worden, die Abklärung und dann auch die weitere Behandlung 
würden in der Privatpraxis von Dr. Hadi Shidiak durchgeführt. Er, der 
Vater, habe dies nicht gewollt und sich für eine Behandlung in der Schul-
zahnklinik entschieden. Daraufhin sei ihm von der Praxis von Dr. Hadi 
Shidiak mitgeteilt worden, sein Sohn erfülle die Kriterien der IV nicht, es 
liege kein IV-Fall vor. Dieser Zusammenhang sei für ihn doch sehr irritie-
rend gewesen. Im Einverständnis mit dem Vater liess die PUK bei 
Dr. Wanda Gnoinski ein Gutachten erstellen. Dabei zeigte sich, dass die 
Messwerte nicht übereinstimmten und es sich klar um einen IV-Fall han-
delt.207 Die Schulzahnklinik wurde darüber informiert. 
 
Mutter 4 sagte aus, sie sei das erste Mal, als ihre Tochter 2011 den Ter-
min in der Privatpraxis erhalten habe, einfach irritiert gewesen. Sie habe 
nicht gewusst, dass ein Schulzahnarzt überhaupt noch in einer anderen 
Praxis arbeite, geschweige denn in zwei Praxen. Dann habe sie gedacht, 
es habe vielleicht eine Terminkollision gegeben und der Zahnarztstuhl in 
der Schulzahnklinik sei besetzt gewesen. Sie habe sich keine weiteren 
Gedanken dazu gemacht. Doch beim zweiten Mal habe sie es eigenartig 
gefunden und mit ihrem Mann besprochen. Sie habe gesagt, sie finde es 
jetzt schon sehr eigenartig, was da laufe. Sie sei nie gefragt worden, ob 
sie die Praxis wechseln wolle, und habe daher auch keine Einwilligung 
dazu geben können.208 
 
Eine Mitarbeiterin sagte aus, Dr. Hadi Shidiak habe den Eltern gesagt, er 
könne die Spange in der Privatpraxis schneller einsetzen als in der 
Schulzahnklinik. Und die Mitarbeiterinnen seien halt davon ausgegangen, 
dass nur er diese IV-Berechtigung habe und das machen dürfe. Sie habe 
das selber erlebt. Ein Verwandter sei bei Dr. Hadi Shidiak in der Schul-
zahnklinik in Behandlung gewesen und die Erstbesprechung habe auch 
dort stattgefunden. Anschliessend habe es geheissen, er sei ein IV-Fall 
und solle in die Privatpraxis gehen. Die Begründung sei gewesen, dass 
es in der Schulzahnklinik keine Kapazität gegeben habe, um die Spange 
so schnell wie möglich einzusetzen. Sie habe dies dann abgeklärt und 
festgestellt, dass dem nicht so gewesen sei. Die Mitarbeiterinnen hätten 
das «Mitgehen» von Patientinnen und Patienten allgemein mitbekommen. 

 
207 Antwortschreiben Dr. Wanda Gnoinski 
208 Befragung Mutter 4, Fragen 8 ff. 
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Eine Mitarbeiterin sagte aus, es habe Patientinnen und Patienten gege-
ben, die folgende Aussage machten: «Wir dachten, die beiden Praxen 
gehörten zusammen, das sei eine Einheit». Auch habe Dr. Hadi Shidiak 
die Unterlagen der Patientinnen und Patienten mitgenommen, dies sei 
dann in der Patientenakte mit «Hadi Unterlagen mitgenommen» vermerkt 
gewesen. Dr. Peter Kerschot sei über diese Patientenwechsel informiert 
gewesen. Seit 2010 habe sie ihm diese Fälle immer gemeldet, es seien 
100 oder mehr pro Jahr gewesen.209 
 

4.2 IV-Fälle  

4.2.1 IV-Gutachter 
Dr. Hadi Shidiak konnte als einziger Kieferorthopäde in der Schulzahnkli-
nik IV-Fälle abklären, weil er die entsprechende Zusatzqualifikation er-
langt hatte.210 Die nachfolgenden Behandlungen hingegen hätten alle 
anderen Kieferorthopäden der Schulzahnklinik durchführen können. 
Nachgelagerte Behandlungen wurden in der Regel nur durch Dr. Hadi 
Shidiak ausgeführt. Diese in der Schulzahnklinik gelebte Praxis wurde nie 
hinterfragt.211 Gemäss Aussage von Dr. Hadi Shidiak wurden die IV-
Abklärungen zu Beginn seiner Tätigkeit als IV-Gutachter in der Schul-
zahnklinik gemacht, später habe er alle IV-Abklärungen in der privaten 
Praxis an der Grabenstrasse durchgeführt, das sei so kommuniziert wor-
den.212 

4.2.2 IV-Behandlungen 
Die PUK hat die vom SVA erhaltenen Unterlagen der IV-Fälle seit 2004 
ausgewertet. Bis 2006 waren in der privaten Praxis von Dr. Peter Ker-
schot keine IV-Patientinnen und Patienten behandelt worden. Das ist 

 
209 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 
210 Ziffern 208, 209, 210, 214 und 218 Anhang 1 der Verordnung über Geburtsgebrechen 

(GgV, SR. 831.232.221) 
211 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes verzichtet die PUK darauf, die entsprechen-

den Protokolle der Mitarbeitenden zu zitieren. 
212 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 163 
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darauf zurückzuführen, dass Dr. Peter Kerschot Allgemeinzahnarzt war 
und in seiner Privatpraxis keine kieferorthopädischen Behandlungen an-
bot.213 Nachdem Dr. Hadi Shidiak 2007 tageweise in der privaten Praxis 
von Dr. Peter Kerschot zu arbeiten begonnen hatte, erfolgten im selben 
Jahr die ersten drei IV-Behandlungen in der Praxis Grabenstrasse. Wäh-
rend dort die Zahl der IV-Fälle kontinuierlich anstieg, zeigte sich in der 
Schulzahnklinik das gegenläufige Bild: Die Schulzahnklinik hatte von 
2004 bis 2008 jährlich durchschnittlich 46 IV-Patientinnen und Patienten 
behandelt, 2007 waren es 64. Diese Anzahl verringerte sich bis 2018 auf 
sechs Patientinnen und Patienten und hatte 2015 mit drei Patientinnen 
und Patienten den Tiefpunkt erreicht. Nachfolgende Übersicht zeigt die 
Patientenwechsel auf: 
 
 
 

Jahr IV-Fälle Praxis 
Kerschot 

IV-Fälle Pra-
xis Shidiak 

IV-Fälle 
Schulzahn-
klinik 

IV- Fälle 
gesamt SH 
inkl. SZK 

2007 3  64 385 
2008 29  69 418 
2009 41  46 402 
2010 65  43 430 
2011 87  40 407 
2012 98  18 386 
2013  111 11 353 
2014  117 4 330 
2015  115 3 319 
2016  115 6 312 
2017  125 11 270 
2018  121 6 253 

 
  

 
213 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 99  
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Übersicht in Prozentzahlen: 
 

Jahr IV-Fälle Praxis 
Kerschot  

IV-Fälle Praxis  
Shidiak  

IV-Fälle  
Schulzahnklinik  

2007 1%  17% 
2008 7%  17% 
2009 10%  11% 
2010 15%  10% 
2011 21%  10% 
2012 25%  5% 
2013  31% 3% 
2014  35% 1% 
2015  36% 1% 
2016  37% 2% 
2017  46% 4% 
2018  48% 2% 

 
Veränderung des Umsatzes bei den IV-Fällen in der Schulzahnklinik zwi-
schen 2007 und 2018.214  
 
Jahr Gesamtvolumen IV Fälle 

Schulzahnklinik 
IV-Fälle gesamt SH 
inkl. Schulzahnklinik 

2007  CHF 118’966  CHF 791’328  
2008  CHF 94’958   CHF 848’902 
2009  CHF 60’506   CHF 964’487 
2010  CHF 42’705   CHF 964’913 
2011  CHF 38’315   CHF 917’053 
2012  CHF 12’529  CHF 918’328 
2013  CHF 4’674  CHF 989’192 
2014  CHF 1’973  CHF 1’324’777 
2015  CHF 3’373  CHF 1’209’623 
2016  CHF 3’733  CHF 1’383’502 
2017  CHF 18’266  CHF 1’465’839 
2018  CHF 1’818  CHF 1’407’770 
 
2007 verrechnete die Schulzahnklinik IV-Behandlungen im Wert von CHF 
118'966. 2018 waren es bei sechs IV-Patientinnen und Patienten ge-
samthaft CHF 1’818.  

 
214 Übersicht Leistungserbringer IV-Fälle; SVA Schaffhausen 
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Mitarbeiterinnen der Schulzahnklinik sagten aus: Sobald Dr. Hadi Shidiak 
gemerkt habe, dass es sich um einen IV-Fall handle, habe er die Patien-
tinnen und Patienten von der privaten Praxis aus aufgeboten. Die Wech-
sel hätten mit seiner Pensumsreduktion begonnen. Sie seien davon aus-
gegangen, dass Dr. Hadi Shidiak diese IV-Berechtigung habe und nur er 
das machen dürfe. Eine Mitarbeiterin sagte aus, dass sie die Abwerbun-
gen nicht realisiert habe. Mittlerweile frage sie sich aber schon, wo die IV-
Fälle geblieben seien. Jedenfalls seien sie nicht mehr in der Schulzahn-
klinik.215 Ein anderer Mitarbeiter sagte, bei den IV-Fällen sei es «sowieso 
klar» gewesen, dass diese zu Dr. Hadi Shidiak gegangen seien. Egal, bei 
welchem Kieferorthopäden eine Patientin oder ein Patient gewesen sei, 
sobald herausgekommen sei, dass über die IV abgerechnet werde, sei 
der Fall zu Hadi Shidiak gegangen.216  
 
Ein Wechsel der IV-Fälle von der Schulzahnklinik in die private Klinik von 
Dr. Peter Kerschot und Dr. Hadi Shidiak ist erwiesen. 
 

4.2.3 Sozialversicherungsamt Schaffhausen / IV-
Stelle  

Wenn der Verdacht auf ein Geburtsgebrechen besteht, melden die Eltern 
ihr Kind beim SVA auf der IV-Stelle zur Abklärung an. Die Zahnärztinnen 
und -ärzte geben jeweils eine zahnärztliche und auch eine kieferorthopä-
dische Beurteilung ab. Dazu werden durch die IV-Stelle auch Röntgenbil-
der eingefordert. Teilweise werden diese Unterlagen zur Überprüfung an 
die Gutachterin Dr. Wanda Gnoinski gesendet. Danach wird den Eltern 
eine Kostengutsprache gesendet und die Behandlungen werden über die 
IV-Stelle abgerechnet. Wo die anschliessende Behandlung durchgeführt 
wird, ist den Eltern überlassen. Diese Geburtsgebrechen werden längs-
tens bis zum 20. Altersjahr von der IV übernommen. Eine Kostenober-
grenze gibt es nicht.  
 

 
215 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes verzichtet die PUK darauf, die entsprechen-

den Protokolle der Mitarbeitenden zu zitieren. 
216 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 
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In Schaffhausen waren bis 2018 einzig die beiden Zahnärzte Dr. Marcel 
Cucu und Dr. Hadi Shidiak berechtigt, IV-Abklärungen durchzuführen. 
Zwischenzeitlich erhielt Dr. Alexander Egger die Zulassung, um IV-
Abklärungen durchzuführen. Dr. Alexandra Marten, die in der Schulzahn-
klinik angestellt ist, befindet sich im Zulassungsverfahren.  
 
Das Sozialversicherungsamt schickte sporadisch Rechnungen zur Über-
prüfung an Dr. Wanda Gnoinski. Dabei stellte diese 2018 Unregelmässig-
keiten fest. Bei einer ausserordentlich hohen Rechnung wurde eine Son-
derprüfung veranlasst.217 Nach erweiterter Prüfung reichte das SVA eine 
Strafanzeige ein. Dieses Verfahren ist noch nicht abgeschlossen, daher 
macht die PUK zu diesem Thema keine weiteren Aussagen. 
 

4.3 Umsatzeinbussen und Schaden für die 
Schulzahnklinik 

Für die PUK ist es erwiesen, dass der Schulzahnklinik durch die Patien-
tenwechsel und Abwerbungen sowie durch den Abgang der IV-Fälle ein 
Umsatzverlust und auch ein Schaden entstanden ist. Eine Bezifferung 
des Umsatzverlustes bereitet erhebliche Probleme und eine Quantifizie-
rung des Schadens ist leider nicht möglich.218 Die Anzahl Patientenwech-
sel in die Privatpraxis von Dr. Shidiak oder in andere Kliniken kann nicht 
quantifiziert werden. Es kann nicht gesagt werden, welche Wechsel akti-
ve Abwerbungen oder ein Ausnützen der unklaren Situation in Bezug auf 
die Privatpraxis waren und welche Wechsel aus freien Stücken erfolgten. 
Die nachträgliche Befragung aller Eltern hätte die Kapazitätsgrenzen der 
PUK bei Weitem gesprengt.  
 
Bezüglich der IV-Fälle liegen hingegen die Fallzahlen und das Volumen 
der Fälle vor, weshalb hierzu Aussagen gemacht werden können. In den 

 
217 Befragung Bruno Bischof, Leiter SVA Schaffhausen, Frage 24 
218 Der Schaden bestimmt sich nach der sogenannten Differenztheorie. Er kann in einer 

Verminderung der Aktiven, der Vermehrung der Passiven oder in entgangenem Gewinn 
bestehen. Er entspricht nach allgemeiner Auffassung der Differenz zwischen dem ge-
genwärtigen Vermögensstand und dem Stand, den das Vermögen ohne das schädigen-
de Ereignis hätte (Fellmann/Kottmann, Schweizerisches Haftpflichtrecht, Band 1, N 72. 
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Jahren 2007 und 2008 waren in der Schulzahnklinik 64 beziehungsweise 
69 IV-Patientinnen und Patienten pro Jahr behandelt worden. Nachdem 
Dr. Hadi Shidiak die Arbeit in der Privatpraxis aufgenommen hatte, ging in 
der Schulzahnklinik die Zahl der Behandlungen massiv zurück, während 
sie sich in der Privatpraxis von Dr. Peter Kerschot und, nach dessen Aus-
scheiden, von Dr. Hadi Shidiak erhöhte. Das gesamte Umsatzvolumen 
der IV-Fälle des SVA betrug in den Jahren 2007 bis 2018 
CHF 13'185'714. In der Schulzahnklinik waren es im gleichen Zeitraum 
CHF 401'816. In den Jahren 2007 und 2008 hatte der Anteil der Schul-
zahnklinik am Gesamtvolumen der IV-Fälle des SVA ca. 13% erreicht 
(Volumen SZK: CHF 213'924; Volumen SVA: CHF 1'640'230). 
 
In den Jahren 2009 bis 2018 betrug das Gesamtvolumen der IV-Fälle des 
SVA CHF 11'545'484. Wird derselbe Anteil von 13% angenommen, ergibt 
sich ein Wert von CHF 1’500'912. In der Schulzahnklinik wurde in der Zeit 
von 2009 bis 2018 ein Umsatz von CHF 187'892 bei IV-Fällen generiert. 
Dies ergibt eine Umsatzeinbusse von 2009 bis 2018 von CHF 1'313’020 
(CHF 1’500'912 minus CHF 187'892).  
 
Wird nicht auf die Umsatzzahlen, sondern auf die Fallzahlen abgestellt, 
resultiert ein tieferer Wert. In den Jahren 2007 bis 2019 ergibt sich ein 
durchschnittliches Volumen eines IV-Falles in der Schulzahnklinik von 
CHF 1'251 (CHF 401'816: 321 Fälle). In den Jahren 2007 bis 2008 betrug 
die Fallzahl in der Schulzahnklinik im Schnitt 66. In den Jahren 2009 bis 
2018 wurden insgesamt 188 Fälle oder 19 Fälle pro Jahr behandelt. Dies 
ergibt eine Einbusse von 47 Fällen pro Jahr. In den Jahren 2009 bis 2018 
beträgt die Einbusse somit CHF 587’970 (10 x 47 x CHF 1'251).  
 
Die maximale Umsatzeinbusse bei IV-Fällen bewegt sich für die Jahre 
2009 bis 2018 in einer Bandbreite von CHF 590’000 bis CHF 1'310’00. 
Die PUK ist sich bewusst, dass dies Schätzungen sind, die davon ausge-
hen, dass der gesamte Rückgang des Umsatzes der IV-Fälle unrecht-
mässig erfolgt ist. Gab es hingegen Wechsel, welche die Eltern aus freien 
Stücken und unter völliger Transparenz vornahmen, sind diese Zahlen 
tiefer.  
 
Eine Bezifferung des Schadens ist nicht möglich. Die geschätzte Um-
satzeinbusse ist nicht mit dem Schaden gleichzusetzen. Ein höherer Um-
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satz führt in der Regel zu höheren Unkosten (Personal, Material etc.). Die 
PUK geht aufgrund der grossen Zahl von Wechseln, der Vielzahl der IV-
Fälle, der hohen Umsatzzahlen in der Kieferorthopädie und des hohen 
Kostendeckungsgrads davon aus, dass für die Schulzahnklinik ein Scha-
den in nicht bezifferbarer Höhe entstanden ist.219  
 

4.4 Würdigung der Abwerbungen durch die PUK 
Die PUK erachtet es aufgrund der überprüften Patientendossiers sowie 
der Befragungen als erwiesen, dass auffallend viele Patientinnen und 
Patienten von der Schulzahnklinik zu Dr. Hadi Shidiak in die Privatpraxis 
gewechselt hatten. Wechsel zu privaten Zahnärztinnen und -ärzten waren 
an sich nicht die Regel in der Schulzahnklinik. Bei den untersuchten Dos-
siers fiel auf, dass gehäuft Wechsel zur Praxis von Dr. Hadi Shidiak statt-
gefunden hatten. Dieser hatte die Eltern auch aktiv angegangen, Visiten-
karten abgegeben und zum Wechsel aufgefordert, sie aber darüber im 
Unklaren gelassen, dass seine Privatpraxis völlig unabhängig von der 
Schulzahnklinik funktionierte. Die Aussagen der Eltern und der Mitarbeite-
rinnen lassen darauf schliessen, dass es sich bei den Wechseln oft nicht 
um freie Entscheidungen der Eltern im Rahmen einer freien Arztwahl 
handelte, sondern dass die Wechsel infolge offener Abwerbungen oder 
bewusst unklar gehaltener Grenzen zwischen der Schulzahnklinik und 
der Privatklinik vollzogen wurden. Bei den IV-Fällen ist die hohe Zahl der 
Wechsel besonders auffällig. Sie werden durch die IV bezahlt und garan-
tieren ein gesichertes Inkasso. Offenbar war klar, dass diese IV-Fälle in 
der Regel nicht mehr in der Schulzahnklinik, sondern privat in der Praxis 
von Dr. Hadi Shidiak behandelt wurden. Mit diesen Wechseln wurde jah-
relang und in grober Weise gegen die Interessen der Schulzahnklinik 
verstossen.  
 
Diese unrechtmässigen Wechsel führten zu einem Schaden für den Kan-
ton in nicht bestimmbarer Grösse. Er kann nur annäherungsweise er-
rechnet werden. Aufgrund der IV-Fälle für die Jahre 2009 bis 2018 ist von 
einer Umsatzeinbusse von CHF 590'000 bis CHF 1'310’00 auszugehen.  
 

 
219 vgl. Kapitel 2.4.3 Finanzielle Entwicklung 
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Dr. Hadi Shidiak nutzte den ihm gewährten Freiraum und die offenen 
Grenzen zwischen der Schulzahnklinik und der Privatpraxis zu seinen 
Gunsten aus.220 Dr. Hadi Shidiak meinte selber dazu: «Ehrlich gesagt, ich 
weiss immer noch nicht, was verboten ist und was nicht verboten ist. Das 
habe ich damals auch Herrn Schwarb gesagt. Wo ist die Grenze? Wieso 
sagt man nicht eins, zwei, drei, dann könnte man es viel einfacher ma-
chen».221  
 
Die gelebte Praxis, dass Dr. Hadi Shidiak Patientinnen und Patienten 
sowohl in der Schulzahnklinik als auch in der privaten Praxis behandelte 
und diese auch aktiv abwarb, war in der Schulzahnklinik bekannt. Obwohl 
vereinzelte Mitarbeiterinnen den ehemaligen Leiter der Schulzahnklinik, 
Dr. Peter Kerschot, auf diesen Umstand aufmerksam gemacht hatten, 
schritt er nicht dagegen ein. Weil so oder anders die Zahl der IV-Fälle 
kontinuierlich abnahm, hätte Dr. Peter Kerschot dieser Umstand von 
selbst ins Auge springen müssen. 
 
Einen zusätzlichen Vorteil besass Dr. Hadi Shidiak, weil ihm vom damali-
gen Klinikleiter Dr. Peter Kerschot keine Vorgaben bezüglich Anwesen-
heit am Mittwochnachmittag gemacht wurden. Der Mittwochnachmittag 
als schulfreier Nachmittag ist ein begehrter Behandlungstermin bei Eltern 
und Patientinnen und Patienten. Weil er an diesem Nachmittag in der 
eigenen Praxis arbeitete, begünstigte dies den Wechsel zwischen den 
Praxen ebenfalls.  
 
Die freie Arztwahl für Patientinnen und Patienten ist unbestritten. Wenn 
die Schulzahnklinik keine Liste mit den Angeboten der privaten Zahnärz-
tinnen und -ärzte in Schaffhausen zur Verfügung stellt, ist eine effektive 
Wahl für die Eltern allerdings schwierig. Nach Aussage von Dr. Kurt 
Schnepper wurde die Abgabe einer solchen Liste in die Wege geleitet. 
Die Schulzahnklinik als staatliche Institution hat sich wettbewerbsneutral 
zu verhalten. Deshalb kann ohne Weiteres eine Liste der in Schaffhausen 
praktizierenden Zahnärztinnen und -ärzten aufgelegt werden.222 
 

 
220 Die Gründe für die Gewährung des Freiraums werden im Kapitel 6. Aufsicht eingehend 

behandelt 
221 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 216 
222 Befragung Dr. Kurt Schnepper, Frage 157 
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Die Quantifizierung der kieferorthopädischen Behandlungen, sei es von 
Selbstzahlerinnen oder Selbstzahlern oder von Zusatzversicherungen der 
Krankenkassen, ist nicht möglich, weil die statistischen Grundlagen feh-
len. Unterlagen aus den Reihenuntersuchungen, die vor 2018 erstellt 
worden waren, wurden nicht archiviert. Das ist nicht tolerierbar, solche 
Unterlagen sind vollständig aufzubewahren. Die Qualität der Dokumenta-
tion muss so beschaffen sein, dass sich die ausgeführten Arbeiten immer 
nachvollziehen lassen. Insbesondere die Patientenwechsel wurden in den 
Patientendossiers ungenau und unvollständig dokumentiert.223 Bei einem 
Patientenwechsel muss ein Übergabeprotokoll erstellt werden. 
 
Die PUK erachtet es als prüfenswert, dass das Controlling der IV-Fälle 
auf eidgenössischer Ebene überdacht und angepasst wird. Aktuell erhal-
ten die Eltern keine Rechnung, sondern diese wird direkt an die IV-Stelle 
gesendet. Somit fehlt die Kontrolle, welche Behandlungen durchgeführt 
und in Rechnung gestellt werden. Die IV-Stelle Schaffhausen hat auf-
grund der Vorkommnisse ihre internen Prozesse geprüft und entspre-
chende Anpassungen vorgenommen. 
 

4.5 Überweisungen Weisheitszähne  

4.5.1 Vorwürfe 
Dr. Rainer Feddern sagte aus, es habe sich Unmut breitgemacht, weil 
Patientinnen und Patienten für Weisheitszahnextraktionen statt an 
Schaffhauser Zahnärzte nach Wallisellen überwiesen worden waren. 
Einfache Weisheitszahnextraktionen könnten gut durch die Zahnärzte in 
Schaffhausen durchgeführt werden, für komplexe Extraktionen fehle in 
Schaffhausen aktuell ein Kieferchirurg.224/225  

 
223 Befragung Dr. Kurt Schnepper, Frage 22 
224 Befragung Dr. Rainer Feddern, Fragen 5 und 12 
225 Wikipedia Definition: Kieferchirurgie /Kieferorthopädie; zuletzt besucht 5. April 2020: 

Die Mund-Kiefer-Gesichtschirurgie ist ein medizinisches Fachgebiet, welches 
die Diagnostik, Therapie, Prävention und sowohl funktionelle 
(Kauen, Schlucken, Sprechen) als auch ästhetische Rehabilitation von Erkrankungen, 
Verletzungen, Fehlbildungen und Formveränderungen der Zähne, der Mundhöhle, der 
Kiefer und des Gesichts umfasst. Die Kieferorthopädie ist das Teilgebiet 
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4.5.2 Abklärungen durch die PUK 
Dr. Kurt Schnepper führte aus, weil es auf dem Platz Schaffhausen kei-
nen Oralchirurgen gebe, überweise die Schulzahnklinik schwierige Fälle 
auswärts. Einfachere Fälle würden im Haus gemacht, wobei Dr. Hadi 
Shidiak den grossen Teil der Eingriffe selber durchgeführt habe. Offenbar 
waren die Überweisungen an Kieferchirurgen durch Dr. Hadi Shidiak 
meistens auf dem telefonischen Weg erfolgt.226 
 
Dr. Hadi Shidiak führte aus, er habe zu Beginn Patientinnen und Patien-
ten für kieferchirurgische Behandlungen an Zahnärzte in Schaffhausen 
überwiesen. Fast alle Patientinnen und Patienten hätten Komplikationen 
erlitten. In der Schulzahnklinik habe man entschieden, es sei besser, die 
Patientinnen und Patienten auswärts zu überweisen, da es in Schaffhau-
sen keinen Kieferchirurgen gebe.227 Im Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis 
zum 31. Dezember 2018 führte Dr. Hadi Shidiak in der Schulzahnklinik 
45 Weisheitszahnextraktionen durch.228 Im selben Zeitraum überwies die 
Schulzahnklinik 83 Patientinnen und Patienten für einen kieferchirurgi-
schen Eingriff in andere Praxen. Drei dieser Eingriffe wurden in Schaff-
hausen, 77 in Winterthur, einer in Wallisellen, einer an der Uniklinik in 
Zürich sowie einer in Deutschland durchgeführt.229 In den von der PUK 
überprüften Patientendossiers war keine Überweisung von Dr. Hadi Shi-
diak vermerkt. Es handelt sich bei den überweisenden Ärztinnen und 
Ärzten um Dr. Richard Göttle mit 80 Patientinnen und Patienten, Olga 
Possemeyer, Dr. Alexandra Marten und Dr. Martin Lüthi mit je einer Pati-
entenüberweisung.230  
 
Dr. Hadi Shidiak erklärte, er selber habe mehr Weisheitszähne gezogen, 
als durch ihn überwiesen worden seien.231 
 

 
der Zahnmedizin, das sich mit der Verhütung, Erkennung und Behandlung von Fehlstel-
lungen der Kiefer und der Zähne (Zahnfehlstellung) befasst.  

226 Befragung Dr. Kurt Schnepper, Fragen 156 f.; E-Mail von Dr. Kurt Schnepper vom 
17. April 2020 

227 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 198 
228 Schulzahnklinik, Übersicht Weisheitszahn-Extraktionen  
229 Dokument Überweisung Weisheitszähne vom 8. April 2019 
230 Patientendossiers anonymisiert 
231 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 198 
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4.5.3 Würdigung durch die PUK 
Überweisungen an externe Zahnärztinnen und -ärzte fanden nur bei 
schwierigen Behandlungen statt. Die einfacheren Weisheitszahnextrakti-
onen wurden in der Schulzahnklinik selber erledigt. Die Überweisungen 
erfolgten vor allem an einen Kieferchirurgen in Winterthur. Die Qualität 
und die Zusammenarbeit waren offensichtlich gut und die entsprechende 
Fachrichtung auf dem Platz Schaffhausen nicht vorhanden. Selbst wenn 
eine solche Fachrichtung vorhanden gewesen wäre, bestand keine ge-
setzliche Verpflichtung, eine Überweisung auf dem Platz Schaffhausen 
vorzunehmen. Im Sinne der Transparenz und um sich wettbewerbsneut-
ral zu verhalten, ist es jedoch geboten, den Patientinnen und Patienten 
eine Liste der möglichen Spezialisten im Umkreis von Schaffhausen ab-
zugeben.  
 
Eine Bevorteilung von Dr. Hadi Shidiak kann die PUK nicht erkennen, 
weil in den ihr vorliegenden Patientendossiers nur in einem Fall eine 
Überweisung an die von ihm geführte Klinik in Wallisellen dokumentiert 
war. 
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5 Weitere Vorwürfe  
 
In diesem Kapitel werden die Abklärungen weiterer Vorwürfe wie unnöti-
ge Kariesbehandlungen, ungenügende Qualität von Kariesbehandlungen, 
Kickbackzahlungen etc. aufgeführt. 

5.1 Unnötige Kariesbehandlungen 

5.1.1 Vorwürfe 
Die PUK war mit dem Vorwurf konfrontiert, es bestehe eine Regelung, 
wonach eine Behandlung durchgeführt werden müsse, wenn bei Reihen-
untersuchungen Karies diagnostiziert werde, auch wenn sich diese Diag-
nose als nicht zutreffend erweise.  
 

5.1.2 Abklärungen 
Im Handbuch der Schulzahnklinik ist im Ablauf der Reihenuntersuchun-
gen vermerkt, dass ein Kariesverdacht mit «?» bezeichnet werden 
muss.232 Im Handbuch für allgemeine Behandlungen und Reihenuntersu-
chungen wird darauf hingewiesen, dass der Befund der Reihenuntersu-
chung zu akzeptieren ist.233 
 
Einhellig wurde von den befragten Zahnärztinnen und -ärzten festgestellt, 
dass die Diagnose Karies immer einen weiten Interpretationsspielraum 
beinhalte und es nicht immer eindeutig sei, ob Karies vorliege oder 
nicht.234 
 

 
232 Handbuch Schulzahnklinik, S. 8 
233 Handbuch Schulzahnklinik, S. 21 
234 Befragung Dr. Kurt Schnepper, Frage 164: «...da muss man wirklich sagen, gibt es sehr, 

sehr unterschiedliche Meinungen, wie früh Karies behandelt werden soll.» Befragung 
Dr. Rainer Feddern, Frage 5: «Zur Qualität, da hatte ich ab und zu Fälle, in denen ich ge-
fragt wurde, ob es stimme, dass das Kind ein Loch im Zahn hätte. Da musste ich fest-
stellen, es ist vielleicht fraglich. Aber dass wirklich eine Karies diagnostiziert wurde, die 
nicht vorhanden ist, kann ich so nicht bestätigen.» 
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Dr. Günter Neumann hatte von einem ehemaligen Mitarbeiter der Schul-
zahnklinik gehört, der ehemalige Leiter der Schulzahnklinik habe eine 
Direktive herausgegeben, wonach gebohrt werden müsse, wenn eine 
solche Diagnose in der Reihenuntersuchung gestellt worden sei. Dieser 
ehemalige Mitarbeiter sei Dr. Marcel Cucu gewesen.235 Dieser erklärte, er 
habe 2003 gekündigt, weil er angewiesen worden sei, den Zahn zu fli-
cken, wenn Karies in der Reihenuntersuchung diagnostiziert worden sei, 
auch wenn kein Loch zu erkennen sei.236 
 
Zwei zahnärztliche Mitarbeitende der Schulzahnklinik verneinten explizite 
schriftliche Weisungen. Eine Zahnärztin sagte, es habe diesbezüglich 
mündliche Anweisungen gegeben. Wenn sie in der Reihenuntersuchung 
nicht sicher gewesen sei, habe sie ein Fragezeichen notiert. Es habe eine 
mündliche Anweisung gegeben, dass man sich an das Ergebnis der Rei-
henuntersuchung halten müsse, damit es nicht so aussehe, wie wenn der 
eine dies und der andere etwas anderes sage. Wenn aber etwas falsch 
notiert worden sei, habe sie natürlich nicht gebohrt. Der Konsens sei 
schon gewesen, dass man das umsetze, was aufgeschrieben worden sei. 
Sie habe nie in einen gesunden Zahn reingebohrt.237 Ein anderer Zahn-
arzt verneinte eine solche Anweisung und wies insbesondere daraufhin, 
dass es äussert schwierig sei, ein feste Grenze festzulegen, ab wann 
Karies vorliege. Karies sei ein langsamer Prozess. Bei der Diagnose 
komme es ganz auf die Sichtweise des behandelnden Zahnarztes an. Es 
wäre aber zutiefst unethisch, in einen gesunden Zahn zu bohren.238  
 
Dr. Kurt Schnepper konnte sich an keine solche Weisung erinnern. Sol-
ches sei ihm von niemandem mitgeteilt worden und er könne sich so et-
was auch nicht vorstellen.239 
 

 
235 Befragung Dr. Günter Neumann, Fragen 91 f. 
236 Befragung Dr. Marcel Cucu, Frage 8 
237 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt.  
238 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 
239 Befragung Dr. Kurt Schnepper, Frage 171.  
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5.1.3 Würdigung durch die PUK 
Offenbar bestand die Anweisung, die während der Reihenuntersuchung 
gestellte Kariesdiagnose nicht vor den Patientinnen und Patienten infrage 
zu stellen. Weil in Grenzfällen die Diagnosestellung für Karies schwierig 
ist und die Sichtweisen der Zahnärztinnen und -ärzte im Rahmen des 
Ermessens voneinander abweichen können, wollte man mit dieser Wei-
sung Unruhe und Verwirrung bei den Patientinnen und Patienten vermei-
den. Diese Anweisung bezweckte aber keinesfalls, dass offensichtliche 
Fehler der Diagnosestellung nicht korrigiert würden. Der aus dem Jahr 
2003 stammende Vorwurf, es würden unnötige Kariesbehandlungen 
durchgeführt, trifft nicht zu. 
 

5.2 Mangelnde Qualität der Kariesbehandlungen 

5.2.1 Vorwürfe 
Es wurde der Verdacht geäussert, die Qualität der Kariesbehandlungen 
sei schlecht. 
 

5.2.2 Abklärungen durch die PUK 
Zwei zahnärztliche Mitarbeitende der Schulzahnklinik meinten, die Quali-
tät der Kariesbehandlungen sei mit jenen anderen Kliniken vergleichbar 
gewesen. Es könne immer vorkommen, dass Füllungen herausfallen, 
zumal Kinder schwierige Patientinnen und Patienten seien. Bei einer be-
handelnden Person sei es jedoch vermehrt vorgekommen, dass die von 
ihr angefertigten Füllungen herausgefallen seien.240 
 
Dr. Kurt Schnepper erklärte, die Qualität sei sehr unterschiedlich gewe-
sen. Jenen Mitarbeitenden, die eine verbesserungswürdige Qualität auf-

 
240 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 

 Weitere Vorwürfe 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 89

gewiesen hätten, habe er gezeigt, wie die Qualität verbessert werden 
könne.241 
Die Zahnärzte auf dem Platz Schaffhausen haben der Schulzahnklinik 
bezüglich der Kariesbehandlungen ein gutes Niveau attestiert. «Die Qua-
lität des grössten Brockens, der Kariesfüllungen, war immer auf einem 
guten Level».242 «Ich würde sagen, wie eine durchschnittliche Praxis».243 

5.2.3 Würdigung durch die PUK 
Das Niveau der Kariesbehandlungen war gut. Mitarbeitende, deren Leis-
tung verbessert werden musste, wurden dazu angeleitet. Die PUK kann 
deshalb den generellen Vorwurf der ungenügenden Qualität nicht bestäti-
gen. 
 

5.3 Beschaffungswesen 

5.3.1 Vorwurf 
Die PUK war mit dem Vorwurf konfrontiert, es bestehe der Verdacht, dass 
unrechtmässige Absprachen bei der Beschaffung von Dentalprodukten 
bestanden hätten.  
 

5.3.2 Beschaffung von Dentalprodukten  
Bei den Akten fand sich ein nicht unterzeichneter Vertrag zwischen der 
Schulzahnklinik und Zahntechniker X.Y. über die Gebrauchsüberlassung 
von TRIOS-Systemen.244 X.Y. ist Eigentümer eines zahntechnischen 
Labors im Kanton Schaffhausen. TRIOS-Systeme sind sogenannte 3D-
Oralscanner. Damit können mittels Scanner Zahnimplantate etc. herge-
stellt werden. Dies brachte eine erhebliche Erleichterung für die Patien-
tinnen und Patienten sowie auch in der Materialbeschaffung. Gemäss 

 
241 Befragung Dr. Kurt Schnepper, Fragen 22 und 140 
242 Befragung Dr. Rainer Feddern, S. 13 
243 Befragung Dr. Günter Neumann, Frage 127  
244 X.Y. ist von der PUK befragt worden  
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diesem Vertrag hätte sich der Kunde verpflichtet, Arbeitsaufträge im 
zahntechnischen Bereich für CHF 5'000 pro Monat beim Zahntechniker 
zu bestellten. Dieser hätte im Gegenzug den Scanner samt Computer 
und Software gratis zur Verfügung gestellt. Der Zahntechniker erklärte, 
der Vertrag sei von Dr. Peter Kerschot nicht unterzeichnet worden, weil 
dessen Vorgesetzter es ihm untersagt habe.245 Er habe der Schulzahnkli-
nik aber ungefähr im Jahr 2015 zwei solche Apparate überlassen. Da-
raufhin seien ihm sicher Aufträge im Umfang von CHF 5'000 pro Monat 
und pro Apparat zugeflossen. In letzter Zeit sei aber der Umsatz zurück-
gegangen und die Schulzahnklinik habe unter der Leitung von Dr. Kurt 
Schnepper einen eigenen Scanner angeschafft.  
 
Die PUK beauftragte die Finanzkontrolle, das Umsatzvolumen dieser 
Firma zu prüfen. Im Zeitraum von 2018 bis Ende Mai 2019 errechnete die 
Finanzkontrolle ein Umsatzvolumen von ca. CHF 279'000.246 Der Zahn-
techniker betrachtete dieses Umsatzvolumen als realistisch.247 
 
Die Finanzkontrolle stellte fest, dass die Schulzahnklinik im genannten 
Prüfungszeitraum von 2018 bis Ende Mai 2019 bei einer Firma in Bas-
sersdorf (Zürich) Leistungen im Umfang von CHF 329'000 bezogen hatte. 
Die genannte Firma war seit 2016 das Dentaldepot der Schulzahnklinik. 
Ein schriftlicher Vertrag bestand auch hier nicht. Im genannten Prüfungs-
zeitraum wurden zudem von einer zweiten Firma in Schaffhausen zahn-
technische Leistungen im Umfang von CHF 102'000 bezogen.  
 
Die Schulzahnklinik war auch als WoV-Betrieb dem Submissionsrecht 
unterworfen. Sie konnte jedoch in eigener Regie Güter und Dienstleistun-
gen beziehen.248 Unter das Submissionsrecht fallen insbesondere auch 
die Beschaffungen von Gütern, sei es durch Kauf, Miete, Leasing etc. 
oder der Bezug von Dienstleistungen. Die Beschaffung kann entweder im 
freihändigen Verfahren, im Einladungsverfahren oder durch öffentliche 
Ausschreibung im Amtsblatt (offenes/selektives Verfahren) erfolgen. Die 
Art der Vergabe ist von Schwellenwerten abhängig. Für Lieferungen unter 
CHF 100’000 gilt das freihändige Verfahren, bis zu einem Schwellenwert 

 
245 Befragung X.Y., Frage 21  
246 Memo Besprechung PUK / FiKo vom 29. Oktober 2019 
247 Befragung X.Y., Frage 10 
248  § 10 WoV-Verordnung 
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von CHF 250'000 das Einladungsverfahren und darüber das offene Ver-
fahren. Bei Dienstleistungen ist die erste Schwelle für das freihändige 
Verfahren leicht höher und beträgt CHF 150'000.249 Die übrigen Schwel-
lenwerte sind identisch. Im Einladungsverfahren werden in der Regel drei 
als geeignet erscheinende Anbieter eingeladen.250 Haben Verträge eine 
unbestimmte Zeitdauer wird der Schwellenwert aufgrund des Leistungs-
umfangs für die Dauer von vier Jahren errechnet.251  
 

5.3.3 Kick-back-Zahlungen 
Die PUK ist dem geäusserten Verdacht nachgegangen, es seien un-
rechtmässige Kick-back-Zahlungen geflossen. Konkrete Anhaltspunkte 
oder Belastungen, die es der PUK erlaubt hätten, das Thema vertieft 
abzuklären, konnten keine gefunden werden. Die PUK befragte dazu 
mehrere Personen, ohne dass diese Befragungen etwas erbracht hätten. 
Die PUK kann deshalb diesen vagen Verdacht in keiner Weise bestäti-
gen. 
 

5.3.4 Würdigung durch die PUK 
Für den Vorwurf, es habe unrechtmässige Absprachen bei der Beschaf-
fung von Dentalprodukten gegeben oder es seien unrechtmässige Kick-
back-Zahlungen erfolgt, fand die PUK keine Beweise.  
 
Hingegen sind die Submissionsvorschriften nicht eingehalten worden. 
Nach Ansicht der PUK kann es keine Rolle spielen, ob der Bezug von 
Warenlieferungen aufgrund mündlicher oder schriftlicher Vereinbarungen 
erfolgt. Für den Bezug von Waren und Dienstleistungen ist keine Schrift-

 
249 Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über den Binnenmarkt (BGBM) vom 29. Juni 

1998 (SHR 172.500); Art. 6 ff., Anhang 2 Interkantonale Vereinbarung über das Beschaf-
fungswesen (IVöB) vom 25. November 1994 / 15. März 2001 (SHR 172.510); Verord-
nung zur Interkantonalen Vereinbarung über das Beschaffungswesen (IVöB) vom 25. 
November 1994 / 15. März 2001 (VIVöb) vom 15. April 2003 (SHR 172.511); Vergabe-
richtlinien zur Interkantonalen Vereinbarung über das Beschaffungswesen (IVöB) vom 
25. November 1994 / 15. März 2001 (VRöb) vom 15. April 2003 (SHR 172.512). 

250 Befragung Patrik Spahn, Frage 16 
251 Memo Besprechung PUK/ FiKo vom 29. Oktober 2019 
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lichkeit des Vertrages vorgeschrieben. Wenn über einen längeren Zeit-
raum beim selben Anbieter Waren bezogen werden, hat das Submissi-
onsrecht zu gelten. Dieses kann nicht ausgehebelt werden, nur weil keine 
verbindlichen, langfristigen, schriftlichen Verträge abgeschlossen wurden. 
Der Bezug von Waren und Dienstleistungen, der nicht durch längere 
Phasen unterbrochen wurde, ist als einheitlicher Auftrag zu sehen und 
fällt somit unter die Bestimmungen des Submissionsrechts. 
 
Offensichtlich hätten bei diesen Verträgen angesichts der Langfristigkeit 
der Geschäftsbeziehungen und des Umsatzvolumens die Richtlinien des 
Submissionsrechts angewendet werden müssen. Das wurde hier nicht 
getan. Verantwortlicher für die Einhaltung des Submissionsrechts war 
Dr. Peter Kerschot als Leiter der Schulzahnklinik.  
 
Die PUK anerkennt, dass es sich beim Submissionsrecht um ein speziel-
les Rechtsgebiet handelt. Innerhalb der kantonalen Verwaltung ist das 
Baudepartement für Rückfragen bei Submissionen zuständig, weil dort 
erfahrungsgemäss am meisten Submissionen durchgeführt werden. Das 
Baudepartement führt hin und wieder Schulungen durch und hat ein 
Handbuch erstellt.252 Der Regierungsrat und die Departementsvorstehen-
den haben dafür zu sorgen, dass das Wissen um das Submissionsrecht 
in der Verwaltung implementiert wird. Ob dieses Wissen auch vollzogen 
wird, muss kontrolliert werden. 
 
  

 
252 Befragung Patrik Spahn, Fragen 28 ff. 
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6 Aufsicht  
 
In diesem Kapitel wird aufgezeigt, welche Aufsichtspflichten der Regie-
rungsrat, die Vorstehenden des Erziehungsdepartements, die Vorgesetz-
ten des Leiters der Schulzahnklinik sowie der Leiter der Schulzahnklinik 
hatten und wie sie diese erfüllten.253 Sodann werden die Aufsichtspflich-
ten der GPK und die Rollen der Staatsanwaltschaft samt Polizei sowie 
der Finanzkontrolle beleuchtet.  
 

6.1 Aufsicht durch den Regierungsrat und das 
Erziehungsdepartement bis 2010 

6.1.1 Gesetzliche Grundlagen 
Der Regierungsrat ist unter Vorbehalt der Befugnisse des Kantonsrates 
die oberste leitende und vollziehende Behörde.254 Er sorgt für eine 
zweckmässige Organisation der Verwaltung und besitzt ein Weisungs-
recht gegenüber der Verwaltung, wobei die Staatsanwaltschaft hiervon 
ausgenommen ist.255 Er leitet und überwacht die Verwaltung, beaufsich-
tigt sie regelmässig und systematisch, koordiniert die Verwaltung auf 
allen Ebenen und zwischen den Verwaltungsträgern. Die Verwaltung hat 
zweckmässig, leistungsfähig und sparsam zu sein.256 
 
Innerhalb des Departements ist der jeweilige Vorsteher für die Einhaltung 
dieser Prinzipien verantwortlich. Dazu legt er die Ziele und Aufgaben des 
Departements und der Dienststellen fest und überwacht diese regelmäs-
sig. Über wichtige Geschäfte in seinem Departement orientiert der Vor-
steher den gesamten Regierungsrat laufend.257 
 

 
253 Eine Auflistung der verantwortlichen Personen ist als Anhang 3 beigefügt 
254 Art. 60 Verfassung des Kantons Schaffhausen (KV, SHR 101.000) 
255 Art. 64, 70 Abs. 2 KV 
256 Art. 2, 4 Organisationsgesetz (SHR 172.100) 
257 Art. 34 f. Organisationsgesetz 
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Es handelt sich somit um einen klassischen hierarchischen Verwaltungs-
aufbau, wie er in der Schweiz im Bund und in den Kantonen üblich ist.258 
 

6.1.2 Zeitraum von 2001 – 2004 

6.1.2.1 Personelles und Organisatorisches 
Vorsteher des Erziehungsdepartements war von 2001 bis Ende 2004 der 
damalige Regierungsrat Heinz Albicker. Der Leiter der Schulzahnklinik, 
Dr. Peter Kerschot, war direkt dem Departementssekretär, Dr. Raphaël 
Rohner, unterstellt. Dieser rapportierte seinem Vorgesetzten Heinz Albi-
cker. 
 
Dr. Raphaël Rohner hatte im Rahmen der Kaderkonferenzen, welche 
jeden Monat oder alle zwei Wochen stattfanden, regelmässig Kontakt mit 
dem Leiter der Schulzahnklinik. Er habe mit ihm das Übliche, Rechnung, 
Budget und Personalfragen besprochen. Er könne sich nicht erinnern, 
dass in seiner Zeit etwas Aussergewöhnliches vorgefallen sei. Weil die 
Schulzahnklinik ein WoV-Betrieb gewesen sei, habe dieser autonomer als 
andere Abteilungen funktioniert.259 
 

6.1.2.2 Bewilligung Privatpraxis Dr. Peter Kerschot 
Am 24. November 2001 teilte Dr. Raphaël Rohner Heinz Albicker mit, 
Dr. Peter Kerschot sei der Auffassung, es brauche Mittel, um die Zahn-
ärzte besser an die Schulzahnklinik zu binden, weil ausserhalb der Klinik 
bessere Arbeitsbedingungen bestünden. Finanzielle Zulagen könnten 
vorübergehend helfen, Kündigungen zu vermeiden. Mittel- oder länger-
fristig seien sie aber kein geeignetes Mittel. Eine Umsetzung in der an-
stehenden Personalgesetzrevision, mit der eine Leistungslohnkomponen-
te eingeführt werde, wäre frühestens 2005 möglich. Deshalb seien ande-

 
258 Art. 178, 187 Abs. 1 lit. a Bundesverfassung (BV, SR 101.00); Häfelin/Haller/Keller, 

Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 9. Auflage, N 1664, 1695 
259 Befragung Dr. Raphaël Rohner, Fragen 4 ff. 
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re Lösungen anzustreben. Bis zu einem gewissen Grad solle die private 
Tätigkeit als Zahnarzt oder Kieferorthopäde in der Klinik möglich sein.260 
 
Innerhalb der Verwaltung wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, welche die 
verschiedenen Möglichkeiten auslotete und nach der bestehenden 
Rechtslage überprüfte. Insbesondere wurde über die Schaffung einer 
Lohnüberklasse, eine Umsatzbeteiligung und eine privatärztliche Tätigkeit 
der angestellten Zahnärztinnen und -ärzte intensiv diskutiert.261 
 
Am 1. Juli 2002 teilte Dr. Peter Kerschot Regierungsrat Heinz Albicker 
mit, seit dem Inkrafttreten der bilateralen Verträge sei es möglich, dass 
Zahnärzte mit einem EU-Diplom in der ganzen Schweiz eine Praxisbewil-
ligung erhalten. Dies führe zu einer verschärften Konkurrenzsituation. Der 
Schulzahnklinik mit ihren sowohl aus finanzieller als auch fachlicher Sicht 
unattraktiven Arbeitsbedingungen sei es kaum möglich, gute Fachleute 
zu bekommen und diese zu bezahlen. Die Erfüllung der Aufgabe der 
Schulzahnklinik sei dadurch gefährdet. Aufgrund der getätigten Abklärun-
gen und des engen gesetzlichen Rahmens sei die Bewilligung zur Füh-
rung einer Privatpraxis die einzig gangbare Lösung. Deshalb seien ihm 
die Bewilligungen zur Nebenerwerbstätigkeit und zur Eröffnung einer 
Zahnarztpraxis zu erteilen, in welcher er die in der Schulzahnklinik ange-
stellten Zahnärzte zusätzlich privat beschäftigen könne.262 Nach weiteren 
Abklärungen stellte Dr. Peter Kerschot am 12. Dezember 2002 einen 
offiziellen Antrag an Heinz Albicker.263 Darin erwähnte er, dass seine 
private Zahnarztpraxis im Februar 2003 zur «Behandlung von privaten 
Patientinnen und Patienten (Erwachsenen)» eröffnet werde und er diese 
vorerst während sechs Monaten sicherlich allein führen werde. In dieser 
Zeit könne abgeschätzt werden, ob weitere Zahnärzte aus der Schul-
zahnklinik dort beschäftigt werden können. Vorerst beantrage er keine 
Pensumsreduktion.264 
 

 
260  E-Mail vom 24. November 2001, Akten ED 122 
261 Arbeitspapier vom 17. Juni 2002, Akten ED 124 ff. 
262 «Die Schulzahnklinik und privatzahnärztliche Tätigkeiten», Bericht von Dr. Peter Ker-

schot vom 1. Juli 2002, Akten ED 128 ff.  
263 Insbesondere fand am 23. Juli 2002 auch ein Gespräch zwischen dem Departe-

mentssekretär und einen Vertreter der SSO Schaffhausen statt. Akten ED 15 
264 Schreiben vom 12. Dezember 2002, Akten ED 131 f. 
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Am 14. Januar 2003 beschloss der Regierungsrat, Dr. Peter Kerschot die 
Bewilligung zum Nebenerwerb im Rahmen seiner privaten Zahnarztpraxis 
zu erteilen. Die Bewilligung wurde bis zum 31. Juli 2003 befristet. Weitere 
Einschränkungen, insbesondere eine Beschränkung auf die Behandlung 
Erwachsener, wurden nicht auferlegt. In den Erwägungen wurde lediglich 
erwähnt, dass sich Dr. Peter Kerschot im Hinblick auf die «Attraktivierung 
der Kantonalen Schulzahnklinik als Arbeitgeberin für Zahnärztinnen und 
Zahnärzte» entschlossen habe, eine eigene Zahnarztpraxis zu eröffnen. 
Ebenso wurde darauf hingewiesen, dass in Zukunft weitere teilzeitbe-
schäftigte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und das Assistenzpersonal 
Gelegenheit erhalten könnten, auf privater Basis auf eigene Rechnung 
dort zu arbeiten und auch «private Patientinnen und Patienten (Erwach-
sene)» zu behandeln. Eine explizite Beschränkung auf die Behandlung 
Erwachsener für Dr. Peter Kerschot wurde auch in den Erwägungen nicht 
aufgeführt. Es wurde aber darauf hingewiesen, dass nach den sechs 
Monaten eine Reduktion der Arbeitszeit erfolgen werde und in diesen 
sechs Monaten keine negative Auswirkungen auf die Schulzahnklinik zu 
erwarten seien, zumal die «nötigen Massnahmen» mit dem Erziehungs-
departement besprochen worden seien.265 Am 8. Juli 2003 bewilligte der 
Regierungsrat antragsgemäss die Reduktion der Stellenprozente von Dr. 
Peter Kerschot von 100% auf 90% auf den 1. August 2003.266 In seinem 
Antrag zur Pensumsreduktion erwähnte Dr. Peter Kerschot, er werde ca. 
10 bis 15 Stunden pro Woche in der Privatpraxis arbeiten. Die Schul-
zahnklinik, die 64 Stunden pro Woche offen sei, habe er so organisiert, 
dass er durchaus auch im Betrieb fehlen könne. Zudem sei die Privatpra-
xis weniger als fünf Minuten in Gehdistanz von der Schulzahnklinik ent-
fernt, so dass er auch notfallmässig in die Schulzahnklinik kommen kön-
ne.267 
 
Dr. Peter Kerschot führte diese Praxis in eigener Regie. Die Anstellung 
von Zahnärztinnen und -ärzten aus der Schulzahnklinik scheiterte vorerst 
offenbar am Umstand, dass Dr. Peter Kerschot ihnen eine Konkurrenz-
klausel in den Arbeitsvertrag einbauen wollte, die sie nicht akzeptierten. 
Den Arbeitnehmenden sollte während drei Jahren nach dem Ausscheiden 
aus der Privatpraxis auf dem Gebiet der Kantone Schaffhausen, Thurgau 

 
265 RRB vom 14. Januar 2003, Akten ED 133 f. ist als Anhang 4 beigefügt 
266 RRB vom 8. Juli 2003, Akten ED 137 f. 
267 Schreiben Dr. Peter Kerschot vom 24. Juni 2003, Akten ED 135 f. 
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und Zürich sowie in Büsingen (D) und Singen (D) eine konkurrenzierende 
Tätigkeit verboten werden.268  
 

6.1.2.3 Gründe für die Erteilung der Bewilligung zur Neben-
beschäftigung 

Heinz Albicker erklärte, man habe in jenem Zeitpunkt aufgrund der Markt-
lage Angst gehabt, dass man keine Zahnärztinnen und -ärzte mehr für die 
Schulzahnklinik finde, wenn man die Privatpraxis für Dr. Peter Kerschot 
nicht bewillige.269 Er sei voll und ganz hinter dieser Idee gestanden. Die 
Sache habe für ihn «sauber geregelt»270 sein müssen. Es habe klar ab-
gegrenzt werden müssen, wie viel Dr. Peter Kerschot in der Schulzahn-
klinik und in der Privatpraxis arbeite. Zudem dürfe es keine Abwerbungen 
geben. Das habe man sicher mit Dr. Peter Kerschot besprochen. Es sei 
für sie darum gegangen, dass Dr. Peter Kerschot und die anderen Zahn-
ärztinnen und -ärzte Erwachsene in der Privatpraxis behandeln könnten. 
Man hätte ihm aber auch nicht verbieten können, Kinder in seiner Praxis 
zu behandeln. Er wisse auch nicht mehr, weshalb man ihm eine generelle 
Bewilligung für den Nebenerwerb gegeben und diese nicht auf die Be-
handlung von Erwachsenen beschränkt habe.271  
 
Dr. Raphaël Rohner führte aus, man habe die Eröffnung einer Privatpra-
xis eine gute Idee gefunden, weil die Verdienstmöglichkeiten in der 
Schulzahnklinik gering gewesen seien. Auf dem Platz Schaffhausen habe 
man damals mindestens CHF 300'000 als Zahnärztin oder Zahnarzt ver-
dient. Einen solchen Lohn habe man Dr. Peter Kerschot nicht bieten kön-
nen. Man sei einfach nicht konkurrenzfähig gewesen. Zudem habe man 
den in der Schulzahnklinik angestellten Zahnärztinnen und -ärzten auch 
die Chance bieten wollen, Erwachsene zu betreuen. Es sei mit Dr. Peter 
Kerschot so abgesprochen worden, dass er in seiner Zahnarztpraxis Er-
wachsene behandle. Man habe aber nicht verbieten können, dort auch 

 
268 Schreiben Schaffhauser Zahnärztegesellschaft (die Zahnärztegesellschaft SZG nannte 

sich später SSO Schaffhausen, so dass nur die Abkürzung SSO verwendet wird) vom 
9. Dezember 2003 an Regierungsrat Herbert Bühl samt Schreiben von Schulzahnärzten 
(Unterschriften unleserlich) inkl. Konkurrenzklausel; Ordner 1 ED, Kapitel 3; S. 215 ff. 

269 Befragung Heinz Albicker, Fragen 63 f.  
270 Befragung Heinz Albicker, Frage 12 
271 Befragung Heinz Albicker, Fragen 9 f. 
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Kinder zu betreuen. In einer freien Wirtschaft könne man niemandem 
vorschreiben, was er anbieten dürfe. Man habe darauf vertraut, dass er 
Erwachsene behandeln würde. Dies habe man aber nicht kontrollieren 
können. Ebenso sei man davon ausgegangen, dass keine Abwerbungen 
stattfänden. So etwas sei Vertrauenssache und müsse nicht speziell fest-
gehalten werden. Wichtig sei für sie gewesen, dass der Betrieb der 
Schulzahnklinik nicht darunter leide und die Ziele erreicht würden. Über 
eine allfällige Interessenkollision oder eine Konkurrenzsituation habe man 
nicht diskutiert. Die privatzahnärztliche Tätigkeit von Dr. Peter Kerschot 
sei eine gänzlich andere gewesen als jene in der Schulzahnklinik. Man 
wäre nur hellhörig geworden, wenn Dr. Peter Kerschot gesagt hätte, er 
eröffne jetzt eine Kinderpraxis.272 
 
Nach der Erteilung der Bewilligung teilte die SSO Schaffhausen am 
9. Dezember 2003 Regierungsrat Herbert Bühl mit, die private Beschäfti-
gung der angestellten Zahnärztinnen und -ärzte der Schulzahnklinik in 
der Privatpraxis von Dr. Peter Kerschot habe bis anhin nicht stattgefun-
den273. Herbert Bühl übermittelte am 14. Januar 2004 das Schreiben an 
Heinz Albicker und bat explizit um «Aufmerksamkeit gegenüber den mög-
lichen heiklen Entwicklungen an der Schulzahnklinik». In diesem Schrei-
ben wies Herbert Bühl auch darauf hin, dass die Bewilligung von 
Dr. Peter Kerschot per Ende Juli 2003 abgelaufen sei und keine An-
schlussbewilligung erteilt worden sei.274 Heinz Albicker holte hierauf eine 
Stellungnahme von Dr. Peter Kerschot und von seinem Departe-
mentssekretär Dr. Raphaël Rohner ein. Heinz Albicker antwortete am 
26. Februar 2004, man habe den Sachverhalt näher überprüft. Eine Be-
willigung für eine Nebenbeschäftigung sei nicht mehr nötig, weil ab Au-
gust 2003 nur eine Teilzeitbeschäftigung vorgelegen habe. Die Personal-
situation in der privaten Praxis unterstehe weder seiner Aufsicht noch 
jener der privaten Konkurrenten. Dr. Peter Kerschot geniesse sein «volls-
tes Vertrauen». Er könne die Angelegenheit auch gerne in einem privaten 
Gespräch darlegen.275 

 
272 Befragung Dr. Raphaël Rohner, Fragen 8 bis 17, Fragen 55 ff. 
273 Befragung Heinz Albicker, Frage 42; Befragung Dr. Raphaël Rohner, Fragen 14 f.  
274 ED Ordner 1; Kapitel 3, S. 215 
275 ED Ordner 1; Kapitel 3, S. 204 ff. Dr. Raphaël Rohner teilte am 14. Februar 2004 Heinz 

Albicker die Stellungnahme von Dr. Peter Kerschot zum Schreiben von Herbert Bühl und 
der SSO mit. Er empfahl, mit Herbert Bühl und dem Leiter des Gesundheitsamtes ein 
klärendes Gespräch zu suchen, um nicht zu viel Schriftliches zu verfassen. 
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6.1.2.4 Würdigung durch die PUK 
Die PUK kann nach knapp 20 Jahren die damalige Marktsituation auf 
dem Platz Schaffhausen nicht beurteilen und anerkennt, dass es dem 
Regierungsrat sowie dem Departementsvorsteher bei der Bewilligung der 
Privatpraxis darum ging, die personelle Situation an der Schulzahnklinik 
zu stärken.  
 
Die gewählte Lösung mit der Eröffnung einer privaten Zahnarztpraxis war 
von Anfang an eine nicht zu Ende gedachte Konstruktion, die viel 
Sprengkraft beinhaltete. Der Regierungsrat prüfte die Eröffnung der priva-
ten Zahnarztpraxis einzig unter dem Aspekt der Nebenbeschäftigung, 
ohne die Frage der Interessenkollision abzuklären. Nebenbeschäftigun-
gen sind nur zulässig, wenn sie den Interessen des Staates als Arbeitge-
ber nicht zuwiderlaufen. Dies ist nicht nur bei der Erteilung, sondern auch 
später laufend zu überprüfen.  
 
Für vollamtliche Arbeitnehmende waren auch unter dem damals gültigen 
Personalrecht Nebenbeschäftigung generell verboten. Ausnahmsweise 
konnte eine solche bewilligt werden, wenn die «Nebenbeschäftigung mit 
der amtlichen Stellung vereinbar ist und sich daraus für diese keine Nach-
teile ergeben».276 Bei Teilzeitbeschäftigung ist eine Nebenbeschäftigung 
möglich. Die Nebenbeschäftigung darf bei Voll- und Teilzeitarbeitneh-
menden die Treuepflicht gegenüber dem Staat nicht tangieren. Die Treu-
epflicht bedeutet, dass die Angestellten die Autorität und Integrität des 
Staates und dessen Interessen zu wahren haben.277  
 
Der Umfang der Treuepflicht hängt von der Funktion und der Aufgabe des 
Arbeitnehmers ab und ist aufgrund der konkreten Umstände zu bestim-
men. Bei Teilzeitbeschäftigung kann die Treuepflicht eingeschränkt wer-

 
276 Art. 19 Abs. 1 Gesetz über die Dienstverhältnisse Staatspersonals vom 26. Oktober 

1970 (Personalgesetz, PG) (alte Fassung gültig bis 31. Dezember 2004; SHR 180.100); 
§ 7 Verordnung über die Arbeitsverhältnisse des Staatspersonals vom 24. Februar 1987 
(Personalverordnung, PVO) (alte Fassung gültig bis 31. Dezember 2004; SHR 180.111)  

277 Art. 12 Abs. 1 PG (alte Fassung); Häfelin/Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungs-
recht, 7. Auflage, N 2027 ff. 
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den. Eine konkurrenzierende Nebentätigkeit widerspricht in jedem Fall 
der Treuepflicht.278 
 
Es ist offensichtlich, dass der Betrieb der privaten Zahnarztpraxis, keine 
fünf Gehminuten von der Schulzahnklinik entfernt, Anlass für Kollisionen 
sein muss. So besteht generell das Risiko, dass die private Tätigkeit ge-
genüber der staatlichen Tätigkeit höher gewichtet wird. Auch besteht die 
Gefahr der Vermengung, weil die beiden Praxen aufgrund der personel-
len und räumlichen Nähe von Aussenstehenden als identisch wahrge-
nommen werden konnten. Sodann bestand ein Wettbewerbsvorteil, denn 
über die Schulzahnklinik konnte eine Vielzahl von Kontakten hergestellt 
und eine Beziehung zu Eltern aufgebaut werden. Dieser Vorteil konnte 
sich auch in einen Nachteil kehren, wenn Patientinnen und Patienten mit 
der Behandlung in der privaten Praxis nicht zufrieden waren und deshalb 
ihre Kinder nicht in die Schulzahnklinik schicken wollten.  
 
Dieses grundsätzliche Risiko aufgrund der räumlichen, persönlichen und 
sachlichen Nähe der beiden Praxen hätte in jedem Fall dazu führen müs-
sen, dass exakte Auflagen in schriftlicher Form erlassen werden. Aus den 
Befragungen ergab sich kein Hinweis, dass man die Frage der Interes-
senkollision vertieft geprüft und mit Dr. Peter Kerschot diskutiert hatte. Es 
wurde zwar darüber gesprochen, man wolle nur Erwachsene in der Pri-
vatpraxis behandeln, doch wurde diese Beschränkung im entsprechen-
den Beschluss des Regierungsrates nicht auferlegt. Demgemäss wurde 
die Nebenbeschäftigung ohne jegliche Auflagen erlassen. Generell hatte 
man grosses Vertrauen in Dr. Peter Kerschot und glaubte, es gebe keine 
Probleme.279 
 
Die PUK kann trotz aller Anerkennung der Bemühungen, das Personal an 
die Schulzahnklinik zu binden, diese uneingeschränkte Bewilligung einer 
privaten Tätigkeit nicht akzeptieren.  

 
278 vgl. Die Rechtsprechung zur analogen Regelung im privaten Arbeitsrecht (Art. 321a OR, 

Obligationenrecht, SR 220.00; Streiff/von Kaenel/Pellegrini, Arbeitsvertrag, 7. Auflage N 
2 und 19 zu Art. 321a). 

279 «Aber ich muss sagen, ich hatte sehr grosses Vertrauen zu ihm. Und er war so interes-
siert an der Schulzahnklinik. Was er auch bewiesen hat – er ist, glaube ich, erst letztes 
Jahr zurückgetreten – ist seine Loyalität gegenüber der Schulzahnklinik, die muss man 
erst einmal suchen.» Befragung Heinz Albicker, Frage 29. 
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Stossend findet sie zudem, dass man Dr. Peter Kerschot den Aufbau und 
die Führung einer privaten Praxis bewilligt hatte, das Arbeitspensum in 
der Schulzahnklinik aber erst nach einer gewissen Zeit und nur um 10% 
reduzierte. Dies widerspricht jeglicher Logik. Auch wenn Dr. Peter Ker-
schot anerkanntermassen einen grossen Einsatz in der Schulzahnklinik 
geleistet hatte, konnte er nicht mit einem Pensum von 10% eine eigene 
Zahnarztpraxis aufbauen. Solche Vorstellungen sind wirklichkeitsfremd, 
denn der Aufbau einer Praxis ist ohne grosses zeitliches und persönli-
ches Engagement nicht möglich. Beide Aufgaben können nicht mit vollem 
Einsatz erfüllt werden.  
 
Nach Ansicht der PUK hätte der zuständige Regierungsrat Heinz Albicker 
den Antrag auf Bewilligung einer Nebenbeschäftigung nicht ohne strikte 
Auflagen stellen dürfen, und der Regierungsrat hätte ihn in dieser Form 
nicht bewilligen dürfen. Keine Rolle spielte der Umstand, dass die Ne-
benbeschäftigung vorerst nur auf sechs Monate befristet war und der 
Regierungsrat nach diesem Zeitraum nicht mehr für Bewilligung zur Aus-
übung einer Nebenbeschäftigung zuständig war, weil Dr. Peter Kerschot 
nicht mehr vollzeitlich, sondern nur noch zu 90% angestellt war. Eine 
Reduktion der Beschäftigung um lediglich 10% änderte am Risiko einer 
Interessenkollision nichts. Zudem war dem Regierungsrat von Anfang an 
klar, dass diese Bewilligung für eine lange Zeit erteilt worden war und 
dass nach sechs Monaten eine Pensumsreduktion erfolgen würde. Der 
Aufbau und die Führung einer Privatpraxis ist ein langwieriges Projekt. 
Deshalb hätte der Regierungsrat von Anfang an klare Bedingungen fest-
legen und dafür sorgen müssen, dass die Frage der Interessenkollision 
auch für die Zukunft überprüft wird. Mit der auflagenfreien Bewilligung der 
Privatpraxis von Dr. Peter Kerschot im Jahr 2003 war ein verhängnisvol-
les Signal gesetzt worden, dass eine private Tätigkeit neben der Arbeit für 
die Schulzahnklinik ohne verbindliche Einschränkungen erlaubt sei. Es 
wurde damit eine Eigendynamik in Gang gesetzt, die, wie zu zeigen sein 
wird, noch Jahre später zu nachteiligen Folgen für die Schulzahnklinik 
führte. 
 
Auffallend ist, dass diese Praxisbewilligung nie mehr infrage gestellt wur-
de. Es erfolgte keinerlei Kontrolle, ob das mit der Bewilligung gesetzte 
Ziel, nämlich Attraktivierung der Schulzahnklinik für Arbeitnehmende, 
erreicht worden war. Auch die Mitteilung der SSO Schaffhausen vom 
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9. Dezember 2003 führte trotz des Hinweises von Herbert Bühl zu keinen 
Auflagen seitens des Vorstehers des Erziehungsdepartements.280 Nach 
Ansicht der PUK hätte aufgrund der virulenten Interessenkollision auch 
der zuständige Departementssekretär von sich aus Dr. Peter Kerschot 
über die Auswirkungen der Privatpraxis auf die Führung der Schulzahn-
klinik regelmässig befragen und nötigenfalls intervenieren können. Er 
hätte in Erfahrung bringen können, ob dort angestellte Zahnärztinnen und 
-ärzte der Schulzahnklinik in Teilzeitbeschäftigung Kinder oder Erwach-
sene behandelten und ob der Betrieb der Privatpraxis allenfalls den Inte-
ressen der Schulzahnklinik zuwiderlaufe.  
 

6.1.3 Zeitraum von 2005 - 2010 

6.1.3.1 Personelles und Organisatorisches 
Auf den 1. Januar 2005 trat Rosmarie Widmer Gysel das Amt als Regie-
rungsrätin an und übernahm von Heinz Albicker das Erziehungsdeparte-
ment. Rosmarie Widmer Gysel leitete eine Reorganisation des Departe-
ments ein, die Anfang 2008 in Kraft trat.281 Die Schulzahnklinik wurde neu 
nicht mehr dem Departementssekretär, sondern der Dienststelle Primar- 
und Sekundarstufe I zugeteilt. Dienststellenleiter war bis zu seiner Pensi-
onierung Ende Februar 2009 Jakob Geier. Nachher übernahm Heinz 
Keller die Leitung der Dienststelle. 
 
Rosmarie Widmer Gysel liess sich vom Leiter der Schulzahnklinik mehr-
mals jährlich über die betrieblichen und betriebswirtschaftlichen Kennzah-
len orientieren. Sie konnte mit Dr. Peter Kerschot auf Augenhöhe über die 
betriebswirtschaftlichen Zahlen reden und hatte immer den Eindruck, 
dass die Klinik von ihm sowohl fachlich als auch wirtschaftlich einwandfrei 
geführt werde.282  
 
Jakob Geier, der von 2008 bis zu seiner Pensionierung Ende Februar 
2009 der direkte Vorgesetzte von Dr. Peter Kerschot war, hatte mit die-

 
280 Befragung Heinz Albicker, Frage 42; Befragung Dr. Raphaël Rohner, Fragen 14 f.  
281 Befragung Rosmarie Widmer Gysel, Frage 2 
282 Befragung Rosmarie Widmer Gysel, Fragen 6 ff. 
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sem alle 14 Tage an den Sitzungen der Abteilungsleiter Kontakt. Er be-
richtete, Dr. Peter Kerschot sei jeweils anwesend gewesen, doch sei 
während seiner Zeit nie ein Thema der Schulzahnklinik behandelt wor-
den. Und sonst habe er mit ihm keine Gespräche geführt.283 Heinz Keller 
hatte im Rahmen der Sitzungen mit den Abteilungsleitern, die wöchentlich 
oder zweiwöchentlich stattfanden, regelmässig Kontakt mit Dr. Peter Ker-
schot. Daneben habe es regelmässig bilaterale Kontakte gegeben. Gene-
rell habe er es so gehalten: Wenn es in einer Abteilung politisch brisante 
Themen gegeben habe, seien diese an die Vorsteherin oder den Vorste-
her des Departements weitergeleitet worden.284  
 

6.1.3.2 Weiterer Verlauf 
Rosmarie Widmer Gysel hatte Kenntnis davon, dass Dr. Peter Kerschot 
eine private Praxis führte, nahm daran aber keinen Anstoss, weil dies ja 
vor ihrem Amtsantritt bewilligt worden sei. Es sei für sie, wie auch die 
räumliche Nähe der beiden Praxen, kein Thema gewesen.285 
 
Jakob Geier meinte, man habe immer gut über die Schulzahnklinik ge-
sprochen. Es sei eine funktionale Unterstellung gewesen, fachlich hätte 
er ohnehin nichts dazu sagen können. Die Schulzahnklinik sei, anders als 
die Primarschule, «irgendwo unter ferner liefen»286 angesiedelt gewesen. 
Mögliche Interessenkollisionen wegen der Führung der Privatpraxis von 
Dr. Peter Kerschot seien nie ein Thema gewesen.287  
 
Im Sommer 2007 intervenierte Dr. Peter Kerschot in Absprache mit Ros-
marie Widmer Gysel bei der Standeskommission der SSO Schaffhausen, 
weil von Kieferorthopäden auf dem Platz Schaffhausen mit rufschädigen-
den und falschen Angaben Stimmung gegen die Kieferorthopädie an der 
Schulzahnklinik gemacht werde. Der damalige Präsident der Standes-
kommission der SSO Schaffhausen mahnte mit einem Rundbrief seine 
Kollegen und Kolleginnen zur Einhaltung der Standesordnung, negative 

 
283 Befragung Jakob Geier, Fragen 4 ff. 
284 Befragung Heinz Keller, Fragen 5 ff. 
285 Befragung Rosmarie Widmer Gysel, Fragen 9 f. 
286 Befragung Jakob Geier, Frage 21 
287 Befragung Jakob Geier, Fragen 1 ff. 
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Äusserungen seien nicht tolerierbar. Er wies darauf hin, dass man Sorge 
zur Schulzahnklinik tragen müsse, denn sie mache eine ausgezeichnete 
Arbeit «zum Wohle unserer Jugend».288 Allgemein wurde angenommen, 
dass der Hintergrund dieses Konfliktes Animositäten zwischen Dr. Marcel 
Cucu und Dr. Peter Kerschot seien.289 Dr. Marcel Cucu hatte bis 2003 
selber in der Schulzahnklinik gearbeitet und machte sich dann selbst-
ständig. Dr. Peter Kerschot warf Dr. Marcel Cucu vor, bei seinem Weg-
gang Patientinnen und Patienten abgeworben zu haben, was zu einer 
harschen Intervention von Heinz Albicker gegenüber Dr. Marcel Cucu 
geführt hatte.290 Dr. Marcel Cucu wies diesen Vorwurf zurück.291 Die PUK 
klärte diesen lange Zeit zurückliegenden Vorwurf nicht weiter ab.  
 
Im Dezember 2007 erarbeitete Dr. Peter Kerschot ein Papier, worin er auf 
die Möglichkeit einer Abspaltung der Kieferorthopädie von der Schul-
zahnklinik mit der Gründung einer AG durch den Kanton hinwies. Er 
meinte, damit könnten bessere Bedingungen für die angestellten Kieferor-
thopäden erreicht werden.292 Offenbar wurde dieses Papier von den Vor-
gesetzten zur Kenntnis genommen. Weiteres geschah nicht. 
 
Im Juni 2007 begann Dr. Hadi Shidiak, der als Kieferorthopäde in der 
Schulzahnklinik angestellt war, teilzeitlich in der Privatpraxis von Dr. Peter 
Kerschot zu arbeiten. Die entsprechende Bewilligung zu dieser Tätigkeit 
war vom Departement des Innern (DI) erteilt worden.293 Eine Information 
des Erziehungsdepartments durch das DI erfolgte nicht, hingegen wurde 
der Präsident der SSO Schaffhausen gleich doppelt mit der Bewilligung 
bedient. Rosmarie Widmer Gysel meinte, von dieser Anstellung habe sie 

 
288 Schreiben Dr. Peter Kerschot vom 16. Juli 2007, Personalordner Dr. Kerschot, S. 255; 

Schreiben Standeskommission vom 3. November 2007, Personalordner Dr. Peter Ker-
schot, S. 250. 

289 Befragung Rosmarie Widmer Gysel, Fragen 20 f. «Die beiden hatten das Heu nicht auf 
der gleichen Bühne.» Offenbar entluden sich diese Animositäten auch in Sitzungen der 
SSO Schaffhausen: «Ich weiss nur, dass es zwischen Herr Cucu und Herr Kerschot 
boshaft und aggressiv wurde.» Befragung Dr. Rainer Feddern, Zusatzfragen. 

290 Befragung Heinz Albicker, Frage 42. Die Besprechung zwischen Heinz Albicker und 
Dr. Marcel Cucu fand am 1. März 2004 statt, Personalordner Dr. Peter Kerschot, S. 274 

291 Befragung Dr. Marcel Cucu, Frage 17. 
292 «Die Kieferorthopädie in der Schulzahnklinik» vom 19. Dezember 2007, Personalordner 

Dr. Peter Kerschot, 269 
293 Bewilligung vom 26. Juni 2007; Antrag vom 11. Juni 2007 
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sicherlich irgendwann Kenntnis gehabt.294 Im Jahr 2008 wurde Dr. Hadi 
Shidiak die Bewilligung zur Führung einer selbstständigen Praxis in Walli-
sellen (Zürich) erteilt.295 Dr. Hadi Shidiak erwähnte am 15. Oktober 2010 
gegenüber dem Gesundheitsamt, diese Bewilligung sei bereits im Jahre 
2007 erteilt worden.296 Von dieser Praxisbewilligung in Wallisellen hatten 
die Vorgesetzten in der Verwaltung und in der Regierung zu jener Zeit 
keine Kenntnis.297 
 
Am 29. Januar 2010 fragte die SSO Schaffhausen bei Dr. Raphaël Roh-
ner nach, was es mit den Subventionen für die Kieferorthopädie für die 
Schulzahnklinik auf sich habe. Es herrsche immer wieder Unmut, weil 
Dr. Peter Kerschot auch Privatpatientinnen und -patienten in seiner Pra-
xis behandle. Mit Schreiben vom 15. März 2010 teilte Dr. Raphaël Rohner 
der Zahnärztegesellschaft mit, Heinz Keller habe sich dieser Sache sel-
ber angenommen und festgestellt, dass genügend Kapazitäten in der 
Schulzahnklinik vorhanden seien und keine Überweisungen an die Klinik 
von Dr. Peter Kerschot stattfänden.298 Heinz Keller konnte sich nicht mehr 
an dieses Schreiben erinnern.299  
 

6.1.4 Würdigung durch die PUK 
Weil die Führung der Schulzahnklinik zu keinen Diskussionen Anlass 
gegeben hatten und die betriebswirtschaftlichen Zahlen stimmten, wurde 
das Führen der privaten Praxis von Dr. Peter Kerschot von den Vorge-
setzten (Regierungsrat, Vorsteherin ED, Departementssekretär/ Dienst-
stellenleiter) nicht hinterfragt, obwohl dies zur ständigen Aufgabe der 
Vorgesetzten gehört hätte. Selbst als Dr. Hadi Shidiak sich in der Privat-
praxis anstellen liess, wurde die ursprünglich erteilte Bewilligung nicht 

 
294 Befragung Rosmarie Widmer Gysel, Frage 27 
295 https://www.medregom.admin.ch (zuletzt besucht am 11. Februar 2020). Dr. Hadi Shidi-

ak sagte, er sei ab 1. Januar 2008 in Wallisellen tätig und ab 1. Mai 2010 an der Praxis 
mitbeteiligt gewesen; Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 3 f. 

296 Antrag von Dr. Hadi Shidiak auf eine Bewilligung zur selbständigen Tätigkeit als Zahn-
arzt vom 15. Oktober 2010, Akten Gesundheitsamt. 

297 Befragung Rosmarie Widmer Gysel, Frage 27 
298 ED Ordner 1; Kapitel 3, S. 165 ff. Eine Kopie des Schreibens von Dr. Raphaël Rohner 

ging an Heinz Keller und nicht an Rosmarie Widmer Gysel. 
299 Befragung Heinz Keller, Frage 16 
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hinterfragt, obwohl die zuständige Regierungsrätin davon Kenntnis haben 
musste. Weil Dr. Hadi Shidiak sowohl in der Schulzahnklinik als auch in 
der Privatpraxis als Kieferorthopäde angestellt war und dasselbe Patien-
tensegment behandelte und weil die Kieferorthopädie eine finanziell luk-
rative Sparte der Zahnmedizin ist, war eine mögliche Interessenkollision 
offensichtlich und hätte von den direkten Vorgesetzten abgeklärt werden 
müssen. Dies geschah aber nicht. Das Erziehungsdepartement hatte 
keine Kenntnis von der Anstellung in Wallisellen. Es war nicht im Sinne 
der Transparenz, dass das Departement des Innern die entsprechende 
Bewilligung für Dr. Hadi Shidiak nicht an das Erziehungsdepartement zur 
Kenntnisnahme gesendet hatte.  
 

6.2 Aufsicht durch den Regierungsrat und das 
Erziehungsdepartement ab 2010 

6.2.1 Zeitraum 2010 – April 2017 

6.2.1.1 Personelles und Organisatorisches 
Am 1. April 2010 übernahm Christian Amsler das Erziehungsdepartment. 
Heinz Keller leitete bis Ende 2016 die Dienststelle und war direkter Vor-
gesetzter von Dr. Peter Kerschot. Am 1. Januar 2017 trat Thomas 
Schwarb Méroz sein Amt als neuer Dienststellenleiter an. Seine Anstel-
lung wurde per Ende September 2019 beendet. Ende 2012 schied 
Dr. Raphaël Rohner als Departementssekretär aus. Sein Nachfolger ist 
bis heute Roland Moser. 
 
Christian Amsler hatte mit dem zuständigen Dienstellenleiter quasi täglich 
Kontakt, weil sie räumlich im gleichen Haus arbeiteten. Er berichtete, mit 
seinen sieben Direktunterstellten habe er quartalsweise Geschäftslei-
tungssitzungen durchgeführt. Mit dem Leiter der Schulzahnklinik habe er 
persönlich Kontakt gehabt, wenn er die Schulzahnklinik besucht habe. Es 
seien wenige Kontakte gewesen.300  

 
300 Befragung Christian Amsler, Fragen 5 ff. 
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6.2.1.2 Aufkommende Kritik an der Schulzahnklinik 
An der Sitzung der GPK vom 16. Mai 2011 stellte Kantonsrat Werner 
Bächtold (SP) die Frage, weshalb der Leiter der Schulzahnklinik noch 
eine private Praxis führe. Seine Tochter sei plötzlich in der privaten Praxis 
statt in der Schulzahnklinik behandelt worden. Er hoffe, diese Vermi-
schung sei ein Einzelfall, sonst wäre dies skandalös. Kantonsrat Martin 
Kessler (FDP) stellte fest, seiner Familie sei es freigestellt worden, ob 
sich die Tochter in der privaten Praxis oder in der Schulzahnklinik behan-
deln lassen wolle. Christian Amsler meinte, eine Vermengung dürfe nicht 
sein, aber die Doppelbeschäftigung des Personals sei vom Regierungsrat 
bewilligt worden. Man würde sonst keinen vollamtlichen Leiter finden, der 
sich mit einem kantonalen Lohn zufriedengäbe. Auf Wunsch der GPK 
wurde abgeklärt, wie viele Patientinnen und Patienten von der Schul-
zahnklinik in die Privatpraxis gewechselt hatten.301 In der Antwort an die 
GPK teilte Christian Amsler mit, es fänden keine Transfers statt und die 
Eltern würden selber entscheiden, wo sie die Kinder behandeln lassen 
wollen.302 Ein Transfer erfolge nur aus fachlichen Gründen (z.B. für ge-
wisse chirurgische Eingriffe). Ebenso habe im erwähnten Fall die Tochter 
im Einverständnis mit der Mutter zur Schulzahnklinik gewechselt. Mit der 
Abklärung war Heinz Keller beauftragt worden, der sich bei Dr. Peter 
Kerschot erkundigte und sich auf dessen Angaben stützte.303 Die GPK 
gab sich mit dieser Antwort zufrieden. Der Interessenkonflikt zwischen 
der privaten Praxis und der Schulzahnklinik wurde nicht erkannt. Am 21. 
September 2011 fand eine Besichtigung der Schulzahnklinik statt. Dr. 
Peter Kerschot empfing die GPK zusammen mit einer Delegation des ED 
und führte die Gruppe durch die Räumlichkeiten. 
 
Am 30. Juni 2011 teilte die SSO Schaffhausen dem Departementssekre-
tär, Dr. Raphaël Rohner, mit, Schaffhauser Zahnärzte würden immer 
wieder ihren Unmut darüber äussern, dass Patientinnen und Patienten 
der Schulzahnklinik, die eine kieferorthopädische Behandlung benötigten, 
keine Liste aller in Schaffhausen tätigen Kieferorthopäden abgegeben 

 
301  Protokoll 5. GPK-Sitzung vom 16. Mai 2011, Seiten 6 f. 
302 Mitglieder GPK 2011: Dr. Stephan Rawyler (FDP) Präsident; Andreas Bachmann (SVP), 

Werner Bächtold (SP), Erich Gysel (SVP), Martin Kessler (FDP), Sabine Spross (SP), 
Regula Widmer (ÖBS) 

303 Befragung Heinz Keller, Fragen 23 ff. 
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werde.304 Am 30. August 2011 antworteten der Departementssekretär 
und der Dienststellenleiter, die freie Arztwahl werde selbstverständlich 
berücksichtigt und die Schulzahnklinik verfüge nicht über ein Monopol. 
Die Schulzahnklinik als Staatsbetrieb könne aber keine Werbung für Drit-
te machen.305  
 
Am 15. Dezember 2011 telefonierte Dr. Cristiano Persi, der in Schaffhau-
sen eine Zahnarztpraxis führt, mit Heinz Keller und beschwerte sich dar-
über, dass für chirurgische Eingriffe Überweisungen nach Winterthur 
stattfänden. Ebenso würden Patientinnen und Patienten von der Schul-
zahnklinik in die Privatpraxis von Dr. Kerschot überwiesen. Am 5. Januar 
2012 nahm Heinz Keller zu diesen Vorwürfen Stellung und erläuterte, 
weshalb es mangels entsprechender Fachärzte in Kiefer- resp. Oralchi-
rurgie einer Überweisung nach Winterthur bedürfe. Den Vorwurf der 
Überweisung von Patientinnen und Patienten von der Schulzahnklinik an 
die Privatpraxis Dr. Kerschot verneinte er. Mit E-Mail vom 10. Januar 
2012 erklärte sich Dr. Cristiano Persi mit dieser Sichtweise nicht zufrie-
den. Er wies darauf hin, dass es in Schaffhausen genügend Fachärzte für 
Weisheitszahnextraktionen gebe. Sodann würden vor allem IV-
Patientinnen und Patienten in die Praxis Dr. Kerschot überwiesen, und 
die Behandlung von IV-Patientinnen und Patienten sei sehr lukrativ. Die 
Position der Schulzahnklinik sei «wettbewerbsverzerrend».306 
 
Nach dieser Intervention wurde es ruhig seitens der SSO Schaffhausen 
gegenüber der Schulzahnklinik. An der Vorstandssitzung vom 24. Sep-
tember 2012 wurde diskutiert, ob man mit einem Parlamentarier über die 
«Misere mit Dr. Peter Kerschot» sprechen solle.307 Dr. Peter Kerschot 
teilte seinerseits am 15. Dezember 2013 Heinz Keller mit, er sei zehn 
Tage vor der Volksabstimmung über die Streichung der Subventionen 
vom Präsidenten der SSO und einem Vorstandsmitglied in ein Restaurant 
eingeladen worden, weil sie mit ihm «ein Bier trinken und über das Ver-
hältnis zwischen der Gesellschaft und der Schulzahnklinik» reden wollten. 

 
304 Akten ED 141 
305 Eine Kopie dieses Schreibens ging an Christian Amsler und Dr. Peter Kerschot (Akten-

beizug 22. Januar 2019 154 f.) 
306 Eine Kopie dieses E-Mails ging auch an Christian Amsler (Aktenbeizug 22. Januar 2019 

147 f.) 
307 Vorstandsprotokoll SSO Schaffhausen vom 24. September 2012, S. 3.  
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Sie würden von ihm erwarten, dass sie mehr Transparenz über die 
Schulzahnklinik (Zahlen und Statistik) und deren Aktivitäten erhielten. An 
der Generalversammlung der SSO solle er diese Berichte dann vorstel-
len. De facto würde dann die Schulzahnklinik quasi der SSO unterstellt. In 
Wirklichkeit gehe es aber darum, die Souveränität gegenüber der Konkur-
renz zu wahren. Er schlage deshalb vor, nach Rücksprache und im Ein-
verständnis mit dem Departementsvorsteher in der Schulzahnklinik eine 
Informationsveranstaltung für die Schaffhauser Zahnärzte über die Tätig-
keit der Schulzahnklinik durchzuführen.308 Die PUK fand keinen Hinweis 
darauf, dass eine solche Informationsveranstaltung stattgefunden hätte. 
 
Die SSO behandelte an der Vorstandssitzung vom 15. September 2014 
nochmals das Thema Schulzahnklinik. Dabei wurde erwähnt, dass der 
Bericht von Dr. Peter Kerschot über den Jahresabschluss der Behörde 
immer noch nicht vorliege. Es wurde festgestellt, es lohne sich nicht, die 
jahrelangen Diskussionen fortzusetzen und den Aufwand, den der Vor-
stand mit dem Thema Schulzahnklinik hatte, weiter zu betreiben.309 Of-
fenbar hatte sich auch nur ein kleiner Teil der Zahnärzte an den Ver-
sammlungen für dieses Thema interessiert.310 Das Thema Schulzahnkli-
nik wurde innerhalb der SSO erst im Mai 2017 wieder virulent, nachdem 
in der Schulzahnklinik die Behandlungsmethode Myobrace® eingeführt 
worden war.311 
 
Dr. Hadi Shidiak erhielt vom Departement des Innern am 22. Oktober 
2010 auf Gesuch hin die Bewilligung zur Ausübung der selbstständigen 
Tätigkeit in der Praxis von Dr. Peter Kerschot.312 In Tat und Wahrheit 
blieb er bis Ende 2012 in der Praxis angestellt. Per 1. Januar 2013 kaufte 
er die Praxis von Dr. Peter Kerschot. Der Verkauf erfolgte auf professio-
neller Basis über einen Vermittler zu einem marktüblichen Preis. Dr. Peter 
Kerschot schied, abgesehen von gelegentlichen Einsätzen, aus der Pra-
xis aus.313 Er teilte den Verkauf der Praxis zuerst mündlich und dann 

 
308 Schreiben vom 15. Dezember 2013, Akten ED 144 f. 
309 Vorstandsprotokoll SSO Schaffhausen vom 15. September 2014, S. 1. 
310 Befragung Dr. Rainer Feddern, Zusatzfragen; Befragung Dr. Marcel Cucu, Fragen 183 f. 
311 Befragung Dr. Rainer Feddern, Frage 5 
312 Die Bewilligung wurde dem Kantonsarzt, dem Migrationsamt und anderen Personen und 

Dienststellen, nicht aber dem Personalamt mitgeteilt.  
313 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Fragen 12 ff., Fragen 29 ff., Frage 188, Fragen 221 ff. 
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auch schriftlich Heinz Keller mit.314 Diesem war die Führung der Privat-
praxis ein «Dorn im Auge» gewesen.315 Er habe Dr. Peter Kerschot schon 
früher mitgeteilt, dies sei keine Ideallösung, und ihm zugeredet, er solle 
verkaufen. Dieser habe aber gesagt, es sei so bewilligt worden. Der Ver-
kauf an Dr. Hadi Shidiak, von dem er nachträglich erfahren habe, passte 
Heinz Keller ebenfalls nicht. Er sagte, er habe seine Vorgesetzten dar-
über orientiert, dass die Führung einer Privatpraxis keine Ideallösung sei, 
konnte sich aber nicht mehr erinnern, wann und bei welcher Gelegenheit 
diese mündliche Orientierung erfolgt sei.316  
 
Christian Amsler konnte sich weder an die Fragen in der GPK und die 
getätigten Abklärungen noch an die Interventionen durch die SSO und Dr. 
Cristiano Persi erinnern. Er meinte, das Commitment mit Dr. Peter Ker-
schot, wonach diesem die private Praxistätigkeit bewilligt worden sei, sei 
ihm bekannt gewesen und dieses Commitment sei 2011/2012 erneuert 
worden.317 Die Führung einer privaten Praxis sei nicht vertieft infrage 
gestellt worden und ja schon unter Heinz Albicker und Rosmarie Widmer 
Gysel bewilligt gewesen. Von der Übernahme der privaten Praxis durch 
Dr. Hadi Shidiak habe er damals nichts gewusst. Dr. Peter Kerschot habe 
einen sehr guten Ruf als Zahnarzt gehabt, das sei ihm auch seitens der 
Zahnärztegesellschaft bestätigt worden.318  
 
Am 6. Dezember 2016 sandte Dr. Peter Kerschot Heinz Keller den Ent-
wurf eines Merkblattes betreffend Nebenbeschäftigung. Offenbar kamen 
Heinz Keller, Dr. Hadi Shidiak und Dr. Peter Kerschot aufgrund des Vor-

 
314 «Du hast mir ja unlängst mitgeteilt, dass du deine Privatpraxis aufgegeben hast. Kannst 

du diesen Sachverhalt schriftlich (für die Akten) festhalten mit Angabe des Datums, wann 
du dort aufgehört hast etc. Man weiss ja nie, wann ich gegenüber der hohen Politik Red 
und Antwort stehen muss.» E-Mail von Heinz Keller vom 1. Februar 2013/ Antwort vom 
7. Februar 2013 Akten ED 146.  

315 Befragung Heinz Keller, Frage 31 f. «Frage: Warum war Ihnen das ein Dorn im Auge? 
Antwort: Meiner Meinung nach gibt das immer Schwierigkeiten bezüglich einer sauberen 
Trennung, einer sauberen Führung. Wann schaue ich etwas mit privaten Augen an, 
wann betrachte ich es als Leiter der Schulzahnklinik. Weniger wegen den Personen in-
tern, denen habe ich das zugetraut. Aber die Aussensicht.» 

316 Befragung Heinz Keller, Fragen 31 ff. 
317 In den Akten finden sich keine Hinweise, dass der Regierungsrat diese Bewilligung aus 

dem Jahre 2003 nachträglich erneuert hat. 
318 Befragung Christian Amsler, Fragen 23 - 56,  
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wurfs einer Abwerbung überein, ein solches Merkblatt zu erstellen.319 
Heinz Keller reichte es Thomas Schwarb Méroz weiter und dieser brachte 
Korrekturen an. Im Wesentlichen wurde in diesem Merkblatt festgehalten, 
dass Nebenbeschäftigungen im Rahmen des Personalgesetzes und der 
Personalverordnung zulässig seien. Die Nebenbeschäftigung dürfe aber 
nicht zu einer Interessenkollision führen. Nebenbeschäftigungen seien 
vom Klinikleiter zu bewilligen. Die Nebenbeschäftigung dürfe den Ruf der 
Schulzahnklinik nicht beschädigen. Nicht erlaubt sei die direkte oder indi-
rekte Abwerbung von Patientinnen und Patienten. Ebenso dürfe kein 
Patient an eine Klinik überwiesen werden, an welcher ein Mitarbeiter ei-
ner Schulzahnklinik ein finanzielles Interesse habe.320 
 
Als im Mai 2017 die ersten Fragen von Dr. Marcel Cucu und Dr. Günter 
Neumann zur Thematik Abwerbung auftauchten, gab Thomas Schwarb 
Méroz die Anweisung, das Merkblatt schnellstmöglich einzusetzen. Vor-
her waren keine zusätzlichen schriftlichen Richtlinien oder Weisungen 
vorhanden, die man den Mitarbeitern der Schulzahnklinik hätte abgeben 
können.321 
 

6.2.1.3 Würdigung durch die PUK 
Auch in diesem Zeitraum war die vom Regierungsrat einst bewilligte Füh-
rung einer privaten Praxis durch Dr. Peter Kerschot ein Faktum, das nie 
kritisch hinterfragt wurde, obwohl es vermehrt Hinweise gegeben hatte, 
dass es zu Interessenkollisionen und Vermischungen des privaten und 
öffentlichen Betriebs gekommen war. 
 
In der GPK wurde erstmals im Mai 2011 die Führung der privaten Praxis 
infrage gestellt. Die daraufhin durch die Verwaltung getätigten Abklärun-
gen erachtet die PUK als ungenügend, denn nachgefragt wurde einzig 
bei Dr. Peter Kerschot. Dieser hatte aufgrund seiner Doppelrolle als Leiter 
der privaten Praxis und der Schulzahnklinik ein erhebliches Interesse 
daran, dass die treuwidrigen Patientenwechsel nicht an das Tageslicht 

 
319 Akten ED 173 
320 Akten ED 316 ff., Befragung Thomas Schwarb Méroz, Fragen 132 ff. 
321 E-Mail Christian Amsler vom 4. Dezember 2019; Befragung Christian Amsler, Beilage, S. 
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befördert wurden. Dieses private, finanzielle Interesse zeigte sich insbe-
sondere darin, dass er beim nachmaligen Verkauf der Praxis an Dr. Hadi 
Shidiak einen umso höheren Preis erzielen konnte, je besser die Praxis 
lief. Es hätte deshalb der Verwaltung klar sein müssen, dass die Frage 
der unlauteren Abwerbung nur durch Dritte objektiv geklärt werden konn-
te. Offenbar wurde dieser Frage aber auch seitens der GPK kein grosses 
Gewicht beigemessen, denn die Antwort des Erziehungsdepartements 
wurde kommentarlos zur Kenntnis genommen. 
 
Die weiteren Hinweise seitens der SSO Schaffhausen, dass es zu Unre-
gelmässigkeiten in der Schulzahnklinik kommen könnte, beschränkten 
sich entweder auf ein Nebenthema (Frage der Abgabe der Liste aller 
praktizierenden Zahnärzte) oder erfolgten durch einen einzelnen Zahnarzt 
telefonisch und per E-Mail (Dr. Persi). Ab 2014 gab es bis im Mai 2017 
keine weiteren Interventionen, weder seitens der SSO Schaffhausen 
noch von einzelnen Zahnärztinnen oder -ärzten. Im Protokoll der Vor-
standssitzung der SSO Schaffhausen vom 15. September 2014 wurde 
festgehalten: «Wir stellen fest, dass es wirklich nichts bringt, diese jahre-
langen Diskussionen und den Aufwand, den der Vorstand mit der Thema-
tik Schulzahnklinik immer hat, weiter zu betreiben».322  
 
Heinz Keller, dem direkten Vorgesetzten von Dr. Peter Kerschot, war 
dessen Doppelrolle zwar ein Dorn im Auge. Dennoch erachtete er es 
offenbar als unnötig, selber Massnahmen vorzuschlagen oder seine Be-
denken schriftlich oder mit Nachdruck weiterzuleiten. Diese Haltung ist 
unverständlich, zumal ihm die Praxisübergabe per 1. Januar 2013 an Dr. 
Hadi Shidiak, der als Kieferorthopäde im selben Gebiet an der Schul-
zahnklinik tätig war, bekannt war. Das Faktum der Interessenkollision 
zwischen Schulzahnklinik und Privatpraxis trat damit offen zutage.  
 
Dr. Peter Kerschot hatte das Thema «Nebenbeschäftigung und Interes-
senkollision» im Dezember 2016 mit dem Entwurf des Merkblattes selber 
aufgebracht. Dieses behandelte die richtigen Themen und beinhaltete 
auch klare Vorschriften. Die Frage, ob die Führung einer Privatpraxis, die 
dasselbe Fachgebiet anbietet wie die Schulzahnklinik und von dieser nur 
einen Steinwurf entfernt liegt, nicht per se immer eine Interessenkollision 

 
322 Vorstandsprotokoll SSO Schaffhausen vom 15. September 2014, S. 1 

 Aufsicht 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 113

darstelle, führte allerdings nicht zu vertieften Diskussionen in der Verwal-
tung.  
 

6.2.2 Zeitraum Mai 2017 – 2018 

6.2.2.1 Interventionen von Zahnärzten und der SSO Schaff-
hausen 

Am 11. Mai 2017 empfing Regierungsrat Christian Amsler die beiden 
Zahnärzte Dr. Marcel Cucu und Dr. Günter Neumann zu einer Bespre-
chung in seinem Büro, nachdem beiden um eine Unterredung gebeten 
hatten. Auslöser war die Häufung von Meldungen von Eltern, die bei 
Schaffhauser Zahnärzten eine Zweitmeinung bezüglich der Behandlung 
mit Myobrace® eingeholt hatten.323 Die beiden Zahnärzte sprachen über 
die Themen Myobrace®, Röntgenaufnahmen, Doppelanstellung, Praxis 
Wallisellen. Dr. Marcel Cucu erwähnte etwa 20 Myobrace®-Fälle. Christi-
an Amsler meinte, mit Aussagen auf der Basis von Hörensagen könne er 
nicht viel anfangen, und bat Dr. Marcel Cucu, entsprechende Unterlagen 
auf den Tisch zu legen, um die Vorwürfe zu untermauern. Christian Ams-
ler erklärte gegenüber der PUK, er habe trotz Aufforderung keine Unter-
lagen von Dr. Marcel Cucu erhalten. Dr. Marcel Cucu konnte sich nicht 
mehr erinnern, ob er die Liste mit den 20 Myobrace®-Patientinnen und  
-Patienten abgegeben hatte, obwohl die Eltern die Einwilligung dazu ge-
geben hätten. Die PUK musste deshalb davon ausgehen, dass keine 
schriftlichen Informationen an Christian Amsler übergeben worden wa-
ren.324 Einer der Zahnärzte antwortete auf die Frage der PUK, ob er eine 
Rückmeldung von Christian Amsler erhalten habe, dieser habe gesagt 
«Was wotsch, was ich jetzt mache? Du sagst es so, der andere sagt es 
so». Mehr habe er nicht gehört.325 Christian Amsler konnte sich nicht 
mehr an diese Aussage erinnern, wies aber darauf hin, dass eine Ar-
beitsgruppe zum Thema Myobrace® eingesetzt worden sei. Für das ope-

 
323 Befragung Dr. Günter Neumann, Frage 48 
324 Handnotizen von Christian Amsler, Akten ED 209; Befragung Christian Amsler, Fragen 

48 ff.; Befragung Dr. Marcel Cucu, Fragen 108 ff.; Auch Dr. Günter Neumann meinte, ei-
ne Übergabe von Dokumenten sei nicht erfolgt; Befragung von Dr. Günter Neumann, 
Frage 51  

325 Befragung Zahnarzt, Frage 55  
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rative Alltagsgeschäft sei die Dienststelle zuständig.326 Christian Amsler 
informierte Thomas Schwarb Méroz, der erst kurz vorher seine Stelle 
angetreten hatte, über diese Unterredung und bat ihn, abzuklären, ob an 
dem Vorbringen der beiden Zahnärzte etwas dran sei. Dieser fragte bei 
Dr. Peter Kerschot nach, ob er noch in einer privaten Klinik tätig sei, und 
tätigte einen Blick in das Handelsregister. Daraus ergaben sich aber kei-
ne Hinweise auf eine personelle Verflechtung von Dr. Peter Kerschot.  
 
Zur gleichen Zeit ging bei Thomas Schwarb Méroz eine Anfrage der SSO 
Schaffhausen ein.327 Dr. Rainer Feddern hatte mit ihm Kontakt aufge-
nommen, weil bei den Schaffhauser Zahnärzten vermehrt Eltern eine 
Zweitmeinung zu Myobrace® anfragten. Man kam überein, dass Dr. Peter 
Kerschot bei der SSO Schaffhausen über das Thema Myobrace® orientie-
ren werde. Auf den 29. August 2017 lud die SSO Schaffhausen zu einer 
ausserordentlichen Mitgliederversammlung ein. Gemäss Ankündigung 
sollte Dr. Peter Kerschot über die Themen Myobrace®, Anfertigung OPT 
und Entfernung Weisheitszähne Auskunft geben.328 
 
An dieser Versammlung nahmen seitens der Verwaltung Dr. Peter Ker-
schot und der Dienststellenleiter Thomas Schwarb Méroz teil. Dr. Peter 
Kerschot erläuterte mit Folien das Thema Myobrace® ausführlich. Dane-
ben wurde auf die Themen Röntgenaufnahmen und Strahlenbelastung 
sowie auf die rechtlichen Grundlagen einer Nebenbeschäftigung («Ver-
flechtung» mit Privatpersonen) eingegangen. Dr. Peter Kerschot führte 
aus, alle Überweisungen betreffend Weisheitszähne müssten über seinen 
Tisch gehen, und er habe bis jetzt nur Überweisungen nach Schaffhau-
sen oder Winterthur gesehen. Seitens der Zahnärzte wurden Vorwürfe 
erhoben, welche die personellen Verflechtungen zwischen der Schul-
zahnklinik, dem Zahnärztlichen Zentrum in Wallisellen und der Praxis an 
der Grabenstrasse 15 betrafen. Thomas Schwarb Méroz erläuterte die 
Bedingungen für Nebenbeschäftigungen und meinte, diese gelten auch 
für die Schulzahnklinik. Wenn es Verstösse gebe, solle man ihm diese 
melden. Es sei im Interesse des Kantons, dass die Personalverordnung 
eingehalten würde. Den Kieferorthopäden wurde angeboten, einzelne 
Myobrace®-Fälle bilateral anzuschauen. Sie wurden ausserdem in die 

 
326 Befragung Christian Amsler, Fragen 57 f. 
327 Befragung Thomas Schwarb Méroz, Frage 52 
328 Info SSO vom 14.08.2017, Akten ED 44 
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Schulzahnklinik eingeladen, um sich ein Bild von dieser Methode machen 
zu können. Es wurde sodann vorgeschlagen, mit Dr. Peter Kerschot und 
Thomas Schwarb Méroz die erhobenen Vorwürfe im kleinen Gremium zu 
diskutieren und zu klären.329 
 
Nach dieser Versammlung gelangte Dr. Marcel Cucu mit zwei E-Mails an 
Dr. Peter Kerschot und Thomas Schwarb Méroz, die in Kopie an Dr. Rai-
ner Feddern und viele Zahnärzte auf dem Platz Schaffhausen versandt 
wurden. Im ersten E-Mail nahm er Bezug auf die aus seiner Sicht unnöti-
gen ausserkantonalen Überweisungen. Im zweiten E-Mail vom 
26. Oktober 2017 wies er auf eine von ihm erstellte Liste hin, auf der 22 
seiner Meinung nach unnötige Myobrace®-Fälle aufgeführt waren und die 
er am 1. November 2017 an Thomas Schwarb Méroz mailen werde. In 
einer E-Mail-Antwort an Dr. Peter Kerschot erinnerte Dr. Rainer Feddern 
an dessen Aussage anlässlich der letzten Besprechung, wonach die Di-
agnosestellung für Myobrace® nun nach strengeren Kriterien erfolge und 
laufende Fälle statisch erfasst würden. Dies bestätigte Dr. Peter Kerschot 
ausdrücklich.330 
 
Das Dossier, welches Dr. Marcel Cucu erwähnte, umfasste zwölf Seiten, 
darin waren 30 Myobrace®-Behandlungen aufgeführt. Es enthielt die Na-
men der Patientinnen und Patienten und einen kurzen Beschrieb des 
jeweiligen Falles. Zusätzlich lagen Mundfotos und OPT bei. Dr. Marcel 
Cucu übergab das Dossier an Dr. Rainer Feddern, der es an Dr. Peter 
Kerschot weiterleitete. Thomas Schwarb Méroz erhielt dieses Dossier 
gemäss eigener Aussage nicht.331 
 

6.2.2.2 Merkblatt Nebenbeschäftigung 
Im Juli 2017 wurde das im Dezember 2016 entworfene Merkblatt noch-
mals überarbeitet. Dabei wurde insbesondere auch das Personalamt 
miteinbezogen. Das Merkblatt wurde in der Schulzahnklinik den Mitarbei-

 
329 38 Folien, Akten ED 46 ff.; Entwurf Protokoll ao. Mitgliederversammlung vom 

29.08.2017, Akten ED 67 ff.; Protokoll ao. Mitgliederversammlung vom 29.08.2017  
330 Mailverkehr zwischen Dr. Peter Kerschot und Dr. Rainer Feddern vom 17. November 

2017, Akten ED 73 f. 
331 Personalrechtliche Untersuchung ED; Dokumentation externe Stellen, S. 82 ff. 
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tenden zur Kenntnis gebracht. Welche Wirkung es dort tatsächlich hatte, 
konnte nicht eruiert werden, weil Dr. Peter Kerschot die Aussage verwei-
gerte. Gegenüber Dr. Hadi Shidiak hatte er den Inhalt des Merkblattes 
nicht durchgesetzt.332 
 

6.2.2.3 Medienberichte und Kleine Anfragen 
Am 27. Februar 2018 berichteten die Schaffhauser Nachrichten unter 
dem Titel: «Bohrende Fragen zur Schulzahnklinik» über angeblich frag-
würdige Behandlungsmethoden, die wissenschaftlich nicht erwiesen, und 
Befunde, die nicht nachvollziehbar seien. Am 7. März 2018 reichte Kan-
tonsrat Mariano Fioretti eine Kleine Anfrage mit dem Titel «Fragwürdige 
nicht nachvollziehbare Behandlungsmethoden in der Schulzahnklinik?» 
ein. Darin stellte er acht Fragen u.a. zu den Themen Myobrace®, Rönt-
gen, Weiterleitung von Spezialbehandlungen an private Zahnarztpraxen 
sowie Behandlung von IV-Fällen durch Kieferorthopäden in der Schul-
zahnklinik.333 Am selben Tag doppelten die Schaffhauser Nachrichten mit 
einem neuen Artikel nach, worin sie vor allem bemängelten, dass ein in 
der Schulzahnklinik angestellter Kieferorthopäde auch Patientinnen und 
Patienten in der Privatpraxis behandle. Sie zitierten verschiedene Eltern, 
deren Kindern angeboten worden sei, von der Schulzahnklinik in die pri-
vate Praxis zu wechseln. 
 
Am 12. Juni 2018 beantwortete der Regierungsrat die Kleine Anfrage von 
Mariano Fioretti. Er verwies vorerst darauf, dass zurzeit noch eine interne 
Untersuchung laufe. Vom Vorwurf der Abwerbungen habe das ED erst-
mals im Mai 2017 erfahren. Sofort hätten klärende Gespräche stattgefun-
den, doch seien trotz Aufforderung keine konkreten Hinweise seitens der 
Zahnärzteschaft erfolgt. Erst mit dem Zeitungsartikel vom 7. März 2018 
seien neue Fakten aufgetaucht. Bei der Beantwortung wies der Regie-
rungsrat darauf hin, dass die Behandlungsmethode Myobrace® umstritten 
sei. Es sei nun aber eine gemischte Arbeitsgruppe aus der Zahnärzte-
schaft und der Schulzahnklinik eingesetzt worden, um die Wirksamkeit 
der Methode Myobrace® abzuklären. Im Übrigen wurden die in der Anfra-
ge gemachten Vorwürfe zurückgewiesen. Anhand der vom SVA geliefer-

 
332 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Frage 145; Akten ED 308 ff.  
333 Kleine Anfrage Nr. 2018/12 
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ten Zahlen wurde eine Aufstellung der in der Schulzahnklinik behandelten 
IV-Fälle samt Umsatzvolumen aufgelistet.334 
 
Am 2. August 2018 reichte Mariano Fioretti erneut eine Kleine Anfrage 
ein mit dem Titel «Naivität oder absichtliches Ablenkungsmanöver des 
Regierungsrates zu den Behandlungsmethoden in der Schulzahnklinik». 
Darin wurden Fragen zu den Themen Abwerbungen, Myobrace®, Rönt-
genaufnahmen des gesamten Gebisses (OPT), IV-Fälle, Überweisungen 
nach Wallisellen etc. gestellt.335 Nach den weiteren Vorkommnissen 
(Strafanzeige, Einsetzen einer PUK) verzichtete der Regierungsrat vor-
erst darauf, diese Kleine Anfrage zu beantworten.336  
 

6.2.2.4 Diskussionen im Regierungsrat 
Rosmarie Widmer Gysel, damalige Regierungspräsidentin, forderte im 
Sommer/Herbst 2017 Christian Amsler und Mariano Fioretti auf, in Sa-
chen Schulzahnklinik miteinander das Gespräch zu suchen. Sie habe mit 
Mariano Fioretti telefoniert und dieser habe gesagt, er verfüge über In-
formationen. Sie habe die Angelegenheit als politisch brisant erachtet und 
vor diesem Hintergrund die beiden Herren gebeten, miteinander zu re-
den. Sie habe in jenem Zeitraum Christian Amsler mehr als einmal auf 
das Thema Abwerbung angesprochen. Dieser habe gesagt, es sei jetzt 
erledigt. Sodann habe sie die Sache, nachdem die Medienmitteilung über 
die interne Untersuchung erschienen und die erste Kleine Anfrage von 
Mariano Fioretti eingereicht worden sei, in der Regierungssitzung vom 
13. März 2018 thematisiert. Sie habe gesagt, sie fände es nicht gut, dass 
kein Gespräch mit Mariano Fioretti stattgefunden habe und die Medien-
mitteilung quasi eine Unschuldsvermutung beinhalte. Von Christian Ams-
ler habe sie zur Antwort erhalten, es gehe ja nicht um eine personalrecht-
liche Massnahme, und er nehme die Bemerkung zur Kenntnis. Christian 
Amsler konnte sich an beide Interventionen von Rosmarie Widmer Gysel 

 
334 Antwort des Regierungsrates vom 12. Juni 2018 auf die Kleine Anfrage Nr. 2018/12 
335 Kleine Anfrage Nr. 2018/25 
336 Die Beantwortung dieser zweiten Kleinen Anfrage war für die Regierungsratssitzung vom 

30. Oktober 2018 traktandiert. Befragung Christian Amsler, Frage 242, S. 80 
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nicht mehr erinnern.337 Mariano Fioretti sagte dazu, Rosmarie Widmer 
Gysel habe sowohl Christian Amsler, als auch ihn aufgefordert, das ge-
meinsame Gespräch zu suchen. Es habe aber keine Unterredung mit 
Christian Amsler gegeben, weil er selber abgewartet habe. Er habe ja 
nichts von Regierungsrat Amsler gewollt, sondern dieser etwas von 
ihm.338 Die PUK bezweifelt nicht, dass die Interventionen von Rosmarie 
Widmer Gysel so stattgefunden haben. 
 

6.2.2.5 Interne Untersuchung des Erziehungsdepartements 
Aufgrund der Medienberichte sowie der Kleinen Anfrage von Mariano 
Fioretti entschloss sich Christian Amsler am 9. März 2018, eine interne 
Untersuchung in Auftrag zu geben. Dazu hatte er sich mit dem Departe-
mentssekretär Roland Moser und dem Dienststellenleiter Thomas 
Schwarb Méroz ausgetauscht. Mit der Untersuchung beauftragt wurde 
der Dienststellenleiter Thomas Schwarb Méroz. Anfänglich hätte nach 
dem Willen von Christian Amsler auch Dr. Peter Kerschot in der Arbeits-
gruppe mitarbeiten sollen. Nachdem es deswegen zu kritischen Bemer-
kungen in der Presse gekommen war, wurde aber auf diese Mitarbeit 
verzichtet. Thomas Sulzberger vom kantonalen Personalamt, der eben-
falls beigezogen worden war, hatte beratende Funktion.339 Ziel der Unter-
suchung war es, abzuklären, ob die Regelungen des Personalgesetzes, 
der Personalverordnung sowie des internen Merkblattes für Nebenbe-
schäftigungen eingehalten worden waren. Thomas Schwarb Méroz 
tauschte sich für die Untersuchung regelmässig mit dem Departe-
mentssekretär Roland Moser und Christian Amsler aus.  
 
Thomas Schwarb Méroz nahm die Untersuchung zügig an die Hand. Er 
befragte einige Mitarbeitende der Schulzahnklinik sowie Eltern, und so 
konnte ein erster Überblick über die Situation geschaffen werden.  
 

 
337 Befragung Christian Amsler, Fragen 238 ff.; Befragung Rosmarie Widmer Gysel, Fragen 

42 ff., 52 ff. 
338 Protokoll PUK Sitzung-vom 23. Januar 20, S. 15 ff. 
339 Befragung Thomas Schwarb Méroz, Fragen 79 f. 
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Weil man bei der historischen Recherche entdeckte, dass der Regie-
rungsrat im Jahr 2003 die Bewilligung für die Nebenbeschäftigung erteilt 
hatte, entschied man am 29. März 2018, externe juristische Unterstüt-
zung beizuziehen. Dr. Carlo Conti, ehemaliger Regierungsrat des Kan-
tons Basel-Stadt und ehemaliger Präsident der Konferenz der kantonalen 
Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren, heute Partner im Büro Wenger 
Plattner in Basel, wurde beauftragt, juristische Fragen zum Thema Ne-
benbeschäftigung abzuklären.340 Am 25. Mai 2018 übermittelten Dr. Carlo 
Conti und seine Mitarbeitenden ein Memorandum an Christian Amsler 
und Thomas Schwarb Méroz. Das Memorandum stützte sich ausdrücklich 
auf die bisher vorliegenden Befragungen durch Thomas Schwarb Méroz. 
Im Memorandum hielten sie im Wesentlichen folgende Punkte fest: 
 
Anstellungsbehörde von Dr. Hadi Shidiak sei der Klinikleiter. Eine Neben-
erwerbstätigkeit sei ohne Bewilligung zulässig, wenn sie nicht während 
der Arbeitszeit erfolge. Die Anstellungsbehörde sei lediglich zu informie-
ren. Die Anstellungsbehörde habe die Möglichkeit, die Nebenbeschäfti-
gung einzuschränken oder zu verweigern, wenn die Gefahr einer Interes-
senkollision bestehe; eine solche Einschränkung bestehe heute nicht.341 
Aufgrund der Treuepflicht, welche im öffentlichen Dienstrecht analog den 
Bestimmungen über das private Arbeitsvertragsrecht geregelt sein müs-
se, bestehe ein generelles Abwerbeverbot von Kunden der Arbeitgebe-
rin.342 Das Merkblatt aus dem Jahr 2017 regle klar, dass das Abwerben 
von Patientinnen und Patienten verboten sei. Dieses Merkblatt sei 
Dr. Hadi Shidiak bekannt gewesen. 
 
Die im Jahr 2003 für Dr. Peter Kerschot erteilte Bewilligung könne so 
ausgelegt werden, dass dieser sowohl Erwachsene als auch Kinder in 
seiner Praxis behandeln dürfe. Die Bewilligung sei auf ihn persönlich und 
zudem befristet ausgestellt worden. 

 
340 Bericht von Thomas Schwarb Méroz vom 22. August 2018 über die interne Untersu-

chung, Akten ED 1 ff.; Befragung Christian Amsler, Fragen 80 ff.; Befragung Thomas 
Schwarb Méroz, Fragen 79 f. 

341 Art. 35 Gesetz über das Arbeitsverhältnis des Staatspersonals (Personalgesetz) vom 3. 
Mai 2004 (PG, SHR 180.100), Art. 28 Verordnung über die Arbeitsverhältnisse des 
Staatspersonals (Personalverordnung) vom 14. Dezember 2004 (PVO; SHR 180.111). 
Als ehemaliger WoV-Betrieb (bis Ende 2017) war der Klinikleiter Anstellungsinstanz für 
das gesamte Personal (§ 9 WoV-Verordnung, SHR 172.105). 

342 Art. 30 PG 
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In einer ersten groben Beurteilung kommt Dr. Carlo Conti zum Schluss, 
entscheidend sei, wie das normierte Abwerbeverbot durch die gelebte 
Praxis in der Schulzahnklinik relativiert worden sei. Aus den vorliegenden 
Befragungen gehe der begründete Verdacht von Abwerbungen hervor. 
Wenn Dr. Hadi Shidiak aus organisatorischer Sicht in der Lage gewesen 
sei, die gelebte Praxis zu beeinflussen, müsse ihm eine Treuepflichtver-
letzung vorgeworfen werden. Das Mass der Treuepflichtverletzung hänge 
davon ab, wie die gelebte Praxis sei. Das könne erst durch eine weiter-
gehende Untersuchung geklärt werden.  
 
Ebenso ergebe sich aus der Untersuchung, dass der Klinikleiter die ge-
lebte Praxis gekannt und auch geduldet habe. Es wäre seine Pflicht ge-
wesen, das Abwerbeverbot durchzusetzen. Die gesetzlichen Regelungen 
erachtete Dr. Carlo Conti als ausreichend. Diese Regeln seien aber auch 
durchzusetzen. Ein Vermögensschaden wäre für die Schulzahnklinik 
entstanden, wenn durch die Abwerbungen andere Zahnärzte nicht ausge-
lastet gewesen wären respektive mit mehr Patientinnen und Patienten 
mehr Zahnärzte hätten eingestellt werden müssen und so ein höherer 
Gewinn hätte erzielt werden können.  
 
Es wurde empfohlen, aufgrund der gewonnenen Erkenntnisse die Rege-
lungen über Nebenerwerbstätigkeiten in der Schulzahnklinik neu zu er-
lassen und darauf zu achten, dass Regeln auch im Alltag der Klinik 
durchgesetzt werden. Weil die bisherigen Untersuchungen den begründe-
ten Verdacht ergeben hätten, dass Pflichtverletzungen vorlägen, seien 
die Untersuchungen des Departements und die arbeitsrechtliche Unter-
suchung weiterzuführen. 343 
 
Nachdem der Bericht zur Kenntnis genommen worden war, wurde ent-
schieden, das Mandat mit Dr. Carlo Conti nicht mehr zu verlängern und 
die Untersuchung in eigener Regie weiterzuführen. Über die Gründe, 
weshalb die Zusammenarbeit mit Dr. Carlo Conti beendet wurde, existie-
ren verschiedene Darstellungen. Für Thomas Schwarb Méroz standen 
finanzielle Überlegungen im Vordergrund. Man habe das mit Christian 
Amsler und Roland Moser angeschaut und aufgrund der Kostenschät-
zung festgestellt, dass man keine Finanzen dazu habe.344 Roland Moser 

 
343 Memorandum vom 25. Mai 2018, Akten ED 215 ff. 
344 Befragung Thomas Schwarb Méroz, Frage 100 
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konnte sich nicht mehr daran erinnern, meinte aber, man habe gemacht, 
was man haben machen können, und das Zur-Verfügung-Stellen von 
weiteren finanziellen Mitteln sei nicht zur Diskussion gestanden.345 Chris-
tian Amsler meinte, für ihn sei es ein klarer Führungsentscheid gewesen. 
Er sei ein Anhänger davon, mit eigenen Mitteln zu arbeiten. Der Vorteil 
des externen Berichtes sei der Aussenblick, der Nachteil seien die ent-
stehenden Kosten. Er sei aber der Ansicht, dass auch ein externer Be-
richt nichts anderes zutage gebracht hätte. Die Finanzen seien sicher 
auch ein Faktor gewesen, so zu entscheiden. Man habe aufgrund der 
Ergebnisse keinen Grund gesehen, die «ganz grosse Maschinerie aufzu-
fahren».346 Es sei eine Kombination von Faktoren gewesen. Zudem habe 
auch das Personalamt personalrechtliche Unterstützung zugesagt, das 
sei matchentscheidend gewesen.347/348  
 
Am 13. Juni 2018 orientierte das Erziehungsdepartement mit einer Medi-
enmitteilung über den Abschluss der ersten Phase der internen Untersu-
chung. Dabei wurde darauf hingewiesen, dass der Erziehungsdirektor als 
Sofortmassnahme verfügt habe, dass keine Mitarbeitenden der Schul-
zahnklinik Kunden der Schulzahnklinik in privaten Praxen aufnehmen 
dürfen. Diese Massnahme gelte ab sofort, bis ein neues Reglement über 
die private Tätigkeit der Mitarbeitenden der Schulzahnklinik ausgearbeitet 
worden sei.349 
 
Thomas Schwarb Méroz führte weitere Befragungen durch und rief über 
die Presse dazu auf, dass Personen Sachdienliches mitteilen sollten. 
Insgesamt wurden 16 Mitarbeitende der Schulzahnklinik einvernommen. 
Aus der Bevölkerung wurden 23 Hinweise verwertet, aber nur drei Perso-
nen waren bereit, mit ihrem eigenen Namen hinzustehen. Offenbar ärger-

 
345 Befragung Roland Moser vom 22. November 2019, Fragen 32 ff.  
346 Befragung Christian Amsler, Frage 222 
347 Befragung Christan Amsler, Fragen 89 ff.; Fragen 222 ff. 
348 Thomas Schwarb Méroz verfasste am 28. Mai 2018 eine handschriftliche Notiz «Nach 

der Kostenschätzung von Conti, einer Kosten-Nutzen-Abwägung und vor allem, nach-
dem uns das Personalamt für die weitere Vertiefung der Gespräche mit Shidiak Unter-
stützung zugesagt hat, wird beschlossen nicht mehr mit dem externen RA weiterzuarbei-
ten», ED Ordner 3; Kapitel 1; interne Korrespondenz, S. 91  

349 Medienmitteilung des ED vom 13. Juni 2018, Akten ED 290 
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te sich auch Christian Amsler über die Häufigkeit der Meldungen.350 Die 
PUK musste zudem feststellen, dass mit einigen Personen, die sich mit 
sachdienlichen Hinweisen beim Erziehungsdepartement gemeldet hatten, 
kein Zweitkontakt hergestellt wurde. Aus einer zufällig ausgewählten Liste 
von sechs Hinweisen erfolgte lediglich bei einer Person ein Zweitkon-
takt.351 Von den Mitarbeitenden wurden vor allem jene befragt, die in ei-
nem engen Kontakt zu Dr. Hadi Shidiak standen. Thomas Schwarb 
Méroz wandte sich in einem E-Mail an alle Mitarbeitenden, dass sie sich 
bei ihm melden sollten. Offenbar verteilte der Klinikleiter dieses E-Mail 
nicht an alle Mitarbeitenden.352  
 
Bemängelt wurde seitens der Untersuchenden des Erziehungsdeparte-
ments, dass ihnen nicht alle Unterlagen zur Verfügung gestanden seien. 
So sei Mariano Fioretti zweimal aufgefordert worden, die Dokumente, auf 
die er sich beziehe, dem Erziehungsdepartement zur Verfügung zu stel-
len. Das sei nicht erfolgt. Ebenso seien von der SSO nie die versproche-
nen Listen mit unzufriedenen Eltern übermittelt worden. Dies habe die 
Sache nicht vereinfacht, weil man nicht alle Informationen gehabt  
habe. 353/354  Die Unterlagen wurden von Mariano Fioretti nicht an Thomas 
Schwarb Méroz weitergeleitet, weil die GPK am 9. April 2018 aus Grün-
den des Quellenschutzes Stillschweigen vereinbart hatte. Dieser Be-

 
350 Im E-Mail vom 12. März 2018 schrieb er: «Das hört und hört nicht auf! Verdammt noch-

mal! Ein weiterer Fall. Wir müssen dann mal bald abgleichen, ob wir alle Fälle, Thomas, 
erfasst haben im Falldossier», Akten ED 394 

351 Bericht, S. 1, Akten ED 1 ff.; Befragung Christian Amsler, Fragen 124 ff.  
352 Befragung Thomas Schwarb Méroz, Fragen 185 ff. 
353 Mit E-Mail vom 29. März 2018 wurde Mariano Fioretti von Thomas Schwarb Méroz unter 

Hinweis auf dessen Aussagen im Tele-Top gebeten, konkrete Hinweise mit Namen, 
Sachverhalt und Zeitangaben mitzuteilen. Mariano Fioretti bedankte sich am 5. April 
2018 für die Anfrage und schrieb: «Ich werde mich noch bei Ihnen melden». Am 7. April 
2018 bedankte sich Thomas Schwarb Méroz und teilte mit, dass er den Bescheid von 
Mariano Fioretti erwarte und sich über den Austausch zur Angelegenheit SZK freue; Ak-
ten ED 86 f. Eine Übergabe von Akten seitens Mariano Fioretti erfolgte nicht. 

354 Befragung Thomas Schwarb Méroz, Fragen 81 f., Fragen 123 f., Frage 166; Befragung 
Christian Amsler, Frage 219; «Man muss sich das in dieser Situation damals vorstellen: 
Wir waren im ED mit diesen Vorwürfen konfrontiert. Die standen im Raum. Irgendwo la-
gen Daten herum, irgendwo hat es Papier, wo Konkretes darauf steht (...). Wir fragen 
zwar an, wir kommen aber nicht dazu. Das war eine Ohnmachtssituation», Befragung 
Roland Moser, 22. November 2019, Frage 41.  
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schluss wurde Thomas Schwarb Méroz durch Mariano Fioretti nicht mit-
geteilt.355  
 

Am 22. August 2018 erstattete Thomas Schwarb Méroz den von ihm 
verfassten Bericht. Für die Verfassung des Berichts stand er im ständigen 
Austausch mit Roland Moser. Auch Christian Amsler wurde über den 
Fortschritt der Untersuchung laufend orientiert. Vor der Veröffentlichung 
wurde der Bericht von Christian Amsler gelesen und für gut befunden.356 
Die Untersuchung und das Bereitstellen der Dokumente belastete 
Thomas Schwarb Méroz in zeitlicher Hinsicht ausserordentlich.357 Christi-
an Amsler meinte, im Nachhinein habe man gesehen, dass er zu wenig 
Kapazität für diese Arbeit gehabt habe. Es sei ein grosses, aufwendiges 
und schwieriges Werk gewesen.358 
 
Der Bericht kam zum Schluss, dass sich der Vorwurf der Abwerbungen 
nicht erhärten lasse. Es seien lediglich die Aussagen von drei Eltern ver-
wertbar, weil die anderen anonym bleiben wollten. Dr. Hadi Shidiak habe 
allen Vorwürfen widersprochen, so dass Aussage gegen Aussage stehe. 
Er habe explizit bestritten, dass er Patientinnen und Patienten in seine 
private Praxis aufgeboten habe oder diesen Visitenkarten abgegeben 
habe. Dies sei zwar theoretisch möglich, doch sei der Nachweis nicht 
gelungen. Sodann sei die Arbeitsbelastung, gemessen am Umsatz der 
Kieferorthopäden, seit Jahren gleichgeblieben. Terminlich sei die Schul-
zahnklinik ebenfalls flexibel, so dass dies keinen Grund für eine Abwer-
bung darstelle. Auch die sehr guten Umsatzzahlen von Dr. Hadi Shidiak 
seien über die Jahre konstant geblieben. Wenn es zu Abwerbungen ge-
kommen wäre, hätte das Arbeitsvolumen zurückgehen müssen. Beim 
Sozialversicherungsamt des Kantons Schaffhausen habe man bezüglich 
des Ablaufs des Verfahrens bei IV-Anmeldungen nachgefragt: Zwei Per-
sonen, Dr. Marcel Cucu und Dr. Hadi Shidiak, könnten einen Antrag bei 
der IV einreichen. Nachher seien die Patientinnen und Patienten aber frei 
zu entscheiden, bei welchem Zahnarzt sie die Behandlung machen las-

 
355 Aussage von Mariano Fioretti gegenüber der PUK  
356 Befragung Thomas Schwarb Méroz, Fragen 83, 103; Befragung Christian Amsler, Fra-

gen 97 ff. 
357 Befragung Thomas Schwarb Méroz, Frage 22. Er meinte, die Arbeitsbelastung für die 

Schulzahnklinik habe in gewissen Wochen bis zu 40% bis 50% betragen, wobei er nur 
Zugriff auf 10% bis 20% Sekretariat gehabt habe.  

358 Befragung Christian Amsler, Frage 95 
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sen wollten. Dr. Hadi Shidiak habe gemäss seiner Stellungnahme den 
Patientinnen und Patienten nie mitgeteilt, die Behandlung könne nur in 
seiner Praxis stattfinden. Möglicherweise sei das IV-Verfahren aber derart 
komplex, dass es zu Missverständnissen habe kommen können. Bei teil-
zeitangestellten Zahnärzten sei eine Nebenbeschäftigung erlaubt. Weil 
ein Fachkräftemangel herrsche, sei es im Interesse aller, dass Teilzeit 
gearbeitet werde. Dieses System sei so gewollt und es sei klar, dass es 
dabei zu Patientenwechseln komme. Im Übrigen habe es bereits früher 
Vorwürfe wegen Patientenwechsels gegeben. Aufgrund des Fachkräfte-
mangels sei auch ein striktes Verbot der Nebenbeschäftigung wenig hilf-
reich. Mit einer entsprechenden Organisation könne eine Nebenbeschäf-
tigung weiterhin möglich sein, um den fachlichen Austausch zu fördern 
und die Qualität der Schulzahnklinik zu halten. 
 
Abschliessend könne festgehalten werden, dass es möglicherweise zu 
Abwerbungen gekommen sei, doch seien allen Beteiligten die Nebenbe-
schäftigungen bekannt gewesen. Die Beschäftigung im Teilpensum habe 
zur Strategie einer nachhaltigen Personalpolitik in der Schulzahnklinik 
gehört. Die Empfehlung gehe dahin, dass mit organisatorischen Mass-
nahmen das Risiko von Abwerbungen weiter minimiert werden solle. Als 
Beispiele werden die Anwesenheit einer Dentalassistentin bei Beratungs-
gesprächen und die Erhebung von Daten (Grund und Ort des Wechsels) 
genannt. Arbeitsrechtliche Massnahmen seien aufgrund der Ergebnisse 
nicht angezeigt und hätten nur bei Nachweis systematischer Abwerbun-
gen in Betracht gezogen werden können.359  
 
Bereits während der laufenden Untersuchung erklärte Dr. Hadi Shidiak 
gegenüber Thomas Schwarb Méroz, er werde das Arbeitsverhältnis kün-
digen. Es erfolgten bereits Verhandlungen, wie das Arbeitsverhältnis be-
endet werde.360 Nach Erscheinen des Berichts erging am 7. September 
2018 die schriftliche Kündigung und Dr. Hadi Shidiak bat um vorzeitige 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses auf Ende Oktober 2018. Am 10. Sep-
tember 2018 wurde eine Vereinbarung mit Dr. Hadi Shidiak getroffen, 
wonach er Ende Oktober 2018 ausscheiden könne. Diese Vereinbarung 

 
359 Interne Untersuchung, Akten ED 1 ff. 
360 Stellungnahme von Thomas Schwarb Méroz vom 17. Februar 2020, S. 2 
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wurde hernach nochmals wegen der Anrechnung von geleisteten Über-
stunden ergänzt.361 
 

6.2.2.6 Arbeitsgruppe Myobrace® 
Anlässlich der Generalversammlung der SSO Schaffhausen vom 
28. März 2018 wurde intensiv über die Schulzahnklinik gesprochen. Der 
Präsident erwähnte, dass dort gute Arbeit geleistet werde, und die Mehr-
heit der Versammlung schloss sich dieser Meinung an. Dr. Hadi Shidiak 
verneinte, dass er je Patientinnen und Patienten von der Schulzahnklinik 
in die Privatpraxis transferiert habe. Dem wurde widersprochen. Dr. Peter 
Kerschot orientierte über die laufende Untersuchung durch das Erzie-
hungsdepartement. In der Versammlung wurde sehr kontrovers und emo-
tional zum Thema Myobrace® gesprochen. Dabei kam der Wunsch nach 
einer Aussprache mit Personen der SSO Schaffhausen, der Schulzahn-
klinik und der Verwaltung zum Thema Myobrace® auf.362 Thomas 
Schwarb Méroz traf sich am 12. April 2018 zum ersten Mal mit zwei Ver-
tretern der SSO Schaffhausen zu einem Gedankenaustausch und auf 
den 31. Mai 2018 wurde zu einer gemeinsamen Sitzung eingeladen. 
Thomas Schwarb Méroz hielt in einer Telefonnotiz fest, dass ihm an die-
ser Sitzung Dr. Rainer Feddern Unterlagen betreffend Klagen von Eltern 
über Myobrace® übergeben werde, was aber offenbar nicht geschah.363 
Anlässlich der Besprechung wurde festgehalten, dass eine Arbeitsgruppe 
anhand von Expertenmeinungen, Praxiserfahrung und bestehenden Er-
fahrungen von Institutionen eine interne Analyse erstellen solle. Falls die 
Arbeitsgruppe zu einheitlichen Folgerungen komme, werde der Erlass 
von Richtlinien ins Auge gefasst. Falls die Folgerungen hingegen diver-
gieren, würde eine zweite externe Analyse erwogen. Am 10. September 
2018 fand ein gemeinsamer Austausch mit dem Myobrace®-Spezialisten 
Dr. John Flutter aus Australien statt. Seitens der Schulzahnklinik nahmen 
Catherine Witt, Dr. Richard Göttle und Dr. Volker Fuhrmann und seitens 
der SSO drei Zahnärzte teil. Moderiert wurde die Arbeitsgruppe von 

 
361 Personaldossier Dr. Hadi Shidiak 
362 Protokoll GV SSO Schaffhausen vom 28. März 2018 
363 Sowohl Roland Moser als auch Thomas Schwarb Méroz bemängelten, dass die verspro-

chenen Unterlagen nicht übermittelt worden seien. Befragung Roland Moser vom 22. 
November 2019, Frage 41; Befragung Thomas Schwarb Méroz, Frage 81, Fragen 123 f. 
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Thomas Schwarb Méroz. Weil es nachher zu Strafverfahren kam, entfal-
tete die Arbeitsgruppe keine weiteren Aktivitäten mehr.364 
 

6.2.3 Würdigung durch die PUK 
Auch wenn es sich beim Besuch der beiden Zahnärzte im Mai 2017 nicht 
um eine offizielle Delegation der SSO Schaffhausen handelte, griffen sie 
mit «Myobrace®» und «Arbeit in Privatpraxen» doch zwei Themen auf, 
die offensichtlich einen Teil der Schaffhauser Zahnärzteschaft bewegten. 
Es war richtig, dass Christian Amsler diese Hinweise an den zuständigen 
Dienststellenleiter weiterleitete und versuchte, seitens der Schulzahnklinik 
mit der SSO Schaffhausen ins Gespräch zu kommen und diese auch 
über Myobrace® zu orientieren. Das weitere Vorgehen, insbesondere 
auch die Bildung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe, hätte durchaus dazu 
dienen können, ungeklärte Fragen zu Myobrace® zu diskutieren und al-
lenfalls zu lösen. Das Unbehagen der Schaffhauser Zahnärzteschaft hat-
te seinen verständlichen Grund darin, dass die bis anhin unbekannte 
Behandlungsmethode Myobrace® plötzlich und in grossem Stil in der 
Schulzahnklinik angewendet wurde.365 Dies musste zu Nachfragen sei-
tens der Schaffhauser Zahnärzteschaft führen. Auch wenn weder der 
Dienststellenleiter und schon gar nicht der Regierungsrat zu medizini-
schen Fragen wie Myobrace® Stellung nehmen konnten, hätte es seitens 
des Dienststellenleiters doch im Rahmen der Aufsicht Fragen an den 
Klinikleiter zur Einführung des Konzepts Myobrace® geben müssen. Dann 
wäre offenkundig geworden, dass das Konzept ohne Planung und vertief-
te Abklärung eingeführt worden war. Dies wurde unterlassen. 
 
Die Brisanz des Themas «Abwerbung und Privatpraxen» wurde auf allen 
Stufen bis zur Stufe Regierungsrat verkannt. Nach wie vor wurde als ge-
geben angenommen, dass bei einer Teilzeitbeschäftigung das Arbeiten in 
einer Privatpraxis und sogar das Führen einer solchen erlaubt seien, oh-
ne dass dieses Konstrukt je hinterfragt wurde. Weder die private Interven-
tion der beiden Zahnärzte noch die klaren Äusserungen der damaligen 
Regierungsratspräsidentin Rosmarie Widmer Gysel gegenüber Christian 
Amsler führten dazu, dass das Ganze strukturell und systematisch analy-

 
364 Akten ED, 79 ff., Befragung Thomas Schwarb Méroz, Fragen 238 ff. 
365 Kapital 2 «Myobrace®» 
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siert und hinterfragt wurde. Auch wenn die Bewilligung für die Nebenbe-
schäftigung ursprünglich durch den Regierungsrat erteilt worden war, 
wäre es aus Sicht der PUK vor allem am zuständigen Departementsvor-
steher gelegen, das Dogma, das Führen einer Privatpraxis als Nebenbe-
schäftigung sei erlaubt, zu hinterfragen und sich auch die Frage zu stel-
len, ob diese Privatpraxis nicht eine Interessenkollision darstelle. 
 
Richtig war es, nach den Medienberichten und dem politischen Vorstoss 
eine Untersuchung in Auftrag zu geben. In Anbetracht der politischen 
Brisanz und weil die Schulzahnklinik immer unter der Aufsicht und Füh-
rung des ED gestanden war, kann die PUK nicht nachvollziehen, weshalb 
Christian Amsler nicht schon zu Beginn eine unabhängige, externe Un-
tersuchung in Auftrag gegeben hatte. Diese hätte die Rolle des ED von 
Anfang an klären und so die Situation wesentlich entschärfen können. 
 
In der internen Untersuchung wurde die Geschichte der Nebenbeschäfti-
gung detailreich aufgearbeitet. Das Memorandum von Dr. Carlo Conti 
zeigte mit aller Klarheit auf, was die Schwachpunkte der bisherigen Kon-
struktion waren. Nebenbeschäftigungen dürften nur erlaubt sein, wenn 
dies nicht zu einer Interessenkollision führt. Zudem bestehe ein Abwerbe-
verbot und aufgrund der bisherigen Ermittlungen der Verdacht, dass 
Dr. Hadi Shidiak gegen das Abwerbeverbot verstossen habe und dies 
von Dr. Peter Kerschot toleriert worden sei. 
 
Unter diesen Umständen ist es für die PUK unverständlich, dass Christian 
Amsler die Alarmzeichen nicht erkannte, sich scheute, «die grosse Ma-
schinerie» anzuwerfen, und auf die weiteren Dienste von Dr. Carlo Conti 
verzichtete. Eine weitere unabhängige Untersuchung hätte die Chance 
geboten, die Struktur mit einer Privatpraxis, die in direkter Konkurrenz zur 
Schulzahnklinik steht, mit einem Aussenblick zu würdigen. 
 
Die PUK anerkennt den grossen Einsatz von Thomas Schwarb Méroz für 
diesen Bericht. Er hat insbesondere den Sachverhalt seit 2001 genau 
bearbeitet. Nicht nachvollziehen kann die PUK, dass aufgrund der Fest-
stellung, es stehe Aussage gegen Aussage, der Verdacht auf systemati-
sche Abwerbungen verneint wurde. Denn bereits im Memorandum von 
Dr. Carlo Conti wurden alle heiklen Punkte (Interessenkollision, Abwer-
bungen etc.) ausführlich genannt. Zudem war es offensichtlich, dass 

 Aufsicht 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 128

Dr. Hadi Shidiak die Belastungen gegen ihn abstritt. Sodann gab es be-
reits genügend Hinweise, dass es zu Abwerbungen gekommen war. Es 
war mehr als offensichtlich, dass ein offener Interessenkonflikt bestehen 
musste, wenn jemand als öffentlich-rechtlich Angestellter einen Steinwurf 
von seinem Arbeitsort entfernt eine private, konkurrenzierende Tätigkeit 
als Kieferorthopäde ausübt. Die Schlussfolgerungen der internen Unter-
suchung, es gehöre zu einer nachhaltigen Personalpolitik, solche Neben-
beschäftigungen zu bewilligen, perpetuieren das seit 2003 in den Köpfen 
befindliche Dogma, ohne Privatpraxis bestünden schlechte Arbeitsbedin-
gungen. 
 

6.3 Ausrichtung von Marktzulagen 
Dr. Peter Kerschot wurde in den Jahren 1998 und 1999 zusätzlich zum 
ordentlichen Lohn eine Leistungsprämie von CHF 2’000 bzw. CHF 1'000 
zugesprochen. Am 7. November 2001 beantragte der Departementssek-
retär Dr. Raphaël Rohner bei Regierungsrat Heinz Albicker für Dr. Peter 
Kerschot eine sogenannte Marktzulage für das Jahr 2002.366 Er wies 
darauf hin, dass Dr. Peter Kerschot die Schulzahnklinik sehr erfolgreich 
führe und als Zahnarzt auf dem freien Markt das Doppelte verdienen 
könnte. Zudem sei eine Höhereinstufung aus personalrechtlichen Grün-
den nicht möglich. Heinz Albicker strich handschriftlich den Betrag 
CHF 10'000 durch und erhöhte diesen leicht.367 In diesem Umfang wurde 
die Zulage vom Regierungsrat, der dafür zuständig war, bewilligt. Sie 
blieb auch nach Reduktion des Pensums auf 90% auf diesem Niveau und 
wurde in den Jahren 2010 und 2014 erhöht.368 Heinz Albicker meinte, die 
Marktzulagen seien Dr. Peter Kerschot für seine Tätigkeit als Leiter der 
Schulzahnklinik ausbezahlt worden. Wie viel er in seiner Privatpraxis 
verdient habe, habe ihn nicht interessiert. Ohne marktgerechten Lohn 
wäre das Risiko, dass Dr. Peter Kerschot abspringe, hoch gewesen.369 
Auch Dr. Raphaël Rohner verteidigte nach der Eröffnung der Privatpraxis 

 
366 Art. 22 Abs. 2 Personalgesetz (PG, alte Fassung bis 31. Dezember 2004; SHR 180.100) 

Art. 21 Abs.1 lit. b PG (SHR 180.100)  
367 Schreiben von Dr. Raphaël Rohner vom 7. November 2001. Die gewährte Marktzulage 

ist der PUK bekannt. 
368 Personaldossier Dr. Peter Kerschot; Zusammenstellung Marktzulagen 
369 Befragung Heinz Albicker, Frage 41 
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die Gewährung von Marktzulagen, denn der Lohn von Dr. Peter Kerschot 
in der Schulzahnklinik sei «fernab von denen in einer privaten Praxis» 
gewesen.370/371  
 
Für die Jahre 2002 und 2003 erhielt auch ein Kieferorthopäde eine 
Marktzulage. Dr. Hadi Shidiak wurde erstmals im Jahr 2010 eine Marktzu-
lage in der Höhe eines fünfstelligen Betrags bewilligt und in der Folge 
nochmals leicht erhöht. Nachdem Dr. Hadi Shidiak per 1. September 
2015 sein Pensum auf 40% reduziert hatte, wurde ihm 2016 eine redu-
zierte Marktzulage ausbezahlt, die später wiederum leicht erhöht wurde. 
Ein weiterer Kieferorthopäde erhielt ab 2009 eine solche Marktzulage, 
wobei diese erst ab 2013 regelmässig ausbezahlt wurde. Dieser Kieferor-
thopäde, der in keiner Privatpraxis beschäftigt war, erhielt die höchsten 
Marktzulagen.372 Auch dem Nachfolger von Dr. Peter Kerschot wurde von 
Anfang an eine Marktzulage gewährt. In den Jahren 2002 bis 2018 wur-
den Marktzulagen von insgesamt ca. CHF 650'000 ausgerichtet.  
 
Für die beiden Kieferorthopäden stellte jeweils Dr. Peter Kerschot seinem 
Vorgesetzten (Departementssekretär, ab 2008 Dienststellenleiter) Antrag 
auf die Gewährung von Marktzulagen. Von dort gingen sie über die De-
partementsvorsteherin oder den Departementsvorsteher an den Regie-
rungsrat, der die Marktzulagen bewilligte. Es ist in den Akten nicht er-
sichtlich, dass von den vorgesetzten Stellen gegen die Gewährung der 
Marktzulagen je Opposition erwuchs. Für die beiden Kieferorthopäden 
wurde die Marktzulage aufgrund der hohen getätigten Umsätze errech-
net.373 Die Begründung bei den Klinikleitern war stets die Sorge, dass 
man sie sonst nicht halten könne, weil sie auf dem freien Markt mehr 
verdienen würden.374 Das Personalamt war in die Gewährung der Markt-
zulagen ebenfalls involviert und hatte Erkundigungen bei anderen Schul-
zahnkliniken eingeholt. Wäre es mit der Ausrichtung dieser Marktzulagen 
absolut nicht einverstanden gewesen wäre, wäre das so artikuliert wor-

 
370 Befragung Dr. Raphaël Rohner, Frage 72 
371 Befragung Dr. Raphaël Rohner, Fragen 69 ff. 
372 Zusammenstellung Marktzulagen 
373 Befragung Astrid Makowski, Frage 24 
374 Befragung Astrid Makowski, Frage 9, «Wir sind mit diesen Löhnen nicht konkurrenzfähig, 

wenn wir dann nicht noch etwas drauflegen könnten. Insbesondere, wenn man die Kie-
ferorthopäden dann halten will.» 
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den.375 Es sah die ständige Gewährung von Marktzulagen nicht als poli-
tisch heikel an. Eine Schwelle bei der Höhe der Zulage seien einfach 20% 
des Lohnes gewesen, diese Grenze habe nicht überschritten werden 
dürfen. Eine Änderung der Einstufung in der Lohnskala für die Personen, 
die ständig eine Marktzulage erhielten, sei nicht möglich gewesen. Das 
Ganze sei ein System, in welchem die Funktionen nach festgelegten Kri-
terien bewertet würden. Nur weil eine Stelle super gut im Markt bewertet 
werde, könne man diese Stelle nicht einfach generell besser entlöhnen. 
Wenn der Markt nicht mehr spiele und man diese Stelle höher eingestuft 
habe, könne man sie nicht mehr zurückstufen.376 Die Leiterin des Perso-
nalamts, Astrid Makowski, betonte, dass ausserhalb der Schulzahnklinik 
nur eine weitere Person 2018 eine Marktzulage erhalten habe.377 
 

6.3.1 Würdigung durch die PUK 
Die PUK kann die Ausrichtung der Marktzulagen, soweit sie aufgrund der 
hohen getätigten Umsätze und der Marktsituation gerechtfertigt waren, 
nachvollziehen. Bei den Personen, die teilzeitbeschäftigt waren respekti-
ve eine eigene Privatpraxis führten, erfolgte die Auszahlung der Marktzu-
lagen jedoch nicht im Sinne einer Gesamtlösung, um das Personal bes-
ser an die Schulzahnklinik zu binden. Die Privatpraxis von Dr. Peter Ker-
schot wurde erlaubt, um ihm bessere Verdienstmöglichkeiten zu gewäh-
ren. Gleichzeitig wurden ihm weiterhin Marktzulagen ausgerichtet, ohne 
zu hinterfragen, ob diese nach der Eröffnung der Privatpraxis noch ange-
bracht seien. Somit wurden ihm zwei völlig unabhängige besondere Ent-
gegenkommen (Marktzulagen und Führen einer Privatpraxis) gewährt. 
Ebenso wurden auch Dr. Hadi Shidiak weiterhin Marktzulagen ausgerich-
tet, obwohl er selbstständig in der Privatpraxis arbeiten konnte. Auch hier 
zeigte sich, dass kein Gesamtblick vorhanden war. 
 
Die PUK kann sodann nachvollziehen, dass Marktzulagen für vorüberge-
hende Verzerrungen am Markt angebracht sind. Wenn aber der Leiter der 
Schulzahnklinik seit fast zwanzig Jahren jährlich eine Markzulage erhält, 
ist dies ein Dauerzustand, der mit der entsprechenden Einreihung gere-

 
375 Befragung Astrid Makowski, Fragen 15 ff. 
376 Befragung Astrid Makowski, Zusatzfragen, S. 16 ff.  
377 Befragung Astrid Makowski, Frage 13 
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gelt werden müsste. Wenn Ausnahmeerscheinungen zum Dauerzustand 
werden, sind sie auch als Dauerzustand zu regeln. Die Einreihung in die 
Lohnklassen ist transparent und für alle einsehbar. Diese Einreihung darf 
nicht während Jahren durch Einzelmassnahmen ausgehebelt werden.378 
 
Die Informationen betreffend Marktzulagen erachtet die PUK als mangel-
haft. So wurden die Marktzulagen in den WoV-Berichten nie ausgewie-
sen. Der Kantonsrat hatte keine Kenntnis davon, dass Marktzulagen aus-
gerichtet wurden. Insbesondere störend ist, dass in der GPK anlässlich 
der Rechnungsbesprechung nie über die Marktzulagen und deren Höhe 
informiert wurde. 
 
Seit 2018 ist die Schulzahnklinik kein WoV-Betrieb mehr und wird als 
Dienststelle geführt. Die Kennzahlen werden in der Staatsrechnung aus-
gewiesen.379 Unter Konto 2255 Schulzahnklinik 3010.00 Löhne des Ver-
waltungs- und Betriebspersonals sind die ausbezahlten Marktzulagen 
erstmals für das Jahr 2018 ausgewiesen.  
 

6.4 Gesamtwürdigung der Aufsicht des Regie-
rungsrates und des Erziehungsdeparte-
ments 

Die Bewilligung durch den Regierungsrat im Jahr 2003 zur Führung einer 
privaten Praxis legte den Grundstein für die offensichtliche Interessenkol-
lision zwischen der Schulzahnklinik und der Privatpraxis, was zu einer 
grossen Zahl von unrechtmässigen Patientenwechseln von der Schul-
zahnklinik in die Privatpraxis führte. Mangels geeigneter Kontrollen, be-
günstigt durch eine fehlende fachliche Aufsicht und den Freiraum als 
WoV-Betrieb, wurde der gewährte Spielraum in anderen Bereichen durch 
den Leiter der Schulzahnklinik ausgenutzt. Dieser hielt sich dabei teilwei-
se nicht an die gesetzlichen Vorgaben.  
 

 
378 Verordnung über die Entlöhnung des Staatspersonals (Lohnverordnung; SHR 180.101); 

Funktionsraster gültig ab 1. Januar 2018. 
379 Staatsrechnung 2018; Detailzahlen, S. 51 
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Das Risiko der Interessenkollision wurde weder vom Regierungsrat noch 
vom damals zuständigen Departementsvorsteher Heinz Albicker erkannt. 
Ebenso wurden keine verbindlichen Abgrenzungskriterien schriftlich fest-
gehalten, im Gegenteil: Obwohl diskutiert worden war, dass Dr. Peter 
Kerschot nur Erwachsene behandeln solle, wurde dies in der Bewilligung 
nicht verbindlich festgehalten. Nach diesem im Jahr 2003 getroffenen 
Entscheid kümmerte sich der Regierungsrat nicht mehr um die Stellung 
der Schulzahnklinik und überliess die Verantwortung ganz den Departe-
mentsvorstehenden des Erziehungsdepartements. Weil betreffend die 
Bewilligung zur Ausübung einer privaten Tätigkeit eine spezielle Situation 
geschaffen worden war, wäre es die Pflicht des Regierungsrates gewe-
sen, sich periodisch über die aktuelle Situation zu informieren. Dies wur-
de unterlassen. Diese Unterlassung führte dazu, dass die Departements-
vorstehenden meinten, sich aus der Verantwortung nehmen zu können, 
indem sie darauf hinwiesen, dass diese Situation vom Regierungsrat 
2003 explizit so gewollt und geschaffen worden sei. 
 
Das Erziehungsdepartement ist ein personalintensives Departement und 
sorgt für ein umfassendes und hochstehendes Bildungsangebot. Inner-
halb des Erziehungsdepartements ist die Schulzahnklinik eine von ca. 25 
Abteilungen. Dort ist sie weniger aus fachlichen, sondern aus historischen 
Gründen angesiedelt. Innerhalb des Erziehungsdepartements hatte sie 
wegen ihrer spezifischen Fachausrichtung einen Platz am Rand des De-
partements. Fachlich konnte niemand der Vorgesetzten mitreden und 
inhaltlich gehörte die Schulzahnmedizin nicht zum Kernauftrag des Erzie-
hungsdepartements.380 Zudem besass die Schulzahnklinik als WoV-
Betrieb zusätzlichen betrieblichen Freiraum. Die Schulzahnklinik hatte 
einerseits einen staatlichen Auftrag im Rahmen der Prophylaxe, anderer-

 
380 Befragung Roland Moser vom 19. Februar 2019: Zusatzfragen S. 13: «Im Gegensatz zur 

Schule, wo es explizit eine aufsuchende Aufsicht gibt, war das da nicht der Fall. Einge-
griffen hat man nur, wenn es irgendwelche besorgniserregende Geschichten gab. Aber 
ich war da nicht an der Front. Die Schulzahnklinik gibt es auch noch. Das war die Aus-
sage. In dem ganzen Zeitraum, als ich in dieser Dienststelle war, war das für uns ein 
Nebenschauplatz. Wir haben uns zu 95 Prozent nicht damit befasst.» Befragung Heinz 
Keller, Frage 68: «Man muss sich einfach vorstellen: Die Schulzahnklinik war ein An-
hängsel, wie ich es gesagt habe, in sich geschlossen und sie funktionierte. Es gab keine 
Berührungspunkte dieser Angestellten mit meinen anderen Mitarbeitern. Das Einzige, 
was gleich war, waren die Schüler. Aber das ist ein wenig weit hergeholt. Und darum war 
das einfach ein Betrieb, der autonom gelaufen ist.» 
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seits aber auch einen marktwirtschaftlichen Auftrag, da sie in Konkurrenz 
zu den Zahnärzten auf dem Platz Schaffhausen Leistungen anbot.381 Die 
Schulzahnklinik wurde als «exotische Abteilung» bezeichnet.382  
  
Auf die Herausforderung dieser besonderen Stellung reagierten die Ver-
antwortlichen des Erziehungsdepartements nicht. Nach der Erteilung der 
Bewilligung für den Betrieb einer Privatpraxis wurde seitens der direkten 
Vorgesetzten (Departementssekretär und Dienstellenleiter), die in Kontakt 
mit dem Leiter der Schulzahnklinik waren, der Betrieb dieser Privatpraxis 
nur sehr zögerlich oder gar nicht mehr angesprochen. Dem Leiter der 
Schulzahnklink liess man freie Hand und dieser nützte den ihm gewähr-
ten Freiraum aus. Man setzte sich nicht damit auseinander, ob dies zu 
Interessenkollisionen und zur Beschädigung des Ansehens des Kantons 
führen könnte. Dies wäre unter dem Aspekt der Treuepflicht, der mögli-
chen Interessenkollision sowie der ursprünglichen Zielsetzung, der Attrak-
tivierung der Anstellungsbedingungen in der Schulzahnklinik, nötig gewe-
sen. 
 
Weil keine Überprüfung der Zahnärztinnen und -ärzte, die in beiden Pra-
xen arbeiteten, stattfand, wurde der Eintritt von Dr. Hadi Shidiak als Kie-
ferorthopäde in die Privatpraxis im Jahr 2007 nicht erkannt. Ebenso fehlte 
die Durchlässigkeit für Informationen zwischen dem Departement des 
Innern und dem Erziehungsdepartement. Die Bewilligung als selbststän-
diger Zahnarzt wurde ordnungsgemäss beim Departement des Innern 
eingeholt, auf dem Verteiler fehlte das Erziehungsdepartement. Der 
nachmalige Kauf der Praxis durch Dr. Hadi Shidiak im Jahr 2013 war dem 
Dienstellenleiter zwar ein «Dorn im Auge», führte aber zu keiner kriti-
schen Infragestellung des Ganzen. Mit der offensichtlichen Tätigkeit als 
Kieferorthopäde war die Konkurrenzsituation, die im Jahr 2003 – zumin-
dest dem Geist nach – hätte vermieden werden sollen, offensichtlich ein-

 
381  Befragung Dr. Peter Kerschot, Stellungnahme Dr. Peter Kerschot Frage 128: «Eine 

Schulzahnklinik ist ein atypischer Betrieb in einer öffentlichen Verwaltung. Im Gegensatz 
zu den meisten Abteilungen und Dienststellen in der öffentlichen Verwaltung, hat die 
Schulzahnklinik kein Monopol, sondern steht in direkter Konkurrenz mit privaten Anbie-
tern, sowohl im Zusammenhang mit den Kunden, den Patienten als auch auf dem Ar-
beitsmarkt. Eine Schulzahnklinik kann nicht geführt werden, wie eine normale Amtsstel-
le.» 

382  Befragung Astrid Makowski, Frage 28 
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getreten. Hier wäre es primär Aufgabe der direkten Vorgesetzten gewe-
sen, zu intervenieren. 
Die Hinweise aus der Zahnärzteschaft, dass eine Konkurrenzsituation 
bestehe, kamen sporadisch, mit langen ruhigen Zwischenphasen und 
zaghaft. Sodann kamen sie aus einer Ecke, welcher der Ruf anhaftete, 
die Kritik erfolge aus einer wirtschaftlichen Konkurrenzsituation heraus 
und sei teilweise von persönlichen Animositäten geprägt. Alleine wegen 
der Hinweise der Zahnärzteschaft bestand vorerst kein politischer Hand-
lungsbedarf. Die erste politische Meldung in der GPK im Jahr 2011, wel-
che die Abwerbung thematisierte, wurde mit unzulänglichen Mitteln unter-
sucht. Dr. Peter Kerschot war als Initiant und Profiteur des Betriebs einer 
privaten Zahnarztklinik gänzlich ungeeignet, diesen Vorwurf abzuklären. 
Das Ergebnis seiner Abklärungen wurde von Christian Amsler wie auch 
von der damaligen GPK widerspruchlos zur Kenntnis genommen. 
 
Eine neue Qualität der kritischen Meldung trat erst im Mai 2017 im Zu-
sammenhang mit der umstrittenen Behandlungsmethode Myobrace® ein. 
Während zum Thema Myobrace® das Gespräch mit der Zahnärztegesell-
schaft gesucht worden war, erfolgte zum Thema Abwerbungen kein kriti-
sches Hinterfragen und nur zögerliches Handeln. Spätestens zu diesem 
Zeitpunkt musste dem Vorsteher des ED und dem Dienststellenleiter 
bekannt gewesen sein, dass Dr. Hadi Shidiak Inhaber der Praxis an der 
Grabenstrasse war. Das Heft in die Hand nahm Christian Amsler erst, 
nachdem er im März 2018 durch Medienartikel und Anfragen aus dem 
Kantonsrat dazu getrieben worden war. Der Auftrag für eine Untersu-
chung kam spät. Eine interne Untersuchung war von vornherein ein heik-
les Unterfangen, denn die Aufsicht über die Schulzahnklinik lag beim ED 
selber. Deshalb wäre bereits zu jenem Zeitpunkt eine externe Untersu-
chung angebracht gewesen. Aufgrund des Memorandums von Dr. Carlo 
Conti lagen alle brisanten Fragen auf dem Tisch und hätten beantwortet 
werden können. Weil das Ausmass der Vorwürfe unterschätzt wurde, 
unterliess es Christian Amsler, mit einer externen Untersuchung einen 
kritischen Blick von aussen auf die historisch gewachsenen und nie hin-
terfragten Strukturen der Schulzahnklinik zu werfen. Die nachfolgende 
Untersuchung der personalrechtlichen Fragestellungen, die durch 
Thomas Schwarb Méroz anschliessend angegangen wurde und hinter 
deren Ergebnis Christian Amsler ausdrücklich stand, beantwortete die 
kritischen Fragen, die das Memorandum von Dr. Carlo Conti aufgeworfen 
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hatte, nicht und kapitulierte vor den Aussagen von Dr. Hadi Shidiak, der 
jede Abwerbung kategorisch verneinte. 
Auffallend ist, wie der im Jahr 2003 getroffene Entscheid, Dr. Peter Ker-
schot eine Privatpraxis zu bewilligen, über all die Jahre von sämtlichen 
Vorgesetzten (Departementssekretär, Dienststellenleiter, Vorsteher und 
Vorsteherin ED) nie hinterfragt worden war und alle immer erklärten, dies 
sei im Jahr 2003 der Wille des Regierungsrates gewesen. Damit konnte 
die Verantwortung einfach auf einen früheren Entscheid des Regierungs-
rates abgewälzt werden. Ebenso war es ein nicht infrage gestelltes Dog-
ma, für das Halten von guten Mitarbeitenden sei es unabdingbar, dass 
eine lukrative Nebenbeschäftigungsmöglichkeit in Form von Mitarbeit in 
einer privaten Praxis bestehe. Ein Hinterfragen wäre umso mehr ange-
zeigt gewesen, weil offensichtlich ein Zahnarzt in einer eindeutig konkur-
renzierenden Tätigkeit in einer privaten Praxis tätig gewesen war und 
später die Praxis von Dr. Peter Kerschot übernommen hatte. Die PUK 
erachtet dies als eine Nichtwahrnehmung der Führung aller Vorgesetzten 
im Bereich der Aufsicht und der Kontrolle. Diese Führungsaufgabe haben 
alle (Regierungsrat, Departementsvorstehende, direkte Vorgesetzte [De-
partementssekretär/Dienststellenleiter]) inne. Auf dieser Stufe der Ver-
antwortung kann die Schuld nicht einfach jemand anderem zugeschoben 
werden, zumal niemand der Beteiligten die Missstände erkannt und ener-
gisch behoben hat. Die oberste Verantwortung tragen die Departements-
vorstehenden des ED, weil sie die direkte Verantwortung für die sich in 
ihrem Departement befindliche Schulzahnklink hatten. 
 

6.5 Leitung Schulzahnklinik durch Dr. Peter 
Kerschot 

6.5.1 Personelles und Organisation 
1992 wurde Dr. Peter Kerschot als Zahnarzt in der städtischen Schul-
zahnklinik angestellt. Per 1. Januar 1995 trat er sein Amt als erster Leiter 
der zusammengeführten Kliniken an und baute mit hohem Einsatz eine 
funktionierende Schulzahnklinik auf. 2003 wurde ihm die Bewilligung für 
den Betrieb einer Privatpraxis erteilt, und er reduzierte daraufhin seine 
Tätigkeit an der Schulzahnklinik um 10%. 2012 verkaufte er seine private 
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Praxis an Dr. Hadi Shidiak und erhöhte sein Pensum an der Schulzahn-
klinik per 1. Januar 2015 auf 100%.383 Per Ende September 2018 schied 
er aus der Schulzahnklinik aus. Gegenüber seinen Vorgesetzen erklärte 
Dr. Peter Kerschot, die Kündigung erfolge aus persönlichen Gründen, er 
habe sich seit geraumer Zeit persönlich und beruflich neu orientieren 
wollen. Sein Weggang habe keinen Zusammenhang mit den Vorfällen in 
der Schulzahnklinik. Weil Dr. Peter Kerschot bereits Mitte September 
2017 seine von ihm bewohnte Liegenschaft zum Kauf angeboten hatte, 
sieht die PUK keinen Grund, an diesen Angaben zu zweifeln.384 
 
Dr. Peter Kerschot wurde von seinen Vorgesetzten stets gelobt, weil man 
sachlich und gut mit ihm zusammenarbeiten konnte.385 Seine Mitarbeiter-
qualifikationen waren immer ausgezeichnet.386 Von seinen Untergebenen 
wurde er als Leiter respektiert, galt aber als unnahbar. Nach seinem 
Weggang entluden sich diverse Spannungen in der Schulzahnklinik, und 
es standen sich zwei Lager gegenüber, die sich gegenseitig misstrau-
ten.387 
 

6.5.2 Gesetzliche Aufgaben von Dr. Peter Kerschot 
Dr. Peter Kerschot war der Leiter der Schulzahnklinik. Weil es sich bei 
der Schulzahnklinik bis Ende 2017 um einen WoV-Betrieb handelte, 
konnte er in eigener Regie das Personal anstellen, ansonsten galten die 

 
383 Personaldossier Dr. Peter Kerschot 
384 Akten ED 177 f. 
385 Befragung Dr. Raphaël Rohner, Frage 4: «Der Eindruck von Herrn Kerschot als Leiter 

der Schulzahnklinik war für mich sehr gut, fachlich und persönlich. Er war mir gegenüber 
immer korrekt, sehr zurückhaltend, das war seine Art. Und ich nahm ihn als jemanden 
wahr, gerade auch im Zusammenhang mit der Führung eines WoV-Betriebes, der sehr 
lösungsorientiert gearbeitet hat.» Befragung Heinz Keller, Frage 91: «Sehr höflich, eher 
ruhig, wenn wir mal einen geselligen Anlass hatten, hat er nie viel gesprochen, er war 
einfach dabei. Das nur so nebenbei. Was immer er zeigen, liefern, bringen oder machen 
musste, hat er gemacht. Die Gesamtzahlen stimmten. Also von dem her hat es eigentlich 
keinen Grund gegeben, irgendwo misstrauisch zu werden.» Befragung Rosmarie Wid-
mer Gysel, Frage 5: «Und vor allem dadurch, dass die Schulzahnklinik ein WoV-Betrieb 
war, hat man mit ihm eigentlich als einzigem von allen anderen Dienststellen, konkret 
über Kennzahlen, über Leistungen reden können, man konnte eine betriebswirtschaftli-
che Auslegeordnung machen, Kundenumfragen etc.» 

386 Personalordner Dr. Peter Kerschot 
387 Befragung verschiedener Angestellten 
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Regeln des kantonalen Personalrechts. Den Betrieb konnte er selbst-
ständig organisieren, wobei der Schulzahnklinik ein Leistungsauftrag 
erteilt wurde. Im Voranschlag wurde ein Globalkredit eingestellt. In den 
jährlichen WoV-Berichten wurde über Betrieb und Finanzen Auskunft 
gegeben. Sodann musste sich die Schulzahnklinik bei der Beschaffung 
von Gütern und Dienstleistungen an die gesetzlichen Grundlagen halten, 
war aber sonst bis auf wenige Ausnahmen frei.388 Zusammengefasst 
blieb die Schulzahnklinik Teil der kantonalen Verwaltung, hatte aber ins-
besondere finanzpolitisch einen grösseren Spielraum. 
 

6.5.3 Aufbau und Führung der Schulzahnklinik 
Allgemein wurden die Verdienste von Dr. Peter Kerschot am Aufbau der 
Schulzahnklinik gewürdigt. Selber hatte er im Jahr 2000 eine Schrift ver-
fasst «Von der defizitären ‹Rossmetzg› bis zur rentablen zahnmedizini-
schen Klinik», wo er die bisherigen Leistungen Revue passieren liess und 
Verbesserungsvorschläge anbrachte.389 Offenbar wurde es sehr ge-
schätzt, dass er es schaffte, den Ruf der Schulzahnklinik zu verbessern 
und daraus einen Betrieb machte, der nicht in den Schlagzeilen erschien 
und wirtschaftlich erfolgreich war.390 
 
Die Leistungen der Schulzahnklinik wurden auch von der SSO Schaff-
hausen gewürdigt. Deren Präsident bezeichnete die Qualität als gut. Und 
man sei froh, dass Kinder in der Schulzahnklinik behandelt würden, denn 
diese seien schwierige Patientinnen und Patienten.391 
 
Persönlich führte Dr. Peter Kerschot die Schulzahnklinik halb als Amts-
stelle und halb als privaten Betrieb. Sein Credo war: «Eine Schulzahnkli-
nik kann nicht geführt werden wie eine normale Amtsstelle.»392 Er be-
gründete dies damit, dass die Schulzahnklinik kein Monopolbetrieb sei, 
sondern sowohl bezüglich Patientinnen und Patienten als auch auf dem 

 
388 WoV-Verordnung 
389 Personalordner Dr. Peter Kerschot, 275 ff. 
390 Befragung Dr. Rainer Feddern, Frage 5: «Als Kerschot Mitte der Neunziger Jahre die 

Klinik übernahm, besserte sich das (gemeint ist der Ruf) sehr stark. Man konnte die Kin-
der ohne Bedenken dahin schicken.» 

391 Befragung Dr. Rainer Feddern, Frage 5  
392 Befragung Dr. Peter Kerschot, Frage 128 
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Arbeitsmarkt in einer Konkurrenzsituation zu anderen Zahnarztkliniken 
stehe. 
 
Diese Zwittersicht auf die Schulzahnklinik führte dazu, wie nachfolgend 
gezeigt wird, dass die gesetzlichen Vorgaben in verschiedener Hinsicht 
nicht eingehalten wurden. 
 

6.5.3.1 Privatpraxis und Dr. Hadi Shidiak 
Dr. Peter Kerschot musste bekannt sein, dass die Bewilligung zum Be-
trieb der Privatpraxis auf ihn ausgestellt war und dass sie ihm unter der 
Prämisse erteilt worden war, dort Erwachsene zu behandeln. Als Leiter 
der Schulzahnklinik hätte ihm bewusst sein müssen, dass die Anstellung 
von Dr. Hadi Shidiak als Kieferorthopäde in seiner Privatpraxis gegen die 
objektiven Interessen der Schulzahnklinik verstiess. Weil Dr. Hadi Shidiak 
als Kieferorthopäde vor allem Kinder behandelte, stand er nun in einem 
direkten Konkurrenzverhältnis zur Schulzahnklinik. Selber befand sich 
Dr. Peter Kerschot in einem Interessenkonflikt, weil er einen persönlichen 
Vorteil hatte, wenn seine Klinik möglichst gute Zahlen lieferte und damit 
an Wert gewann. Nachdem er seine private Praxis Anfang 2013 zu einem 
marktüblichen Preis an Dr. Hadi Shidiak verkauft hatte, zeigte sich diese 
unhaltbare Doppelrolle offensichtlich.  
 
Als Leiter der Schulzahnklinik besass er die Anstellungskompetenz ge-
genüber den Mitarbeitenden. Deshalb hätte er Dr. Hadi Shidiak verbieten 
müssen, eine konkurrenzierende Tätigkeit auf dem Platz Schaffhausen 
auszuüben. Dies wäre ohne weiteres durchsetzbar gewesen, weil von 
Dr. Hadi Shidiak und weiteren Zahnärztinnen und -ärzten bei Beginn ihres 
Arbeitsverhältnisses mit Erstaunen zur Kenntnis genommen wurde, dass 
eine solche konkurrenzierende Tätigkeit überhaupt möglich war.393 Diese 
Nonchalance erstaunt umso mehr, als Dr. Peter Kerschot am Anfang 
seiner nebenberuflichen Tätigkeit den Mitarbeitenden, die in seiner priva-
ten Praxis Erwachsene behandeln wollten, harte Konkurrenzverbote auf-

 
393 Befragung Dr. Hadi Shidiak, Fragen 16 f.; Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes 

werden die befragten Mitarbeitenden der Schulzahnklinik nicht genannt  
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erlegte.394 So hatte er Catherine Witt eine Tätigkeit als Zahnärztin in 
Ravensburg an einem Tag pro Woche nur deshalb erlaubt, weil dies ge-
nügend weit weg von Schaffhausen sei (ca. 150 km).395 Offenbar wende-
te Dr. Peter Kerschot in dieser Frage äusserst unterschiedliche Massstä-
be an. 
  
Weil Dr. Peter Kerschot sich selber treuwidrig verhielt respektive die 
treuwidrige Anstellung von Dr. Hadi Shidiak in seiner Praxis erlaubte, 
beging er eine Pflichtverletzung. 
 

6.5.3.2 Abwerbungen 
Dr. Peter Kerschot waren die Abwerbungen in die Praxis von Dr. Hadi 
Shidiak bekannt.396 Dagegen schritt er jedoch nicht ein, obwohl dies seine 
Pflicht gewesen wäre, respektive liess erst sehr spät im Juli 2017 ein 
entsprechendes Merkblatt zum Thema Nebenbeschäftigung verteilen, 
allerdings ohne dessen Inhalt durchzusetzen. 
 
Dr. Peter Kerschot hätte aufgrund seiner Stellung diese Abwerbungen 
unterbinden müssen. 
 

6.5.3.3 Arbeitszeiten 
In der Schulzahnklinik gab es mündliche Absprachen zwischen dem Lei-
ter Dr. Peter Kerschot und einigen Mitarbeitern, dass pro Tag sieben 
Stunden pro Schicht und einmal im Monat an einem Samstag gearbeitet 
werden müsse. Die restliche Arbeitszeit war eine sogenannte Verwal-
tungs- oder Bürozeit. Wenn die Büroarbeit erledigt war, musste die nicht 
geleistete Arbeitszeit nicht in der Schulzahnklinik verbracht werden, son-
dern die Zahnärztinnen und -ärzte konnten nach Hause gehen. Das be-

 
394 vgl. Kapitel 4.1.2.2; Schreiben Schaffhauser Zahnärztegesellschaft vom 9. Dezember 

2003 an Regierungsrat Herbert Bühl samt Schreiben von Schulzahnärzten (Unterschrif-
ten unleserlich) inkl. Konkurrenzklausel; Ordner 1 ED, Kapitel 3; S. 215 ff. 

395 Befragung Catherine Witt, Frage 7: Dr. Peter Kerschot habe gesagt: «Okay, das ist weit 
weg, das ist in Ordnung.»  

396 vgl. Kapital 4 Abwerbungen 
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deutete: Wer speditiv arbeitete, besass mehr Freizeit. Es war aber auch 
klar, dass bei einem Notfall in der Klinik keine Überzeit geltend gemacht 
werden konnte. Diese Bürozeit war zu grosszügig bemessen, so dass die 
gesetzliche Arbeitszeit von 42 Stunden nicht eingehalten wurde. Aufgrund 
der Befragungen musste ausserdem festgestellt werden, dass auch bei 
den übrigen Mitarbeitenden die Zahlen der geleisteten und der bezahlten 
Stunden zum Teil erheblich voneinander abwichen.397 
 
Zeitgleich mit den Erkenntnissen der PUK erhielt das Finanzdepartement 
durch den neuen Leiter der Schulzahnklinik, Dr. Kurt Schnepper, Kennt-
nis von diesen Diskrepanzen. Mit Nathalie Greh, Departementssekretärin 
des FD, wurde deshalb vereinbart, dass die Untersuchung nicht parallel 
durchgeführt werde und der Lead beim Finanzdepartement sei. 
 
Die PUK hat Kenntnis davon, dass die mündlichen Abmachungen seit 
2000 bestanden hatten. Das Finanzdepartement erstellte eine Übersicht 
über die Jahre 2016 bis 2018.398 Nach den Berechnungen der Finanzkon-
trolle entsprächen die nicht erbrachten Arbeitsleistungen zwischen 2016 
und 2018 einem Betrag von CHF 1'101'000. Es handelte sich dabei um 
Bruttolöhne, inklusive der Arbeitgeberbeiträge.399  
 
Der Betrag der nicht erbrachten Arbeitsleistungen ist nicht der Schadens-
summe gleichzusetzen. Die Arbeitnehmenden werden für die dem Arbeit-
geber zur Verfügung gestellte Zeit und nicht für die Arbeitsleistung be-
zahlt.400 Eine längere Anwesenheit am Arbeitsplatz heisst nicht in jedem 
Fall, dass in dieser Zeit eine produktive und wirtschaftlich verwertbare 
Leistung erbracht worden ist. Zudem muss bei einer Schadensberech-
nung auch nachgewiesen werden, dass in der nicht geleisteten Zeit ge-
nügend Aufträge vorhanden gewesen wären. Die genaue Berechnung 
des Schadens sprengt den Rahmen des Auftrags der PUK. Aufgrund des 
Umstands, dass von quasi allen Mitarbeitenden Arbeitszeit nicht geleistet 
wurde, muss die PUK jedoch davon ausgehen, dass dem Kanton Schaf-

 
397 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes verzichtet die PUK darauf, die entsprechen-

den Protokolle der Mitarbeitenden zu zitieren. 
398 Zusammenstellung der FD über die Arbeitszeiten in der Schulzahnklinik vom 26. Sep-

tember 2019.  
399 Zusammenstellung Finanzkontrolle vom 20. November 2019 
400 Art. 3 Abs. 2 PG, Art. 31 PG; Streiff/von Kaenel/Pellegrini, aaO., N 2 zu Art. 319 
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hausen ein Schaden entstanden sein muss. Es wäre lebensfremd anzu-
nehmen, bei sämtlichen nicht geleisteten Arbeitsstunden wäre keine wirt-
schaftliche Gegenleistung erfolgt. Der Schaden erreichte im Zeitraum von 
2016 bis 2018 minimal einen kleinen Betrag und maximal CHF 1'101'000. 
 
Für die PUK ist es offensichtlich, dass die Abmachung, nach sieben 
Stunden Arbeitszeit und allfälligen Büroarbeiten sei Arbeitsschluss, gegen 
die gesetzliche Pflicht einer 42-Stundenwoche verstösst. Dass mit den 
Bürozeiten die tägliche Sollzeit nicht erreicht werden konnte, war be-
kannt. Ebenso musste bekannt gewesen sein, dass die übrigen Mitarbei-
tenden nicht während der gesamten gesetzlichen Arbeitszeit anwesend 
waren. Die Verantwortung für die Einhaltung der Arbeitszeiten lag bei 
Dr. Peter Kerschot. Es musste ihm klar sein, dass die anderslautenden 
mündlichen Abmachungen gesetzwidrig waren. Die vorgesetzten Stellen 
hatten keine Kenntnis dieser gegenüber dem Personalgesetz abweichen-
den Vereinbarungen. 
 

6.5.3.4 Behandlung der Kinder von Mitarbeitenden 
Ehepartner und Kinder der Mitarbeitenden konnten gemäss einer mündli-
chen Anweisung von Dr. Peter Kerschot in der Klinik gratis behandelt 
werden.  
 
Dr. Peter Kerschot habe das so gesagt: Wenn etwas mit den Kindern der 
Mitarbeitenden sei, werde dies zwischen den Mitarbeitenden geregelt. 
Damit sei eine Gratisbehandlung gemeint gewesen.401 Eine andere Mit-
arbeiterin meinte, an sich sei dies nicht möglich gewesen, ausser es habe 
Abmachungen unter den Mitarbeitenden gegeben.402  
 
Dr. Marcel Cucu erwähnte diese Praxis anlässlich seines Abschlussge-
sprächs vom 1. März 2004 gegenüber dem ED.403   
 

 
401 Befragung Catherine Witt, Fragen 142 ff. 
402 Aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes werden die befragten Mitarbeitenden der 

Schulzahnklinik nicht genannt 
403 Unterlagen ED Ordner 1; Seite 334 
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6.5.4 Würdigung durch die PUK 
Die PUK anerkennt die Verdienste von Dr. Peter Kerschot beim Aufbau 
und beim Betrieb der Schulzahnklinik. Diese wurde im Gegensatz zu 
anderen Schulzahnkliniken der Schweiz sehr kundenfreundlich geführt 
und stand mit dem Schichtbetrieb und den Öffnungszeiten am Samstag 
sehr gut da. Ebenso war sie betriebswirtschaftlich auch im Vergleich mit 
anderen Kliniken erfolgreich. Dies rührt auch daher, dass die Kieferortho-
pädie für die Schulzahnklinik lukrativ ist und einen hohen Kostende-
ckungsgrad aufweist.  
 
Mit seinem Engagement hatte sich Dr. Peter Kerschot aber in mehrfacher 
Hinsicht nicht an die gesetzlichen Vorgaben gehalten. Er führte die 
Schulzahnklinik mehr als Privat-, denn als Staatsbetrieb. Den durch die 
Bewilligung der Privatpraxis im Jahr 2003 gewährten Freiraum nutzte er 
immer mehr für sich und für Vergünstigungen für die Mitarbeitenden aus. 
Dies war nur möglich, weil der gewährte Freiraum nur mangelhaft kontrol-
liert wurde. Weder die Gewährung der Arbeitszeitreduktion noch die Gra-
tisbehandlungen von Ehepartnern und Kindern der Mitarbeitenden war 
rechtens. Die Abwerbungen waren ihm bekannt, und er tolerierte sie. Von 
diesen Abwerbungen konnte er bis zum Verkauf seiner Praxis direkt fi-
nanziell profitieren, da seine private Praxis so einen höheren Umsatz 
generieren konnte. Die Einführung von Myobrace® erfolgte ohne umfas-
sende Evaluation, mit keinem Zeitplan und mit keinem Ziel. Ein Projekt-
management fehlte völlig.  
 
Die PUK kann nicht nachvollziehen, dass keinem der direkten Vorgesetz-
ten von Dr. Peter Kerschot aufgefallen war, dass die gesetzlichen Vorga-
ben, die auch für WoV-Betriebe (Personalrecht, Submissionsrecht, Wett-
bewerbsneutralität des Staates etc.) gelten, nicht eingehalten wurden. 
Auch die Einstufung als WoV-Betrieb ist kein Freipass, sich nach eige-
nem Gutdünken zwischen Staat und Privatwirtschaft hin und her zu be-
wegen. Dieser Freiraum konnte vor allem deshalb ausgenützt werden, 
weil eine fachliche Aufsicht fehlte.  
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6.6 Geschäftsprüfungskommission (GPK) 

6.6.1 Gesetzliche Grundlagen  
Der Kantonsrat übt die Oberaufsicht über die staatlichen Organe wie Re-
gierungsrat, die Verwaltung und die Gerichte des Kantons aus.404 Die 
Oberaufsicht wird vom Kantonsrat im Wesentlichen durch die Prüfung 
und Beschlussfassung über die Genehmigung der Kantonsrechnung und 
der jährlichen Rechenschaftsberichte des Regierungsrates und der Ge-
richte sowie aufgrund der Berichte der ständigen Aufsichtskommissionen 
ausgeübt. Die Aufsichtskommissionen können die Mitglieder des Regie-
rungsrates und die Mitarbeitenden zu Sitzungen einladen. Diese sind in 
der Regel auskunftspflichtig und werden vom Regierungsrat von der Ge-
heimhaltungspflicht entbunden. Die Aufsichtskommissionen können nach 
Rücksprache mit dem Regierungsrat Besichtigungen und Kontrollen der 
Verwaltung vornehmen und Dienststellenleiterinnen und -leiter befragen. 
Sie können ihre Feststellungen direkt mit den Dienststellenleiterinnen und 
-leitern besprechen, bringen dies aber vorgängig dem zuständigen Regie-
rungsmitglied zur Kenntnis. Über die Hauptergebnisse berichten die Auf-
sichtskommissionen dem Kantonsrat.405 
 
Die Geschäftsprüfungskommission ist unter anderem für die Prüfung und 
Vorberatung der Verwaltungsberichte, der Staatrechnung und des Voran-
schlags sowie anderer Geschäfte, die ihr vom Kantonsrat zugewiesen 
werden, verantwortlich. 
 
Kommissionsbeschlüsse sind wörtlich, die Voten zusammengefasst im 
Protokoll wiederzugeben. Tonbänder sind nach der Genehmigung des 
Protokolls zu löschen.406 Akten sind so zu führen, dass die Entscheide 
nachvollziehbar sind und intern oder extern (Öffentlichkeitsprinzip) kon-
trolliert werden können.407 
 

 
404 Art. 52 Abs. 2 KV; Art. 55 Abs. 1 KV 
405 Art. 34 ff. KRG 
406 § 9, § 15 Geschäftsordnung des Kantonsrates Schaffhausen (SHR 171.110) 
407 Häfelin/Müller/Uhlmann, aaO.; N 1556 
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6.6.2 Oberaufsicht 
Die Oberaufsicht ist die politische Kontrolle des Parlaments über fremde 
Amtsführung. Das Parlament kann kraft seiner Oberaufsichtskompetenz 
Akten anderer Behörden weder aufheben noch abändern. Es kann aber 
die betroffenen Behörden zu Stellungnahmen einladen und Empfehlun-
gen abgeben. Die Oberaufsicht hat die Kompetenzordnung zu beachten 
und beinhaltet keine richterliche Kontrolle des Einzelfalles. Sie zeichnet 
sich durch eine distanziert-politische Betrachtungsweise aus. Das Ziel der 
Oberaufsicht liegt darin, dass die kontrollierten Organe Stellung nehmen, 
Ergebnisse erläutern, ihr Verhalten begründen oder die Einhaltung von 
Rechtsgrundlagen und finanziellen Vorgaben erklären. Im Gegensatz zur 
Aufsicht ist die Oberaufsicht auf die nachträgliche Kontrolle angelegt. Für 
die Aufsicht ist die vorgesetzte Behörde zuständig. Die Aufsicht der Re-
gierung ist ein Führungsinstrument und Ausfluss des hierarchischen Auf-
baus der Verwaltungsbehörden. Ausnahmsweise kann die Oberaufsicht 
auch begleitend sein, wenn sie sonst zu spät käme und wirkungslos wä-
re. Zu denken ist dabei insbesondere an Zwischenberichte bei langwieri-
gen Verfahren wie Verwaltungsreformen oder Informatikbeschaffungen. 
Bei der Ausübung der begleitenden Oberaufsicht ist Zurückhaltung zu 
üben, um nicht faktisch in den Kompetenzbereich von Regierung und 
Verwaltung einzugreifen.408 
 

6.6.3 GPK-Sitzung vom 9. April 2018 und Strafanzeige 
An der Sitzung der GPK vom 9. April 2018 war die Schulzahnklinik das 
erste Mal nach knapp einem Jahr wieder auf der Traktandenliste. Hinter-
grund waren die Zeitungsberichte sowie die Kleine Anfrage von Mariano 
Fioretti von Anfang März 2018. 
 
Marcel Montanari, Präsident der GPK, erklärte gegenüber der PUK, Mari-
ano Fioretti habe ihm am 24. März 2018 mitgeteilt, er hätte Informationen, 
dass es zu Ungereimtheiten innerhalb der Schulzahnklinik gekommen 

 
408 Thomas Sägesser, Zur Oberaufsicht in den Kantonen, Parlament 2016, S. 43 ff.; 

Thomas Sägesser in Graf/Theler/von Wyss, Parlamentsrecht und Parlamentspraxis der 
Schweizerischen Bundesversammlung, Bern/Zürich 2014, N 16 ff. und N 41 ff. zu 
Art. 26. Häfelin/Müller/Ullmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, 7. Auflage, N 1724 ff. 
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sei. Daher wurde auf den 9. April 2018 eine Sitzung einberufen. Es sei 
zur Diskussion gestanden, dass es zu Fehldiagnosen gekommen sei und 
Therapien gebe, die den Kindern schadeten. Das sei für ihn das Allerhef-
tigste gewesen. Die Themen Abwerbungen und Kick-Back-Zahlungen 
seien dagegen einfach unschön. Die GPK sei vor allem aufgrund von 
mündlichen Schilderungen zum Entscheid gekommen, man müsse die 
Staatsanwaltschaft informieren. Mariano Fioretti habe Unterlagen gehabt, 
aus denen man habe schliessen können, dass es zu Abwerbungen ge-
kommen sei. Die Unterlagen von Mariano Fioretti habe die GPK nicht an 
sich genommen. Diese Unterlagen hätte er, Marcel Montanari, genauer 
anschauen können, doch da sei er zurückhaltend. Ein E-Mail des Absen-
ders «Kein Grubenhund» habe er gesehen. Die Informationen von Maria-
no Fioretti habe er als sehr glaubwürdig angesehen, überprüft habe man 
diese Angaben aber nicht. Es seien auch keine Prüfungen vorgenommen 
worden, ob strafrechtlich relevante Sachverhalte vorliegen. Man habe 
dann einstimmig entschieden, die Staatsanwaltschaft zu informieren. Man 
habe das weniger als Strafanzeige gesehen, sondern eher als eine ver-
waltungsrechtliche Meldung. Über die Risiken und Gefahren einer Straf-
anzeige habe man nicht gesprochen. Vielmehr sei diskutiert worden, was 
sei, wenn keine Strafanzeige eingereicht werde. Die Angst, untätig zu 
bleiben, sei gross gewesen. Es sei ein Ausschuss bestimmt worden, der 
aus ihm und Mariano Fioretti bestanden habe. In der Kaffeepause habe 
er dann mit der Staatsanwaltschaft telefoniert und sie hätten auf Mittag 
einen Termin erhalten. Bei der Staatsanwaltschaft hätten sie die Sachla-
ge dargelegt. Er habe sich ernst genommen gefühlt, und es sei ein Ter-
min mit der Polizei auf den 13. April 2018 vereinbart worden.409 
 
Mariano Fioretti erklärte, Marcel Montanari habe in der fraglichen Sitzung 
einen Gesetzesartikel vorgelesen, wonach die GPK verpflichtet sei, Straf-
anzeige zu erheben. 
 
Die Sitzung vom 9. April 2018 sei auf Tonband aufgenommen worden 
und man habe normal protokolliert. Weil man Angst gehabt habe, es 
könnte etwas rausgehen, habe man das Protokoll zurückgehalten410 und 
am 3. Dezember 2018 beschlossen, rückwirkend nur ein Beschlussproto-

 
409 Befragung Marcel Montanari, Fragen 7 ff. 
410 Befragung Marcel Montanari, Fragen 18 
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koll zu erstellen.411 Gemäss diesem Protokoll wurde entschieden, die 
Behandlung der Thematik einer «Parlamentarischen Untersuchungs-
kommission (PUK) zur Abklärung von mutmasslichen und unzulässigen 
Vorgängen in der kantonalen Schulzahnklinik» in der Folge mittels Be-
schlussprotokoll zu protokollieren.412  
 
Die PUK forderte die Tonbänder dieser Sitzung bei der GPK ein. Diese 
teilte mit, aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen seien die Tonbänder 
nach der Genehmigung des Protokolls gelöscht worden.413 
 
Vom 9. April 2018 bis November 2018 enthielten alle Protokolle zum 
Thema Schulzahnklinik folgenden Wortlaut: «Die Thematik einer PUK zur 
Abklärungen von mutmasslichen und unzulässigen Vorgängen in der 
kantonalen Schulzahnklinik wird mittels Beschlussprotokoll protokolliert.» 
Hinzugefügt wurde in den einzelnen Protokollen der an der betreffenden 
Sitzung gefällte Entscheid.414 Die PUK geht davon aus, dass an der Sit-
zung vom 9. April 2018 noch nicht über die Einsetzung einer PUK ge-
sprochen wurde, sondern dass dieser Hinweis, gemäss den Aussagen 
von Marcel Montanari, erst im Dezember 2018 in alle Protokollen einge-
fügt wurde.  
 

6.6.4 Antrag auf Einsetzung einer PUK 
Am 13. April 2018 weilten Marcel Montanari und Mariano Fioretti bei der 
Polizei und schilderten ihr Wissen. Darüber verfasste die Staatsanwalt-
schaft ein Protokoll. Der polizeiliche Sachbearbeiter habe gesagt, sie 
(Marcel Montanari und Mariano Fioretti) seien dem Untersuchungsge-
heimnis unterstellt. Deshalb hätte er (Marcel Montanari) zusammen mit 
Mariano Fioretti entschieden, die GPK nicht zu informieren. Der Polizist 
erkundigte sich, wer das Protokoll der GPK-Sitzung erhalte. Daraufhin 
habe er (Marcel Montanari) gesagt, es gäbe einen offiziellen Verteiler, 
und er könne dem Kantonsratsbüro sagen, es solle das Protokoll zurück-
halten. Zuerst habe er auch den Regierungsrat informieren wollen, das 

 
411 GPK-Protokoll 3. Dezember 2018, S. 16 
412 GPK-Protokoll 9. April 2018, S. 2 
413 Schreiben der GPK vom 29. Januar 2020 
414 GPK-Protokolle vom 9. April 2018 bis 3. Dezember 2018  
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sei dann nach dem Termin mit der Polizei nicht mehr erfolgt. In der GPK 
sei nachher zu diesem Thema nicht mehr viel gelaufen.415 
 
Anlässlich der GPK-Sitzung vom 30. Mai 2018 erklärte Marcel Montanari 
auf Frage hin, dass zum jetzigen Zeitpunkt über das Thema Schulzahn-
klinik nicht informiert werde. Es sei ein Entscheid des Ausschusses, dass 
niemand, auch nicht die GPK, informiert werde.416 
 
Nachdem der interne Bericht des ED erschienen war, sagte Mariano Fio-
retti am 3. September 2018, er habe Gründe anzunehmen, dass die in 
diesem Bericht getroffenen Schlüsse nicht zutreffen, und verlangte, die 
GPK solle den internen Bericht anfordern. Dies wurde einstimmig gutge-
heissen.417 
 
Marcel Montanari erklärte, am 12. September 2018 sei der teilweise ein-
geschwärzte Bericht des ED eingegangen. Dieser Bericht habe bei ihm 
ein Unwohlsein ausgelöst. Etwas Erkenntliches sei in der Zwischenzeit 
nicht erfolgt, doch habe man vernommen, dass die Situation in der Schul-
zahnklinik immer noch nicht besser sei. Man habe nicht bei der Staats-
anwaltschaft angefragt, was gegangen sei. Vom Hörensagen sei anzu-
nehmen, dass es bei der Polizei und der Staatsanwaltschaft nicht vor-
wärtsgehe. Weitere Informationen seien aber nicht eingegangen. Zu-
sammen mit Mariano Fioretti habe er vor der GPK-Sitzung vom 5. Sep-
tember 2018 überlegt, den Antrag auf Einsetzung einer PUK zu stellen. 
Weil er gefunden habe, dazu müsse man sich vorbereiten, habe er dies 
an der September-Sitzung noch nicht thematisieren wollen. Nach der 
Sitzung sei er mit Mariano Fioretti zusammengesessen, und sie hätten 
entschieden, dass es einen Antrag für eine PUK brauche. Er habe einen 
groben Entwurf für einen Antrag geschrieben, der in der Sitzung vom 
22. Oktober 2018 besprochen und zuhanden des Kantonsrates bereinigt 
worden sei. An dieser Sitzung habe Mariano Fioretti Unterlagen hinge-
legt. Er habe die Blätter angeschaut und da habe sich sein Magen ver-
krampft. Es sei ihm klargeworden, dass man handeln müsse. Es seien 
zwei gut gefüllte Sichtmäppchen gewesen. Er habe sie anschauen wol-
len, doch sei er dann sofort einen Schritt zurückgetreten. Auf diesen Un-

 
415 Befragung Marcel Montanari, Frage 8 
416 GPK-Protokoll vom 30. Mai 2018, S. 4 
417 GPK-Protokoll vom 3. September 2018, S. 21 
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terlagen habe man Namen gesehen, deshalb habe er gedacht, es könn-
ten hier reale Opfer sein und allenfalls seien Kinder betroffen. Die Sitzung 
sei heftig gewesen. Aus Sicherheitsgründen habe man auch keine Kopien 
gemacht. Die Angst wurde damit begründet, dass allenfalls Leute den 
Akten nachgehen würden und dass ein mutmasslicher Einbruch bei ei-
nem Zahnarzt stattgefunden hatte. 
 
Die GPK beschloss am 22. Oktober 2018 einstimmig bei einer Abwesen-
heit, dem Kantonsrat die Einsetzung einer PUK zu beantragen. Der zu-
ständige Regierungsrat wurde am selben Tag an der Fraktionssitzung 
erstmals über den Antrag der GPK bezüglich einer Parlamentarischen 
Untersuchungskommission informiert. Unterlagen hatten die Fraktionen 
nicht bekommen, sie wurden nur mündlich über ihre Vertreter in der GPK 
informiert. Offiziell Kenntnis davon, dass die GPK im April 2018 eine 
Strafanzeige eingereicht hatte, erhielt der zuständige Regierungsrat am 
24. Oktober 2018 durch die Überstellung der «Verfügung betreffend Ak-
tenbeizug nach Art. 194 StPO» durch die Staatsanwaltschaft.418  
 
Am 26. Oktober 2018, am 1. November 2018 und am 9. November 2018 
behandelte GPK das Thema Schulzahnklinik erneut. Für die Sitzung vom 
1. November 2018 war die Teilnahme des Sekretariats der GPK nicht 
erwünscht. Der GPK-Sekretär wurde nur betreffend Instruktion des weite-
ren Vorgehens beigezogen.419 
 
Bezüglich der Information über die Strafanzeige hatte man gemäss 
Marcel Montanari Stillschweigen beschlossen. Er habe am 7. November 
2018 ein E-Mail von Peter Sticher erhalten, wonach die Staatsanwalt-
schaft angefragt worden sei, wer die Anzeige gemacht habe. Peter Sti-
cher meinte, er könne nicht informieren. Deshalb habe er sich entschlos-
sen, an der zweiten Sitzung im Kantonsrat, bei der es um die PUK ge-
gangen sei, zu informieren. Er gehe davon aus, dass der Regierungsrat 
dies schon früher gewusst habe.420 

 
418 Befragung Christian Amsler, Stellungnahme Christian Amsler, S. 77 ff. 
419 GPK-Protokoll vom 22. Oktober 2018, S. 10; GPK-Protokoll vom 26. Oktober 2018,  

S. 18; GPK-Protokoll vom 1. November 2018, S. 2; GPK-Protokoll vom 9. November 
2018, S. 20 f. Der Beschluss, Antrag auf Einsetzung einer PUK zu stellen, erfolgte am 
22. Oktober 2018. Doch wurde stereotyp in allen Protokollen der erwähnte Wortlaut pro-
tokolliert. 

420 Befragung Marcel Montanari vom 27. Februar 2019, Fragen 8 ff. 
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6.6.5 Würdigung durch die PUK 

6.6.5.1 Stellungnahme der Mehrheit  
Die Mehrheit der PUK (Regula Widmer, Irene Gruhler Heinzer, Linda De 
Ventura, Thomas Hauser) anerkennt, dass es die GPK mit Einreichen der 
Strafanzeige am 9. April 2018 und mit dem Antrag auf Einsetzen einer 
PUK am 22. Oktober 2018 ermöglichte, die Vorgänge um die Schulzahn-
klinik umfassend abzuklären. Die Strafanzeige des Sozialversicherungs-
amtes steht in einem Zusammenhang mit der Thematik, wurde aber ur-
sächlich nicht durch die Strafanzeige der GPK ausgelöst.421  
 
Die GPK ist in verschiedener Hinsicht ihren Aufgaben als Oberaufsichts-
behörde in formeller und materieller Weise nicht nachgekommen. 
 
Mariano Fioretti erhielt aus mehreren Quellen Hinweise, dass anschei-
nend die gesetzlichen Vorgaben in der Schulzahnklinik nicht eingehalten 
worden seien. Obwohl er der für das Erziehungsdepartement zuständige 
Referent der GPK war, behielt er dieses Wissen für sich und teilte es 
vorerst weder mit der GPK, noch konfrontierte er den zuständigen Vor-
steher des ED damit. Stattdessen reichte er die erste Kleine Anfrage ein. 
Die PUK anerkennt, dass Mariano Fioretti sich in der systemimmanenten 
Doppelrolle als Kantonsrat und Referent der GPK für das Erziehungsde-
partement in einem Zwiespalt befand. Sie erwartet aber, dass ein Rats-
mitglied, das gewichtige Oberaufsichtsfunktionen besitzt, diese in solchen 
Situationen auch wahrnimmt und die Interessen als einfaches Kantons-
ratsmitglied hintenanstellt. Deshalb wäre es angebracht gewesen, wenn 
Mariano Fioretti zuerst die GPK und danach auch den zuständigen Vor-
steher des ED mit seinen Informationen konfrontiert hätte. Auch nach der 
Strafanzeige vom 9. April 2018 wäre es aufgrund seiner Rolle als Instru-
ment der Oberaufsicht angezeigt gewesen, dass er die sich in seinen 
Händen befindlichen Dokumente der Aufsichtsbehörde zukommen lässt. 
Wie soll die Aufsichtsinstanz einen Sachverhalt abklären, wenn die Ober-
aufsichtsinstanz ihr die für die Aufklärung nützlichen Dokumente vorent-
hält? 
 

 
421 Befragung Bruno Bischof, Frage 23 ff. 
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Mit der Information der Staatsanwaltschaft am 9. April 2018, die in Tat 
und Wahrheit eine Strafanzeige darstellte, hatte die GPK ihre Rolle als 
Oberaufsichtsbehörde verkannt. Es wäre ihre Aufgabe als politische Kon-
trollbehörde gewesen, den zuständigen Regierungsrat über die erhalte-
nen Informationen zu orientieren.422 Gerade, weil anscheinend erstmals 
Dokumente zu Vorkommnissen in der Schulzahnklinik vorlagen, hätte 
zuerst die Aufsichtsbehörde informiert werden müssen. Die GPK hätte 
dem zuständigen Referenten einen entsprechenden Auftrag erteilen oder 
Christian Amsler in die GPK einladen können. Im Rahmen der Aufsichts-
funktion besitzt der zuständige Regierungsrat unmittelbare Handlungs-
kompetenz gegenüber der Verwaltung. Christian Amsler hätte den Sach-
verhalt abklären und nötigenfalls Strafanzeige erstatten müssen. Erst 
wenn trotz klarer Aufforderung keine Handlungen seitens der Aufsicht 
erfolgen, liegt es an der Oberaufsicht, die mangelnden Handlungen der 
Aufsicht publik zu machen und anstelle derer zu handeln.  
 
Der Hinweis der GPK, das Erziehungsdepartement habe bis jetzt nicht 
gehandelt, weshalb man es nicht informiert habe, überzeugt nicht. Das 
Erziehungsdepartement hatte bereits am 9. März 2018 mitgeteilt, dass es 
eine interne Untersuchung angeordnet habe. Auch bei einer Weiterleitung 
der Akten an das Erziehungsdepartement hätte die Vertraulichkeit der 
Quelle gewahrt werden können, weil auch die GPK keinerlei Kenntnis 
dieser Quelle hatte.  
 
Die fehlende Kommunikation seitens GPK und Mariano Fioretti kann sich 
die PUK nicht nur mit Misstrauen gegenüber Christian Amsler erklären, 
offensichtlich war auch die Kommunikation zwischen Christian Amsler 
und Mariano Fioretti gestört. Christian Amsler schaffte es 2017 nicht, die 
Empfehlung von Regierungsratspräsidentin Rosmarie Widmer Gysel um-
zusetzen und mit Mariano Fioretti das Gespräch zu suchen. Dieser ging 
von sich aus nicht auf Christian Amsler zu.423 Selbst wenn ein solches 
Misstrauen bestanden hätte, gäbe es für die GPK aufgrund ihrer Funktion 
als Oberaufsichtsbehörde keine Gründe, die zuständige Person – Christi-

 
422 Diese politische Kontrolle und der Einbezug des Regierungsrates zeigt sich auch in Art. 

37 KRG, wonach die Aufsichtskommissionen ihre Feststellungen und Vorschläge direkt 
mit den Dienststellenleitenden besprechen können, diese aber vorgängig dem Regie-
rungsrat zur Kenntnis zu bringen haben. 

423 vgl. Kapitel 6.2.2.4 Diskussion im Regierungsrat. 
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an Amsler – nicht zu informieren. Notfalls hätte auch die zuständige Stell-
vertretung von Christian Amsler benachrichtigt werden können.424 
 
Es bestand weder in zeitlicher noch in tatsächlicher Hinsicht eine Not-
wendigkeit, die Strafverfolgungsbehörden unverzüglich zu informieren. 
Eine gesetzliche Pflicht der GPK, hier eine Strafanzeige einzureichen, 
ergibt sich weder aus der Oberaufsichtskompetenz noch aus anderen 
gesetzlichen Bestimmungen.425 Art. 70 Justizgesetz gibt aufgrund von 
vagen Informationen keine Handhabe, so zu handeln. Die GPK kannte 
nur die mündlichen Ausführungen eines GPK-Mitglieds und prüfte die 
anonymen Dokumente weder auf deren Echtheit noch auf den Inhalt. 
Insbesondere klärte sie auch nicht vertieft ab, welches strafbare Verhal-
ten allenfalls Mitarbeitenden vorgeworfen werden könnte. Warum die 
GPK aufgrund von nicht überprüften anonymen Dokumenten und ohne 
Prüfung der Rechtslage angenommen hatte, es liege eine schwerwie-
gende Straftat vor (Art. 70 Justizgesetz), weshalb eine Anzeige geboten 
sei, ist für die PUK nicht einsichtig. Zudem bestand in zeitlicher Hinsicht 
kein unmittelbarer Handlungsbedarf. Es hätte genügend Zeit bestanden, 
den Vorsteher des ED zu informieren und/oder zumindest die Sachlage 
sowohl in tatsächlicher wie in juristischer Hinsicht in eigener Regie vertief-
ter abzuklären.  
 
Obwohl nach der Strafanzeige weder neue, konkrete Vorwürfe vorlagen 
noch Dokumente zu den Akten genommen wurden, erfolgte aufgrund 
derselben Sachlage der Antrag der GPK auf Einsetzung einer PUK. 
 
Kein Verständnis hat die PUK für den nachträglichen Beschluss der GPK, 
entgegen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften die Voten der GPK-
Sitzung vom 9. April 2018 und auch der anderen Sitzungen zum Thema 
Schulzahnklinik nicht zu protokollieren. Ebenso hätten die von Mariano 
Fioretti mitgebrachten Akten in jedem Fall im Rahmen der Dokumentati-
onspflicht zu den GPK-Akten genommen werden müssen. Wenn nicht 
protokolliert wird und die notwendigen Dokumente nicht zu den Akten 

 
424 Regierungsrat Walter Vogelsanger  
425 «Behörden und ihre Mitarbeitenden im Sinn von Art. 302 Abs. 2 der Schweizerischen 

Strafprozessordnung sind zur Strafanzeige verpflichtet, wenn ihnen in ihrer amtlichen 
Stellung eine schwerwiegende Straftat bekannt wird». Art. 70 Justizgesetz vom 9. No-
vember 2009 (SHR 173.200) 
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genommen werden, kann der Vorwurf der mangelnden Transparenz nicht 
entkräftet werden. Zu dieser Abschottung gehörte auch, dass sich die 
GPK selber nicht mehr durch den von ihr ernannten Ausschuss informie-
ren liess und erneut aufgrund von Dokumenten, die nicht überprüft wer-
den konnten und nicht zu den Akten genommen wurden, am 22. Oktober 
2018 den Entscheid fällte, einen Antrag auf Einsetzung einer PUK zu 
stellen.  
 

6.6.5.2 Stellungnahme der Minderheit  
Die Minderheit (Mariano Fioretti) der PUK erachtet es nicht als deren 
Aufgabe, das Verhalten der GPK zu untersuchen. Gemäss dem klar for-
mulierten Einsetzungsauftrag des Kantonsrates hatte sich die PUK nur 
um die Ereignisse um die Schulzahnklinik, nicht um das Verhalten des 
Kantonsrates und seiner Kommission zu kümmern. Als Kantonsrat stand 
es Mariano Fioretti frei, Kleine Anfragen einzureichen und sein Wissen 
vorerst nicht in die GPK zu tragen oder das ED zu informieren. Inhaltlich 
nahm die GPK ihre Aufgabe als Oberaufsicht schnell und korrekt wahr. 
Das Justizgesetz verpflichtet Behörden zu einer Strafanzeige, sofern sie 
Kenntnis einer möglichen schwerwiegenden Straftat erhalten (Art. 70 
Justizgesetz). Entsprechend der ihr vorliegenden Informationen erachtete 
es die Geschäftsprüfungskommission als ihre gesetzliche Pflicht, die 
Staatsanwaltschaft umgehend über die Vorkommnisse zu informieren, 
was am 9. April 2018 auch geschah. Die Informationen wurden der GPK 
vertrauensvoll zugespielt, nachdem entsprechende Interventionen in der 
Führungslinie des Erziehungsdepartementes seit 2017 ergebnislos blie-
ben. Um die Quelle der Information zu schützen und weil die Arbeit der 
Staatsanwaltschaft nicht behindert werden sollte, war es angezeigt, dass 
die GPK die Informationen in diesem Fall nicht dem zuständigen Vorste-
her des Erziehungsdepartementes weitergab.  
 

 Aufsicht 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 153

6.7 Staatsanwaltschaft und Polizei 

6.7.1 Gesetzliche Grundlagen 
Die Strafverfolgung richtet sich nach den Bestimmungen der Schweizeri-
schen Strafprozessordnung (StPO). Die Strafbehörden sind in der 
Rechtsanwendung unabhängig und alleine dem Recht verpflichtet. Straf-
verfolgungsbehörden sind insbesondere die Polizei und die Staatsanwalt-
schaft. Wenn Straftaten vorliegen oder auf Straftaten hinweisende Ver-
dachtsgründe bestehen, sind sie verpflichtet, die Strafverfolgung unver-
züglich an die Hand zu nehmen und sie ohne begründete Verzögerung 
abzuschliessen. Ermittelt die Polizei im Auftrag der Staatsanwaltschaft, 
untersteht sie der Aufsicht und den Weisungen der Staatsanwaltschaft. 
Die Staatsanwaltschaft leitet das Vorverfahren, die Untersuchung, erhebt 
gegebenenfalls Anklage und vertritt die Anklage vor Gericht.426 Das Vor-
verfahren besteht aus den Ermittlungshandlungen der Polizei und der 
Staatsanwaltschaft. Es wird eingeleitet durch die Ermittlungstätigkeit der 
Polizei und die Eröffnung der Strafuntersuchung durch die Staatsanwalt-
schaft. Im Ermittlungsverfahren stellt die Polizei aufgrund eigener Ermitt-
lungen, Aufträge der Staatsanwaltschaft oder Anzeigen den rechtserheb-
lichen Sachverhalt fest. Sie ist dabei an die Bestimmungen der StPO 
gebunden. Die Staatsanwaltschaft kann der Polizei jederzeit Aufträge und 
Weisungen erteilen. Die Polizei hält die von ihr getätigten Feststellungen 
und getroffenen Massnahmen fortlaufend in Protokollen fest und übermit-
telt diese nach Abschluss der Ermittlungen unverzüglich der Staatsan-
waltschaft. Wenn sich aus den Ermittlungen und Feststellungen der Poli-
zei ein hinreichender Tatverdacht ergibt, eröffnet die Staatsanwaltschaft 
eine Strafuntersuchung und hält dies in einer Eröffnungsverfügung fest. 
Auch nach der Eröffnung der Strafuntersuchung kann die Staatsanwalt-
schaft der Polizei mündliche oder schriftliche Ermittlungsaufträge ertei-
len.427 
 

 
426 Art. 4 ff. StPO; Art. 70 Abs. 2 KV 
427 Art. 299 ff. StPO 

 Aufsicht 



 
 
Parlamentarische Untersuchungskommission Schulzahnklinik des Kantons Schaffhausen  
  
  

 154

6.7.2 Strafverfahren 

6.7.2.1 Strafanzeigen gegen Personen der Schulzahnklinik 
Aufgrund der Anzeige der GPK fand am 23. April 2018 eine Sitzung mit 
dem Ersten Staatsanwalt Peter Sticher, dem Leitenden Staatsanwalt 
Roland Flüeler, dem Kripochef Hptm Philipp Meier, dem Chef Kommissa-
riat Vermögensdelikte und dem zuständigen Sachbearbeiter der Polizei 
statt. An dieser Besprechung wurde entschieden, dass die Staatsanwalt-
schaft das Verfahren vorerst noch nicht übernehme und insbesondere 
noch kein Verfahren eröffnet werde. Es wurde vereinbart, dass der poli-
zeiliche Mitarbeiter drei Elternteile, die von Mariano Fioretti an der Ein-
vernahme vom 13. April 2018 genannt wurden, bis am 15. Mai 2018 poli-
zeilich befrage und anschliessend einen Bericht zuhanden der Staatsan-
waltschaft verfasse. Diese könne damit entscheiden, ob und gegen wen 
ein Verfahren eröffnet werden solle. Der polizeiliche Sachbearbeiter stell-
te den Bericht bis zur zweiten Hälfte Juni 2018 in Aussicht. Die Befragun-
gen der Eltern durch den polizeilichen Sachbearbeiter erfolgten bis Ende 
Mai 2018. In diesem Zeitraum verlangte der zuständige polizeiliche 
Sachbearbeiter ohne entsprechenden Auftrag der Staatsanwaltschaft 
beim Sekretariat der SSO Protokolle ein.428 Die Sekretärin der SSO ist 
zugleich bei der Staatsanwaltschaft als administrative Sekretärin ange-
stellt. Die Staatsanwaltschaft erfuhr von diesem polizeilichen Herausga-
bebegehren. Deshalb teilte der zuständige Staatsanwalt dem polizeili-
chen Sachbearbeiter per E-Mail am 31. Mai 2019 mit, er solle keine wei-
teren Ermittlungshandlungen mehr ausüben, sondern den Bericht verfas-
sen.429  
 

 
428 Gemäss Art. 263 Abs. 3 und 265 Abs. 3 der Schweizerischen Strafprozessordnung vom 

5. Oktober 2007, StPO, SR 312.0) besitzt die Staatsanwaltschaft, aber nicht die Polizei 
diese Kompetenz. 

429 E-Mail vom 31. Mai 2019: Der Staatsanwalt erläutert vorerst, weshalb er den Polizisten 
nicht telefonisch erreichen könne, und schrieb dann: 
«Überlass mir und xxx (Name der PUK bekannt) Kopien/Scans des Folgenden: 

• Protokolle der 3 „Elterneinvernahmen“ samt Beilagen  
• Alle weiteren bei Dir seit der Besprechung vom 23.04.2018 entstandenen wesent-

lichen Akten 
Unternimm einstweilen keine weiteren Ermittlungshandlungen.»  
Danke!“ 
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Durch zusätzliche Belastungen in der Polizeiarbeit konnte der Sachbear-
beiter den Termin von Mitte Juni 2018 nicht einhalten. Der Termin wurde 
daraufhin bis Ende August 2018 erstreckt. Durch weitere Verzögerungen 
konnte der Bericht erst Mitte September 2018 fertiggestellt werden. Die 
Staatsanwaltschaft prüfte den Bericht, und nach der Ferienabwesenheit 
eines Staatsanwaltes wurden am 23. Oktober 2018 die Verfahren gegen 
Dr. Peter Kerschot, Dr. Hadi Shidiak und Catherine Witt eröffnet. Gemäss 
Eröffnungsverfügung wird Dr. Peter Kerschot und Dr. Hadi Shidiak im 
Wesentlichen ungetreue Amtsführung und ungetreue Geschäftsführung 
mit Bereicherungsabsicht vorgeworfen. Gegen Catherine Witt wurde eine 
Strafuntersuchung wegen verschiedener Vorwürfe eröffnet. 
 
Am 9. November 2018 stellte Peter Sticher bei Regierungsrat Ernst Lan-
dolt den Antrag, einen ausserordentlichen Staatsanwalt einzusetzen. 
Peter Sticher meinte, um den Anschein der Befangenheit angesichts der 
kleinräumigen Verhältnisse zu vermeiden, sei es besser, einen ausseror-
dentlichen Staatsanwalt mit dieser Aufgabe zu beauftragen.430 Diesem 
Antrag wurde stattgegeben und Adrian Ettwein, Bern, als ausserordentli-
chen (ao.) Staatsanwalt für die genannten Strafverfahren gegen die drei 
Personen ernannt. Am 8. Dezember 2018 erstattete das SVA Schaffhau-
sen eine umfangreiche Strafanzeige gegen Dr. Hadi Shidiak, weil sie der 
Auffassung war, die von ihm gestellten Rechnungen bei der Behandlung 
von IV-Fällen seien nicht korrekt. Deswegen führte die Staatsanwaltschaft 
im Januar 2019 eine Hausdurchsuchung bei Dr. Hadi Shidiak durch. Auch 
für dieses Strafverfahren wurde Adrian Ettwein zum ao. Staatsanwalt 
ernannt.431 
 
Diese Strafverfahren sind aktuell noch nicht abgeschlossen. Es gilt die 
Unschuldsvermutung für die in das Strafverfahren involvierten Personen. 
 

6.7.2.2 Strafverfahren betreffend Amtsgeheimnisverletzung 
Für das von der Staatsanwaltschaft am 9. November 2018 eröffnete 
Strafverfahren gegen unbekannt wegen Amtsgeheimnisverletzung wurde 

 
430 Befragung Peter Sticher, Frage 7 
431 Befragung Peter Sticher, Fragen 5 ff.; Schreiben Peter Sticher vom 19. Februar 2019, 

Befragung Roland Flüeler, Fragen 2 ff. 
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als ao. Staatsanwalt Urs Wiedemann (Frauenfeld, Thurgau) mit gleichem 
Datum wie Adrian Ettwein eingesetzt. Er befragte mehrere Mitglieder der 
GPK und weitete das Strafverfahren auf ein Mitglied der GPK aus. Weil 
seine Untersuchungen den Tatverdacht nicht erhärteten, wurde das 
Strafverfahren am 26. Februar 2020 eingestellt.432 
 

6.7.3 Würdigung durch die PUK 
Die PUK prüfte ein Gerücht, wonach der polizeiliche Sachbearbeiter in 
seinen Vorabklärungen behindert worden sei. Sie diskutierte insbesonde-
re darüber, ob eine zusätzliche Befragung stattfinden sollte, damit die 
Aussage «der ermittelnde Polizeibeamte solle keine weiteren Ermitt-
lungshandlungen ausüben» weiter präzisiert werden könnte. Diesem 
Antrag wurde einstimmig stattgegeben. Im Anschluss an diese Befragung 
wurde der Antrag gestellt, eine weitere Person zu befragen. Die Mehrheit 
entschied, keine weiteren Personen einzuladen, weil der Sachverhalt 
umfassend abgeklärt war.  
 
Die PUK zog folgende Schlüsse: Nach Eingang der mündlichen Strafan-
zeige hatte die Staatsanwaltschaft unter Einbezug der massgebenden 
Kräfte der Polizei die Sache an die Hand genommen. Nachdem der Be-
richt des polizeilichen Sachbearbeiters mit einiger Verzögerung bei der 
Staatsanwaltschaft eingetroffen war, wurde in Ausübung des grossen 
Ermessens der Strafuntersuchungsbehörden eine sehr umfassende Stra-
funtersuchung eröffnet. Die PUK fand für den Vorwurf, dass die Staats-
anwaltschaft die Polizei bei ihrer Arbeit behindert behindern würde und 
ein polizeilicher Sachbearbeiter angewiesen worden sei, die Untersu-
chung einzustellen, keine Beweise. Der Hinweis, der polizeiliche Sachbe-
arbeiter solle sich auf seinen Auftrag konzentrieren, war sachlich gerecht-
fertigt.  
 
Angesichts der politischen Gewichtung des Falles war es richtig, eine 
umfassende Strafuntersuchung zu eröffnen und mit der Bearbeitung ei-
nen ausserordentlichen und ausserkantonalen Staatsanwalt zu beauftra-

 
432 Einstellungsverfügung vom 26. Februar 2020 
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gen. Dasselbe gilt auch für das Verfahren betreffend Amtsgeheimnisver-
letzung. 
 
Die von Christian Amsler wiederholt geäusserte Mutmassung, es bestehe 
ein Zusammenhang zwischen der Eröffnung der Verfahren am 23. Okto-
ber 2018 und seiner Bundesratskandidatur, und man habe ihm damit 
politisch schaden wollen, erwies sich aufgrund der dargelegten Ausfüh-
rungen als nicht stichhaltig.433 Der zeitliche Zusammenhang war zufällig, 
eine politische Absicht nicht nachzuweisen.  
 
Die PUK erhielt sodann Kenntnis davon, dass die Durchsetzung der Ver-
fahrensrechte für das SVA Schaffhausen erschwert sein könnte, weil 
dieses keine Parteistellung im Strafverfahren geniesse und so u.a. seine 
finanziellen Ansprüche nicht eigenständig geltend machen könne. Die 
PUK verfasste eine entsprechende Empfehlung an den Kantonsrat.434 
 

6.8 Rolle Finanzkontrolle 

6.8.1 Gesetzliche Grundlagen 
Die Finanzkontrolle (FiKo) ist durch ein unabhängiges Organ im Auftrag 
von Regierungsrat und Kantonsrat sicherzustellen.435 Sie prüft die Finan-
zen der kantonalen Verwaltung und ist als unabhängiges Organ lediglich 
administrativ dem Finanzdepartement unterstellt. Für die Prüfung wendet 
sie die Bestimmungen des Gesetzes und die anerkannten Grundsätze 
der Kontroll- und Revisionstechnik an. Dazu führt sie eine laufende Prü-
fung der Buchführung unter rechtlichen, wirtschaftlichen und buchhalteri-
schen Gesichtspunkten durch. Sie erstattet dem Regierungsrat und den 
zuständigen Aufsichtskommissionen des Kantonsrates jährlich Bericht. 
Diese können auch in die detaillierten Revisionsunterlagen Einsicht neh-
men und den Leiter der Finanzkontrolle zu ihren Sitzungen einladen. Bei 
besonderen Vorkommnissen oder Mängeln von grundsätzlicher oder 
erheblicher finanzieller Bedeutung unterrichtet die Finanzkontrolle den 

 
433 Befragung Christian Amsler, Stellungnahme Christian Amsler, S. 77 ff. 
434 Art. 104 Abs. 2 StPO; BGE 144 IV 240; 1B_158/2018 BGer vom 11. Juli 2018  
435 Art. 101 Abs. KV 
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Regierungsrat und die zuständige Aufsichtskommission. Strafbare Hand-
lungen meldet sie dem zuständigen Departement.436 Kanton und Stadt 
Schaffhausen führen eine gemeinsame Kontrolle. Diese hat uneinge-
schränktes Akteneinsichtsrecht.437 
 

6.8.2 Arbeit der FiKo 
Nach Aussagen des Leiters der Finanzkontrolle, Dr. Patrik Eichkorn, be-
steht die Arbeit der FiKo zum grössten Teil aus der Finanzaufsicht und 
der Beratung. Zur Finanzaufsicht gehören die Prüfung der Jahresrech-
nung und die sogenannten internen Revisionen, wo es vor allem darum 
geht, die Rechtmässigkeit und Ordnungsmässigkeit zu prüfen. Diese 
internen Revisionen würden aufgrund einer strategischen Risikoanalyse 
durchgeführt, die in den letzten zehn Jahren aufgebaut worden sei. Es 
bestünden insgesamt 153 Finanzbereiche, die nach den Kriterien We-
sentlichkeit (Umsatz) und Eintretenswahrscheinlichkeit von Schäden ein-
geschätzt würden. Wenn ein grosser Umsatz vorhanden sei, falle alle ein 
bis drei Jahre eine interne Revision an. Je tiefer der Umsatz, desto gerin-
ger die Revisionshäufigkeit. Hinzu kämen aber noch andere Faktoren, 
wie Komplexitäten der Gesetzgebung oder Wahrnehmung in der Öffent-
lichkeit. Ziel sei es, alle acht Jahre alle Finanzbereiche zu kontrollieren. 
Ab 2011 würden auch weitere Informationsquellen (Kantonsratsprotokol-
le, Gerichtsurteile etc.) zur Risikoevaluation herbeigezogen, und ab 2014 
sei die FiKo auf dem Verteiler der GPK-Protokolle. Die Schulzahnklinik 
sei angesichts des geringen Umsatzes und der Einschätzung der FiKo in 
die geringste Risikokategorie gefallen. Es sei für 2018 eine Schwerpunkt-
prüfung geplant gewesen. Diese habe jedoch aus Kapazitätsgründen erst 
2019 durchgeführt werden können. Im Jahr 2011 sei eine sogenannte 
WoV-Prüfung und im Jahr 2014 eine Kassaprüfung in der Schulzahnklinik 
durchgeführt worden. Beide Prüfungen hätten keine wesentlichen Bean-
standungen erbracht. Sodann bestehe eine Zusammenarbeit der Finanz-

 
436 Art 47a Finanzhaushaltsgesetz vom 20. Februar 2017 (SHR 611.100) i.V. Art. 37 ff. 

Gesetz über den Finanzhaushalt des Kantons und der Gemeinden (Finanzhaushaltsge-
setz) vom 26. Juni 1989 

437 Reglement über die Finanzkontrolle von Kanton und Stadt Schaffhausen vom 25. Juni 
2002 (SHR 611.02) 
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kontrolle mit den einzelnen Departementsvorstehenden. Eine Aussprache 
mit dem Regierungsrat habe noch nie stattgefunden.438 
 

6.8.3 Würdigung durch die PUK 
Die PUK erachtet es als zweckmässig, wenn die einzelnen Finanzberei-
che, einer Risikoanalyse unterzogen und demgemäss auch gewichtet 
werden. Nach Ansicht der PUK hätte aber die bekannte Schnittstellen-
problematik, dass die Schulzahnklinik einerseits einen staatlichen Auftrag 
(Reihenuntersuchung) hatte und sich andererseits in einem freien Markt 
(Kieferorthopädie) bewegte und innerhalb der kantonalen Verwaltung 
einen Sonderstatus hatte, zu einer höheren Risikogewichtung der Schul-
zahnklinik führen müssen. Auch bei der FiKo wurde die Schulzahnklinik 
als am Rande stehend betrachtet. 
 
In Anbetracht der Wichtigkeit der Finanzkontrolle erachtet es die PUK als 
notwendig, dass sich der Regierungsrat mindestens einmal pro Jahr mit 
der Finanzkontrolle trifft und sich von dieser orientieren lässt. Nur so lässt 
sich Wissen auf Augenhöhe austauschen.  
 
 
  

 
438 Befragung Dr. Patrik Eichkorn, Fragen 4 ff.; Revisionsanalyse, WoV-Bricht SZK 2011 

vom 19. Februar 2013; Kassarevision SZK vom 13. März 2014 
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7 Erfolgte Anpassungen  
 
In diesem Kapitel werden die Anpassungen aufgeführt, die während der 
Kommissionsarbeit der PUK sowohl vom Finanzdepartement und von der 
Schulzahnklinik als auch vom Personalamt bereits umgesetzt wurden.  
 

7.1 Erfolgte Anpassungen durch das Finanzde-
partement 

Mit dem Eintritt von Dr. Kurt Schnepper und der temporären Unterstellung 
unter das Finanzdepartement wurden in der Schulzahnklinik Veränderun-
gen an die Hand genommen und Empfehlungen umgesetzt. So wurden 
unter anderem die Unterschriftenregelungen überprüft und angepasst. 
Ebenso wurde veranlasst, dass die gesetzlichen Vorgaben betreffend 
Röntgenbewilligung der Mitarbeitenden der Schulzahnklinik eingehalten 
werden.  
 
Aktuell wird die Organisation der Schulzahnklinik überprüft und die Be-
handlungsqualität einem Vergleich mit anderen Schulzahnkliniken unter-
zogen. Dabei handelt sich um den Beizug von Fachexperten für die Per-
sonalführung, den Aufbau von Strukturen und eine Betriebskontrolle. 
Weiter wurde im Rahmen eines umfassenden Konfliktmanagements eine 
externe Person beigezogen, um die Struktur und die Organisation zu 
überprüfen und die Kompetenzen und Aufgaben der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter klar zu definieren. Zur Überprüfung der allgemeinen Qualitäts-
standards wird ein externer Gutachter beigezogen. Der Kantonsrat hat für 
diese Massnahmen einen Budgetbetrag von CHF 728'000 für das Jahr 
2020 bewilligt .439 
 

 
439 vgl. Kapitel 2 Schulzahnklinik 
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7.1.1 Erfolgte Anpassungen in der Schulzahnklinik 

7.1.2 Myobrace® 
Die Diagnosestellung für die Anwendung von Myobrace® wurde enger 
gefasst, weshalb weniger Behandlungen erfolgen. Die Diagnosen der 
Reihenuntersuchungen werden durch einen Kieferorthopäden überprüft, 
und nur bei einer Bestätigung wird ein Myobrace®-Trainer angewendet. 
Röntgenaufnahmen werden nur noch vereinzelt angeordnet. Das serien-
mässige Röntgen bei einer Myobrace®-Diagnose findet nicht mehr statt. 
Wenn ein OPT durchgeführt werden muss, wird die Einwilligung dazu 
schriftlich bei den Eltern eingeholt. 
 

7.1.3 Arbeitszeiten 
Das Finanzdepartement hat die Arbeitszeiterfassung der Mitarbeitenden 
der Schulzahnklinik analog derjenigen der übrigen kantonalen Angestell-
ten geregelt. Ebenso wurden die Arbeitspensen überprüft und, wo nötig, 
angepasst. 
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8 Empfehlungen der PUK  
 
Im Folgenden werden die Erkenntnisse aus der Untersuchung als Emp-
fehlungen formuliert. 
 

8.1 Empfehlungen an die Schulzahnklinik 
Der Schulzahnklinik wird empfohlen, ihre interne Organisation (zum Bei-
spiel Arbeitsabläufe, Zuweisungen, Dokumentenführung, Patientenakten 
und -übergaben etc.) zu überprüfen und anzupassen. Ebenso wird emp-
fohlen, die Missstimmungen im Team mit professioneller Unterstützung 
anzugehen und eine Teamentwicklung aufzugleisen. 
 
Die PUK empfiehlt zu prüfen, ob das Produkte Myobrace® weiterhin ein-
gesetzt werden soll. Dafür ist allenfalls externe Unterstützung beizuzie-
hen respektive die Arbeitsgruppe Myobrace weiterzuführen. Ebenfalls ist 
abzuklären, ob neben Myobrace® weitere Produkte für die Behandlung 
von myofunktionellen Dysfunktionen anzuwenden sind. Dazu soll eine 
aussagekräftige Statistik geführt werden. Die im Bereich Myobrace® er-
folgten Anpassungen sind regelmässig zu überprüfen. Mit der zuständi-
gen Dienststelle ist abzuklären, wie die Zusammenarbeit in Zukunft orga-
nisiert werden soll. Es ist zu prüfen, ob der Logopädie mehr Ressourcen 
zur Verfügung gestellt werden müssen, damit der Therapie-Bedarf bei 
myofunktionellen Dysfunktionen gedeckt werden kann. 
 
Das Merkblatt «Nebenbeschäftigungen» ist aufgrund der Erkenntnisse 
der PUK anzupassen und dessen Inhalt durchzusetzen. 
 
Die Vergabe der Laborarbeiten, Materialeinkäufen etc. muss nach den 
Vorgaben der massgebenden Submissionsbestimmungen und in Zu-
sammenarbeit mit den zuständigen Stellen erfolgen. 
 
Die Patientendossiers sind präzis und einheitlich zu führen. Die Einträge, 
inklusive Nachträge, müssen sowohl nach Urheberin oder Urheber als 
auch nach dem Datum des Eintrags nachvollzogen werden können. Pati-
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entenwechsel mit den entsprechenden Einwilligungen sind vollständig zu 
dokumentieren.  
 
Die kostenlose Behandlung der Mitarbeitenden und deren Kinder ist zu 
regeln.  
 
Es wird empfohlen, eine Liste der im Kanton Schaffhausen praktizieren-
den Zahnärztinnen und -ärzten sowie der Kieferorthopädinnen und  
-orthopäden aufzulegen, um die Wettbewerbsneutralität zu wahren. 
Ebenso ist eine Liste der im Raum Schaffhausen praktizierenden Kiefer-
chirurgen aufzulegen. 
 

8.2 Empfehlungen an den Regierungsrat 
Dem Regierungsrat wird empfohlen abzuklären, wie und in welcher Form 
und mit welchem Angebot sich die Schulzahnklinik in Zukunft positionie-
ren und entwickeln soll. Die Departementszuordnung ist zu überprüfen. 
 
Die gesetzlichen Grundlagen betreffend die Schulzahnklinik sind rudi-
mentär. Das zuständige Departement wird eingeladen, die gesetzlichen 
Grundlagen zu prüfen und den Auftrag der Schulzahnklinik präziser zu 
formulieren.  
 
Der Regierungsrat wird eingeladen, mit geeigneten Massnahmen sicher-
zustellen, dass die Regelungen betreffend Nebenbeschäftigungen ge-
mäss Personalgesetz und Verordnung innerhalb der kantonalen Verwal-
tung nach einheitlichen Kriterien angewendet werden. Bei der Nebenbe-
schäftigung ist insbesondere das Kriterium der möglichen Interessenkolli-
sion besonders zu beachten. Dies hat auch für Teilzeitbeschäftigte zu 
gelten. Bewilligungen für die oberen Kader sind generell vom Regierungs-
rat zu erteilen. Damit kann auch die Gefahr der persönlichen Abhängig-
keit zwischen Gesuchstellenden und Direktvorstehenden umgangen wer-
den. Werden Bewilligungen für Nebenbeschäftigungen erteilt, so ist re-
gelmässig zu überprüfen, ob die erteilten Auflagen eingehalten werden 
und keine Interessenkollisionen vorliegen.  
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Es ist sicherzustellen, dass Abteilungen und Dienststellen, in denen spe-
zielles Fachwissen vorhanden ist, in ihrer fachlichen Tätigkeit regelmäs-
sig überprüft werden. Dabei kann entsprechende fachliche Unterstützung 
von aussenstehenden Dritten beigezogen werden.  
 
Werden in einem Departement schwerwiegende Vorwürfe gegenüber der 
Verwaltung erhoben, haben die Departementsvorstehenden den Regie-
rungsrat über solche Vorkommnisse und die getroffenen Massnahmen 
regelmässig und umfassend zu informieren.  
 
Abklärungen über Vorkommnisse bei Abteilungen und Dienststellen sind, 
wenn die Vorgesetzten mitbetroffen sind, nicht durch die Vorgesetzten 
selber, sondern durch das Departement oder durch ausserhalb der 
Dienststelle Stehende durchführen zu lassen. 
 
Der Regierungsrat hat mittels Schulungen, Informationen und Kontrollen 
dafür zu sorgen, dass die Submissionsvorschriften in der Verwaltung 
bekannt sind und angewendet werden. 
 
Dem Regierungsrat wird empfohlen, den Informations- und Wissensaus-
tausch mit der Finanzkontrolle mindestens einmal pro Jahr zu institutiona-
lisieren. Die Unabhängigkeit der Finanzkontrolle muss gewährleistet sein.  
 
Werden über einen längeren Zeitraum für dieselben Personen Marktzula-
gen gewährt, sind die entsprechenden Einstufungen anzupassen. 
 

8.3 Empfehlungen an den Kantonsrat  
Dem Kantonsrat wird empfohlen, in Zusammenarbeit mit dem Regie-
rungsrat eine niederschwellige verwaltungsunabhängige Anlauf- oder 
Meldestelle zu schaffen, an die sich Personen, die Missstände in der 
kantonalen Verwaltung orten, wenden können.  
 
Kantonsrat, GPK und Kommissionen sollen das Recht erhalten, von sich 
aus verwaltungsunabhängige fachliche und rechtliche Unterstützung bei-
zuziehen. Die finanziellen Mittel dazu sind mit dem Budget zu bewilligen. 
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Dem Kantonsrat wird empfohlen, mit geeigneten Massnahmen den Wis-
senstransfer bei Legislaturwechseln oder Neueintritt von Mitgliedern, 
insbesondere bei der Geschäftsprüfungskommission, sicherzustellen. Er 
hat dafür zu sorgen, dass den Kommissions- und Ratsmitgliedern ihre 
Rechte, Einflussmöglichkeiten und Pflichten bekannt sind.  
 
Dem Kantonsrat wird empfohlen, gesetzliche Grundlagen zu schaffen, 
damit auch Ämter, öffentlich-rechtliche Anstalten oder Dritte, welche öf-
fentliche Aufgaben wahrnehmen, als Partei in einem Strafverfahren teil-
nehmen können (Art. 104 Abs. 2 StPO).  
 
Die GPK hat die Umsetzung der Empfehlungen der PUK regelmässig zu 
überprüfen und dem Kantonsrat darüber Bericht zu erstatten. 
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9 Anhang  
Anhang 1 
Gutachten Prof. Dr. Theodore Eliades 
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 Gutachten für die PUK Schulzahnklinik Schaffhausen 
 

 

Abbildung 1 . PRISMA-Flussdiagram zu Identifizierung / Einschluss geeigneter Studien in diesem 

Review. 
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Anhang 2 
Myobrace Flyer  
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Anhang 3 
Auflistung Regierungsrat; Departementssekretär; Dienststellenleiter 
 
 

Jahr  Regierungsrat/ 
Regierungsrätin 

Departements-
sekretär: Unterstel-
lung Schulzahnklinik 
bis 2007 

Dienststellenleiter: 
Unterstellung Schul-
zahnklinik ab 2008 

2000 Heinz Albicker Raphaël Rohner Jakob Geier 
2001 Heinz Albicker Raphaël Rohner Jakob Geier 
2002 Heinz Albicker Raphaël Rohner Jakob Geier 
2003 Heinz Albicker Raphaël Rohner Jakob Geier 
2004 Heinz Albicker Raphaël Rohner Jakob Geier 
2005 Rosmarie Widmer Gysel Raphaël Rohner Jakob Geier 
2006 Rosmarie Widmer Gysel Raphaël Rohner Jakob Geier 
2007 Rosmarie Widmer Gysel Raphaël Rohner Jakob Geier 
2008 Rosmarie Widmer Gysel Raphaël Rohner Jakob Geier 
2009 Rosmarie Widmer Gysel Raphaël Rohner Heinz Keller 
2010 Christian Amsler Raphaël Rohner Heinz Keller 
2011 Christian Amsler Raphaël Rohner Heinz Keller 
2012 Christian Amsler Raphaël Rohner Heinz Keller 
2013 Christian Amsler Roland Moser Heinz Keller 
2014 Christian Amsler Roland Moser Heinz Keller 
2015 Christian Amsler Roland Moser Heinz Keller 
2016 Christian Amsler Roland Moser Heinz Keller 
2017 Christian Amsler Roland Moser Thomas Schwarb Méroz 
2018 Christian Amsler Roland Moser Thomas Schwarb Méroz 
2019 Christian Amsler Roland Moser Thomas Schwarb Méroz 
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Anhang 4 
Regierungsratsbeschluss 
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10 Stellungnahmen der Betroffenen, des 
Regierungsrates sowie von Dritten 

 
Die Stellungahmen der Betroffenen, des Regierungsrates sowie von Drit-
ten werden integral veröffentlicht und beziehen sich auf den vorläufigen 
Bericht. Soweit es nötig erschien, wurde der Schlussbericht aufgrund der 
Stellungnahmen angepasst. 
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Heinz Albicker 
 
Gegenbemerkungen zum vorläufigen PUK-Bericht 
 
6.1.2.4 Seite 99 
Die PUK stellt fest, dass sie nach knapp 20 Jahren die damalige Marktsi-
tuation nicht beurteilen kann 
Alle Verantwortlichen, d.h. Leiter der SZK, der Departementssekretär als 
sein direkter Vorgesetzter, der Departementsvorsteher und der Gesamt-
regierungsrat waren sich aber damals sehr bewusst, dass eine erfolgrei-
che Weiterführung der SZK aufgrund eben dieser Marktsituation gefähr-
det war. 
 
Die PUK stellt fest, dass die gewählte Lösung eine gewagte Konstruktion 
war 
Ja, der Entscheid war mutig aber nicht gewagt sondern sehr gut überlegt 
und  zu diesem Zeitpunkt die beste Lösung.  In meiner Amtszeit mussten 
laufend mutige Entscheide getroffen werden. Beispiele: Gründung einer 
Pädagogischen Hochschule oder aufgeben der Lehrerausbildung im Kan-
ton Schaffhausen, Bau eines Schulgebäudes für die damalige DMS, Ver-
selbstständigung der Sonderschulen um mehr Bundesmittel nach Schaff-
hausen zu bringen usw. 
 
6.1.2.4 Seite 101 
Die PUK kann die uneingeschränkte Bewilligung einer privaten Tätigkeit 
nicht akzeptieren 
Ich habe den RRB vom 14.1.2003 nach Vorliegen des vorläufigen PUK-
Berichtes erstmals wieder studiert und festgestellt, dass die Bewilligung 
nicht uneingeschränkt erfolgt ist. Im Antrag von Dr. Kerschot an mich vom 
12. Dezember 2002 wurde von ihm selber die Einschränkung „Erwachse-
ne“ aufgeführt. Auch wurde im Protokoll zum RRB-Beschluss vom 
14.1.2003 begründet weshalb die Bewilligung erteilt wird und dass diese  
zur Behandlung von privaten Patientinnen und Patienten in der privaten 
Praxis auf „Erwachsene“ beschränkt gilt. Diese Erläuterungen wurden im 
RRB nicht wiederholt, waren aber integrierter Bestandteil des RRB, der 
an Peter Kerschot abgegeben und mündlich besprochen wurde. Es war 
Dr. Kerschot jederzeit bewusst, dass  die Bewilligung nur für Erwachsene 
gilt. Während meiner restlichen Amtszeit 2003/2004 als Erziehungsdirek-
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tor gab es keinen Hinweis, dass Kinder in dieser Praxis behandelt wer-
den. In einem anderen Fall, wo ein ausgetretener Mitarbeiter Abwerbun-
gen versucht hat, bin ich sofort eingeschritten und habe diese unterbun-
den. 
 
Die PUK findet es stossend, dass man das Arbeitspensum erst nach ei-
ner gewissen Zeit und  nur um 10% reduzierte und dies jeglicher Logik 
widerspreche und wirklichkeitsfremd sei. 
 
Diesen Vorwurf weise ich in aller Form zurück! 
Glaubt, die PUK tatsächlich, dass dies dem direkten Vorgesetzten, dem 
Departementsvorsteher und dem Gesamtregierungsrat nicht klar war? 
Herr Dr. Kerschot erbrachte die von ihm verlangte Leistung und sein Ar-
beitspensum in der SZK. Ohne dieses Engagement wäre die erfolgreiche 
Weiterführung der SZK nicht möglich gewesen. Die SZK war personell 
gut aufgestellt, genoss einen hervorragenden Ruf, lieferte beste Qualität 
und war auch in finanzieller Hinsicht eine Vorzeigeabteilung, dies auch 
noch viele Jahre nach meinem Departementswechsel am 1.1.2005.  Wie 
er sich mit seiner privaten Praxis organisiert hat war seine Sache. Sicher 
opferte er den Grossteil seiner Freizeit (es gibt fleissige Mitarbeitende, die 
bereit sind beträchtlich mehr als 42 Stunden für den beruflichen Erfolg zu 
arbeiten) und hatte allenfalls auch Unterstützung von Dritten. 
 
6.4 Seite 132 
Die PUK beurteilt die Bewilligung durch den Gesamtregierungsrat sei der 
Grundstein für die Fehlentwicklung 
 
Dem ist entgegenzuhalten, dass die SZK, dank diesem Entscheid nicht 
schliessen musste, was damals ein wahrscheinliches Szenario war. Im 
Gegenteil – die SZK war äusserst erfolgreich und dies in jeder Bezie-
hung. Die Bewilligung wurde nur zur Behandlung von Erwachsenen er-
teilt, womit klar war, dass der SZK keine Nachteile entstehen können. 
Während meiner Amtszeit als Erziehungsdirektor kam nie ein Verdacht 
auf, dass an der privaten Klinik Kinder behandelt würden. Der direkte 
Vorgesetzte, Dr. Rohner, hatte auch keine Anzeichen ansonsten er mich 
umgehend informiert hätte. Die Fehlentwicklung hat mit den Personen zu 
tun, die sich nach meiner Amtszeit als Erziehungsdirektor und dies erst 
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Jahre später pflichtwidrig verhalten haben und kann nicht den damaligen 
Verantwortlichen in die Schuhe geschoben werden. 
 
6.4 Seite 135 
Die PUK folgert, dass ein Führungsversagen aller Vorgesetzten vorliege 
 
Diesen Pauschalvorwurf kann ich nicht akzeptieren. Meine Gegenbemer-
kungen zu 6.1.2.4 und 6.4 zeigen auf, dass in  meiner restlichen Amtszeit 
als Erziehungsdirektor in den Jahren 2003 und 2004 keine Missbräuche 
vorkamen und dass die SZK ein Erfolgsmodell war. Beim Auftauchen von 
Hinweisen, dass in der privaten Klinik Kinder behandelt und sogar von 
der SZK abgeworben würden, hätte ich sofort eingegriffen. Dass zu ei-
nem späteren Zeitpunkt gegen den RRB vom 14.1.2003 verstossen wur-
de ist nicht den damaligen Verantwortlichen anzulasten. Der Departe-
mentssekretär und ich als Vorsteher des Departements haben unsere 
Führungsaufgabe jederzeit wahrgenommen.  
 
 
Schaffhausen, 21. Mai 2020 
Heinz Albicker 
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11 Abkürzungsverzeichnis 
 
BBZ Berufsbildungszentrum 

DSG Kantonales Datenschutzgesetz 

DVT Digitale Volumentomographie 

ED Erziehungsdepartement 

FiKo Finanzkontrolle 

GPK Geschäftsprüfungskommission 

IV Eidg. Invalidenversicherung 

KFO Kieferorthopädie 

KO/KZM Kieferorthopädie / Kinderzahnmedizin 

KR Kantonsrat 

KRG Kantonsratsgesetz 

KSD  Informatikunternehmen von Kanton und Stadt Schaffhausen 

KV  Kantonsverfassung 

MFT myofunktionelle Therapie 

OPT Orthopantomogramm 

PG Personalgesetz   

PMA präfabrizierte myofunktionelle Apparaturen 

PUK Parlamentarische Untersuchungskommission 

PUK BVK Parlamentarische Untersuchungskommission BVK Personalvor-
sorge des Kantons Zürich 

RRB Regierungsratsbeschluss 

SHR Schaffhauser Rechtsbuch 

SSO Zahnärztegesellschaft Schaffhausen 

StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch 

StPO Schweizerische Strafprozessordnung 
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StSV Strahlenschutzverordnung 

SVA Sozialversicherungsamt 

SZK Schulzahnklinik 

SZG frühere Abkürzung Zahnärztegesellschaft Schaffhausen 

WoV Wirkungsorientierte Verwaltungsführung 

ZPO Zivilprozessordnung 
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